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EDITORIAL/132: Liebe SB-Leserin und lieber SB-Leser ... (SB)





Wochendruckausgabe 132 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
11.05.2019
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Liebe SB-Leserin und lieber SB-Leser

stirnrunzelnd und schmallippig nutzen wir den Veröffentlichungsplatz
des Editorials für eine wichtige Mitteilung, welche wir Ihnen, ob wir
es nun mögen oder nicht, zukommen lassen müssen.

Ab dem 1. Juli 2019 kommen pro Schattenblick-Druckausgabe aufgrund
einer Versandkostenerhöhung der deutschen Bundespost 70 Cent zu den
bisher geltenden Kosten als daraus folgender Aufpreis hinzu. Ein Abo
wird deshalb statt zur Zeit Euro 25,- ab dem Zusendedatum 5. Juli
2019, also mit der 140. Ausgabe, auf Euro 28,- erhöht werden. Dabei
bleibt der Preis mit Euro 8,50 für ein Einzelexemplar
selbstverständlich und hoffentlich nicht nur zum Troste dem
Nichtabonnenten erhalten.

Unverändert bleibt auch die Qualität, die Struktur und die
sozialpolitische Ausrichtung der der Online-Tageszeitung Schattenblick
zugehörigen Wochendruckausgabe.

Ihre Schattenblick-Redaktion


10. Mai 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/4308: Berlin - Dichterporträt, Jerome Rothenberg, 29.05.2019


Haus für Poesie, Programmvorschau für Mai 2019

Mi., 29.5.19, 19.30 Uhr

DICHTERPORTRÄT

Jerome Rothenberg

Lesung & Gespräch

mit Jerome Rothenberg Autor, San Diego

Moderation Norbert Lange Autor, Berlin



Jerome Rothenberg (geboren 1931 in New York) ist der große Getriebene und
Forschende unter den amerikanischen Dichtern der Gegenwart. Sein Interesse
gilt der kreativen Auseinandersetzung mit den historischen Avantgarden,
der jüdischen Dichtung und den Gebräuchen und Traditionen indigener
Völker.

Gemeinsam mit dem Anthropologen Dennis Tedlock prägte er den Begriff
Ethnopoesie und gründete Alcheringa, "die erste Zeitschrift der Dichtung
von Stammesgesellschaften in aller Welt". Der Band Rituale & Events
(hochhroth Berlin 2019, Übersetzung Norbert Lange) versammelt scheinbar
nüchterne Beschreibungen von Kulthandlungen aus unterschiedlichen
Kulturräumen, wie Schlamm-Events der Navajo-Indianer, Dakota-Tänze,
polynesische Hochzeiten und tibetanische Bestattungen, die aus ihren
mythischen Zusammenhängen gelöst werden und so auf verblüffende Weise in
die Nähe zu modernen Happenings und Performances gerückt werden.

In dem Band Khurbn (Verlag Das Wunderhorn 2017, Übersetzung Barbara
Felicitas Tax und Norbert Lange), der nach einer Polen-Reise, dem Land von
Rothenbergs jüdischen Vorfahren, entstand, wird Poesie zur Sprache der
Geister. Die Texte folgen dem Wunsch, "den Toten ihre Tode zurückzugeben".
Das Wort Khurbn (was im Jiddischen Verheerung bedeutet) tritt an die
Stelle des als Euphemismus empfundenen Begriffs Holocaust.

Rechtzeitig zur Veranstaltung erscheint ein drittes Buch von Rothenberg in
deutscher Übersetzung: Polen /1931 (roughbooks 2019, Übersetzung Norbert
Lange).

Mit freundlicher Unterstützung von Echoo Konferenzdolmetschen

Eintritt: 6/4 EUR

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Mai 2019

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. Mai 2019 
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/4307: Berlin - La Périphérie, zu Gast... Marché de la Poésie aus Paris, 21.05.2019


Haus für Poesie, Programmvorschau für Mai 2019

Di., 21.5.19, 19.30 Uhr

La Périphérie

Zu Gast: Marché de la Poésie aus Paris

Lesung & Gespräch

mit Ulrike Draesner Autorin, Berlin | Dagmara Kraus Autorin, Straßburg
| Patrick Laupin Autor, Lyon | Valérie Rouzeau Autorin, Nevers |
Moderation Barbara Wahlster Literaturkritikerin, Berlin



Poesie auf den Markt! Fast 500 Verlage und Zeitschriften, die Poesie
gedruckt in die Welt bringen, werden sich Anfang Juni fünf Tage lang auf
dem Place Saint-Sulpice in Paris treffen - zum 37. Marché de la Poésie.
Vorab allerdings geht der Markt auf Reisen. "La Périphérie" ist in diesem
Jahr zu Gast in Berlin, zu einem deutsch-französischen Austausch.

Aus Frankreich eingeladen sind Valérie Rouzeau (geboren 1967 in
Cosnesur-Loire) und Patrick Laupin (geboren 1950 in Carcassonne). Mit den
Dichterinnen Dagmara Kraus (geboren 1981 in Wroclaw) und Ulrike Draesner
(geboren 1962 in München) lesen sie ihre Texte und sprechen über das
Schreiben, das Übersetzen, das Verlegen von Gedichten, über die
Verbindungen zur anderen Sprache, zur Tradition, zum Land. Sie wechseln
die Seiten, tauschen die Sichten. Veränderungen beginnen an den Rändern.
Vive la périphérie!

Der Abend wird deutsch-französisch gedolmetscht. Die Texte liegen auf
Deutsch und Französisch vor.

Gemeinsame Veranstaltung mit dem Marché de la Poésie, Paris, im Rahmen des
Programmes "La Périphérie".

Mit freundlicher Unterstützung von Echoo Konferenzdolmetschen und dem
Institut français Berlin.

Eintritt: 6/4 EUR

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Mai 2019

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / MEINUNGEN





APPELL/145: Waffenembargo gegen die Kriegskoalition im Jemen gefordert (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 11. Mai 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Waffenembargo gegen die Kriegskoalition im Jemen gefordert

Waffenthron in Berlin



"Die Kampagne "Aktion Aufschrei - Stoppt den Waffenhandel!" fordert die
Bundesregierung auf, ausnahmslos alle Rüstungsexporte an die
Kriegskoalition im Jemen zu stoppen und sich auf europäischer Ebene für ein
gleichlautendes Waffenembargo einzusetzen," begründet die
Kampagnen-Sprecherin und pax christi-Generalsekretärin Christine Hoffmann
die spektakuläre Kunstaktion, die heute im Regierungsviertel in Berlin den
Blick auf die tödlichen Folgen der deutschen und europäischen
Rüstungsexportpolitik lenkte.

Hoffmann weiter: "Es ist kein Spiel ... Kriege sind Realität. Und
Deutschland befeuert diese mit Waffen und Munition. Aktuell wird der Jemen
auch mit deutschen und europäischen Waffen in die größte humanitäre
Katastrophe der Gegenwart gebombt. Deutsche Rüstungsunternehmen liefern mit
Genehmigung der Bundesregierung an Saudi-Arabien, das die Kriegskoalition
anführt, und an die weiteren kriegsbeteiligten Länder: Die Vereinigten
Arabischen Emirate, Ägypten, Bahrain, Kuwait, Jordanien, Marokko, Senegal.
Damit trägt Deutschland Mitverantwortung an der humanitären Katastrophe im
Jemen."

Deutsche Kleinwaffen, wie das G36 werden in Lizenz in Saudi-Arabien
produziert und von den Konfliktparteien im Jemen-Krieg eingesetzt. Aber vor
allem Kampfflugzeuge, Kriegsschiffe und Waffenstationen aus Deutschland,
Frankreich, Großbritannien, Italien und Spanien kommen dort zum Einsatz und
sind mit verantwortlich für etwa 50.000 Todesopfer seit Beginn der
Kampfhandlungen im Jahr 2015. Das ist ein Skandal!

Europa umgeht mit diesen Rüstungsexporten nicht nur den Gemeinsamen
Standpunkt der EU betreffend Rüstungsexporte, sondern auch den
Internationalen Waffenhandelsvertrag (ATT). Beide verbieten den Export von
Waffen in Kriegsgebiete. Dieses Verbot ist auch im deutschen
Kriegswaffenkontrollgesetz festgelegt.

Das größte zivilgesellschaftliche Bündnis gegen Rüstungsexporte "Aktion
Aufschrei - Stoppt den Waffenhandel!" platzierte am Freitag eine, dem Thron
aus der Serie "Game of Thrones" nachempfundene, Skulptur vor dem
Brandenburger Tor. Die Skulptur "Waffenthron" steht als Symbol für die
Waffenexporte aus Europa in Kriegsgebiete. Der "Waffenthron" besteht aus
Nachbildungen von Kleinwaffen wie dem G36 von Heckler & Koch, weil
Kleinwaffen 95% der Bedrohungen, Verletzungen und Toten in den Konflikten
seit dem 2. Weltkrieg verursachten. Die Aktion "Waffenthron" wurde von
Studierenden der Hochschule für angewandte Wissenschaft und Kunst
Hildesheim/HAWK Hildesheim entwickelt.

Die Aktivisten stellten die massiven europäischen Rüstungsexporte als
Wetteifern von Merkel, Macron, May um den Platz auf dem Waffenthron dar.
Zudem informierten sie über die Rüstungsexportpolitik Deutschlands und der
anderen europäischen Staaten und sammelten Unterschriften für ein
"Friedensprojekt Europa".

Die Koordinatorin der Kampagne "Aktion Aufschrei - Stoppt den
Waffenhandel!" Susanne Weipert erläutert den Blick auf die Europa-Wahl:
"Diese skandalöse Rüstungsexportpolitik hat viel mit der Wahl zum
Europäischen Parlament zu tun. Das Europäische Parlament entscheidet mit
über die Höhe und die Verwendung der europäischen Gelder. Vor kurzem wurde
beschlossen, länderübergreifende Rüstungsprojekte mit Milliarden zu
fördern. Im April diesen Jahres stimmte die Mehrheit der Abgeordneten
dafür, im Zeitraum 2021-2027 dem Verteidigungsfonds 13 Mrd. Euro zur
Verfügung zu stellen, statt die Mittel in zivile Konfliktbearbeitung zu
investieren Es braucht also neue Mehrheiten im europäischen Parlament, die
diesem Treiben ein Ende setzen.

Deshalb: Europawahl? - Frieden wählen!"


Trägerorganisationen der Kampagne: Aktionsgemeinschaft Dienst für den
Frieden e.V. (AGDF) · AGEH · aktion hoffnung Rottenburg-Stuttgart e.V. ·
Bischöfliches Hilfswerk MISEREOR · Brot für die Welt · Bund der Deutschen
Katholischen Jugend (BDKJ) · Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte
KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK) · Deutsche Sektion der Internationalen
Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges e. V. (IPPNW) Deutschland ·
NaturFreunde Deutschlands · JuristInnen gegen atomare, biologische und
chemische Waffen (IALANA) Deutsche Sektion · Ohne Rüstung Leben (ORL) · pax
christi - Deutsche Sektion der Internationalen Katholischen
Friedensbewegung · Provinzleitung der Deutschen Franziskaner und Kommission
Gerechtigkeit - Frieden - Bewahrung der Schöpfung ·
RüstungsInformationsBüro (RIB e.V.) · terre des hommes - Hilfe für Kinder
in Not · Werkstatt für Gewaltfreie Aktion, Baden (WfG)

Viele weitere Organisationen und Friedensinitiativen arbeiten im
Aktionsbündnis der Kampagne mit.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. Mai 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8638: Und morgen, den 14. Mai 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 14.05.2019 bis zum 15.05.2019 +++






[image: Jean-Luc 8638 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Streichende Winde,

Sonnenschein viel,

feuchtkühle Rinde,

Jean-Luc beim Spiel.
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INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





OSSIETZKY/1053: Frühling in Algerien?


Ossietzky - Zweiwochenschrift für Politik / Kultur / Wirtschaft

Nr. 9 vom 4. Mai 2019

Frühling in Algerien?

von Werner Ruf



Seit Februar demonstrieren in Algerien wöchentlich Millionen Menschen
gegen "das System". Auslöser war die auf den 18. April terminierte
(Wieder-)Wahl des Präsidenten Abdelaziz Bouteflika für eine fünfte
Amtszeit. 2013 erlitt der Präsident mehrere schwere Schlaganfälle.
Seither sitzt er im Rollstuhl, kann sich kaum bewegen, geschweige denn
sprechen. Spätestens seitdem ist unklar, wer die wirkliche Macht im
Lande ausübt, weshalb die Menschen von le pouvoir ("die Macht") oder
la nébuleuse ("die Undurchsichtige") sprechen. Am 13. März verzichtete
"die Mumie", wie der Präsident auch genannt wird, auf seine
Wiederwahl, am 2. April trat er gar vorzeitig von seinem Amt zurück,
das am 28. April formal geendet hätte. Die Demonstrationen gehen
weiter.

Nahezu die gesamten algerischen Staatseinkünfte stammen aus dem
Rohstoffexport (Erdöl und Erdgas). Fast alle Grundnahrungsmittel,
Pharmazeutika und Gebrauchsgüter müssen importiert werden. Eine an den
Bedürfnissen der Bevölkerung orientierte oder auf Autarkie zielende
Industrialisierung hat nicht stattgefunden. Somit ist der Staat
zentraler wirtschaftlicher Akteur. Seine Einnahmen - und damit die
Fähigkeit zur Subventionierung von Grundbedürfnissen
(Grundnahrungsmittel, Wohnungsbau, Infrastruktur) - sind in den
letzten Jahren aufgrund des sinkenden Ölpreises drastisch
zurückgegangen.

Dieses System ist der Nährboden für ein perfektes Netzwerk von
Korruption: Die Importe laufen über wenige vom Staat lizensierte
Agenten, die die Preise fast nach Gutdünken festsetzen können. Meist
werden die Importe durch kurzfristige Kredite (Laufzeit meist drei bis
sechs Monate) zwischenfinanziert. Für die Vermittlung der
hochverzinslichen Kredite kassieren (halb-)staatliche Akteure horrende
Gebühren. Die Vergabe von Großprojekten an ausländische Konzerne
insbesondere in der Erdöl- und Erdgasförderung, der Bau von Pipelines
und Raffinerien, Autobahnen, der Bau einer U-Bahn in Algier und
dergleichen ist durch die Zahlung gewaltiger Schmiergelder
gekennzeichnet. Eine weitere Einnahmequelle stellt der Kauf von
Rüstungsgütern dar, da die Lieferanten den Bestellern in der Regel den
Systempreis als "Kommissionen" zukommen lassen, der dann vom Abnehmer
mitbezahlt wird. Auch die Bundesrepublik Deutschland lieferte 2018
Waffen im Umfang von mehr als 800 Millionen Euro. Die Armee ist teils
direkt, teils über wichtige, mit den hohen Militärs verbundene
Familien in dieses System eingewoben.

Das ökonomisch wie politisch blockierte System produziert gewaltige
soziale Probleme. Von den derzeit mehr als 42 Millionen Einwohnern
sind nach offiziellen Angaben elf Prozent arbeitslos, in Wirklichkeit
dürften es mindestens 17 Prozent sein. Fast die Hälfte der Bevölkerung
ist weniger als 20 Jahre alt. Die Jugendarbeitslosigkeit liegt bei
etwa 50 Prozent. Auch die Zahl der arbeitslosen Hochschulabsolventen
liegt in diesem Bereich. Inwieweit Frauenarbeitslosigkeit überhaupt
von der Statistik erfasst wird, ist schwer einzuschätzen, da Frauen
sich in der Regel nicht arbeitslos melden. Landflucht und
unkontrollierte Urbanisierung sind die Folge mangelnder
Beschäftigungsmöglichkeiten, um die großen Städte entwickeln sich
Slums mit Millionen Bewohnern. Die (illegale) und mit schweren Strafen
belegte Flucht über das Mittelmeer hat schon vor drei Jahrzehnten
begonnen und wächst weiter. Zentrales Problem ist die grassierende
Wohnungsnot, da Kapital meist in Luxusvillen für die sich
herausbildende Schicht von Reichen investiert wird oder in
hochpreisige Immobilien, die an Ausländer vermietet werden
(Diplomaten, Firmenvertreter et cetera).

Die angespannte soziale Lage hatte bereits im Oktober 1988 in der
Folge eines Schülerstreiks zu einem landesweiten Aufruhr geführt, der
von der Armee brutal beendet wurde: Nach offiziellen Zahlen wurden
über 600 Menschen getötet. Es folgte eine neue Verfassung (1989), die
auch die Zulassung politischer Parteien jenseits der Einheitspartei
FLN (Nationale Befreiungsfront) ermöglichte. An der Jahreswende
1991/92 siegte die Islamische Heilsfront haushoch bei den
Parlamentswahlen. Das Militär putschte, setzte den - zuvor von ihm auf
den Schild gehobenen - Präsidenten Chadli Bendjedid ab, es folgte ein
fast zehnjähriger Bürgerkrieg, der mehr als 200.000 Menschen das Leben
kostete. Auch während des "arabischen Frühlings" 2011 kam es zu
Massenprotesten, dank umfangreichster "Sicherheitsmaßnahmen"
(Einstellung des gesamten Bus- und Eisenbahnverkehrs um die
Hauptstadt, Aufbietung von mehr als 30.000 Sicherheitskräften) konnten
größere Menschenansammlungen verhindert werden.

Grotesk ist am algerischen politischen System die Tatsache, dass es
durchaus eine relativ pluralistische Presse und einen
Parteienpluralismus gibt. Doch sind alle Parteien mit Ausnahme der in
der Kabylei verankerten Partei der Sozialistischen Kräfte (FFS) in das
System eingebunden. Das Spektrum reicht von der islamistischen Partei
für die Gesellschaft und den Frieden (MSP) bis zur trotzkistischen
Partei der Arbeiter (PT) mit ihrer medienwirksamen Vorsitzenden Louisa
Hanoun. Sie alle hatten Mühe, sich auf die Massenproteste
einzustellen, erklärten aber - eine nach der anderen bis schließlich
zur FLN - ihre Unterstützung für die Forderungen der Millionen
Demonstranten.

So bleibt in diesem undurchsichtigen, im Kern labilen System die
Nationale Volksarmee das, was sie immer war: die einzige strukturierte
Kraft. Doch: Ist sie (noch) so monolithisch wie bisher? Schon während
des grauenvollen Bürgerkriegs der 90er Jahre waren mehrere teils hohe
Offiziere desertiert, weil sie das Regime bezichtigten, in bester
Tradition des counter-insurgency islamistische Banden zu
instrumentalisieren, um abscheuliche Massaker an der Zivilbevölkerung
zu begehen mit dem Ziel, die Islamisten zu delegitimieren.
Orchestriert wurden die Aktionen vom Chef des militärischen
Geheimdienstes DRS, General Mohamed Mediène, genannt Tawfiq. Dieser
Geheimdienst soll auch Dossiers über die Korruption führender Militärs
und anderer Größen des Systems angelegt haben. 2015 wurde Mediène von
Bouteflika abgesetzt, der DRS aufgelöst, seine Abteilungen dem
79-jährigen Oberkommandierenden der Armee und stellvertretenden
Verteidigungsminister Ahmed Gaid Salah unterstellt.

Ende Januar 2019, lange vor den Massendemonstrationen, waren 13
führende Offiziere verhaftet worden. Offensichtlich gärte es auch in
der Armee aufgrund der Kandidatur Bouteflikas für eine fünfte
Amtszeit. Das Organ der Armee, el djeich, veröffentlichte Ende
Februar einen sehr ambivalenten Leitartikel, der die Verantwortung der
Armee gegenüber dem Volkswillen thematisierte. Als die großen
Massendemonstrationen begannen, schoss die Armee nicht (anders als
1988), die Demonstranten riefen in Sprechchören "el djeich, esh-shaab
- khawa, khawa" (die Armee und das Volk sind Brüder).

Erst Ende März forderte der Oberkommandierende der Armee Gaid Salah,
bis dahin bedingungsloser Unterstützer des Präsidenten, die Einleitung
eines Amtsenthebungsverfahrens aus gesundheitlichen Gründen gegen den
amtierenden Präsidenten auf der Grundlage der Verfassung. Für viele
Kommentatoren war dies eine Botschaft, die den Erhalt des Systems ohne
Bouteflika retten sollte. Doch am 4. April erklärte Gaid Salah, dass
die Armee "das Volk vor einer Handvoll Personen schützen werde, die
sich unrechtmäßig den Reichtum des algerischen Volkes angeeignet"
habe. Prompt leitete die algerische Justiz Verfahren wegen Korruption
und Devisenvergehen ein, der algerische Luftraum wurde für Privatflüge
innerhalb des Landes und ins Ausland geschlossen, 150 Personen wurden
mit einem Ausreiseverbot belegt, die beiden Brüder Bouteflikas stehen
unter Hausarrest. Das Volk aber demonstriert weiter gegen "das
System", dessen Teil die Armee zumindest war. Wird sie jetzt den
Volkswillen retten und die Demokratie einführen?

Wahrscheinlicher ist, dass die Armee oder zumindest ihre Spitze,
selbst tragender Teil "des Systems" seit der Unabhängigkeit, versuchen
wird, ihre staatstragende (und ökonomische) Rolle zu retten. Doch das,
was "die Mumie" im Schaufenster der Republik bewirken sollte, ist
gescheitert: Zwischen den Clans, die die "reale Macht" in Algerien
darstellten, ist ein offener Kampf ausgebrochen, Personen und Gruppen
werden zumindest zum Teil sichtbar. Die Armee und ihre Geheimdienste
haben genügend Erfahrung, um mittels provokatorischer Elemente die
friedlichen Massendemonstrationen zu kippen und einen Schießbefehl zu
rechtfertigen. Bisher (Stand 22. April) haben die Demonstranten es
vermocht, jedwede Gewalt zu verhindern. Und sie wissen offensichtlich,
dass mit dem Verschwinden der Person Bouteflika "das System" noch
lange nicht am Ende ist. Deshalb protestieren sie weiter auf den
Straßen. Die entscheidende Frage bleibt: Ist die Armee noch jene
monolithische Einheit, die bereit ist, auf die Brüder und Schwestern
auf der Straße zu schießen, oder gelingt es den Massen, auch den
militärischen Teil "des Systems" zu stürzen, der bisher dessen
Rückgrat war.

Dr. phil. Werner Ruf, bis 2003 Professor an der
Universität Kassel, ist Politologe und Friedensforscher.
Er ist Mitglied des Gesprächskreises Frieden und Sicherheitspolitik
der Rosa-Luxemburg-Stiftung. Zuletzt erschienen von ihm die Bücher
"Islamischer Staat & Co" (2017) und "Der Islam - Schrecken des
Abendlands" (2014), beide PapyRossa (Köln).

 * 
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FESTIVAL/401: "Little Joe" im Internationalen Wettbewerb von Cannes (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 18. April 2019

72. Internationale Filmfestspiele von Cannes

"Little Joe" im Internationalen Wettbewerb von Cannes



Die BR/ARTE-Kinokoproduktion "Little Joe" von Regisseurin Jessica
Hausner läuft im Internationalen Wettbewerb der diesjährigen
Filmfestspiele von Cannes, die vom 14. bis 25. Mai 2019 stattfinden.
"Little Joe" ist ein Film über den Zweifel an der Wirklichkeit und den
Verlust von Identität: Eine Mutter hat Angst, ihren Sohn zu verlieren
und verliert dabei sich selbst. Die Hauptrollen in der internationalen
Koproduktion spielen Emily Beecham ("28 Weeks Later") und Ben Whishaw
("Das Parfum - Die Geschichte eines Mörders").

"Nach dem oscarnominierten Film 'Werk ohne Autor', der bei den
 Filmfestspielen in Venedig Weltpremiere feierte, ist der Bayerische
 Rundfunk mit 'Little Joe' erneut als Koproduzent im Wettbewerb
 eines großen Festivals vertreten. Unser Anspruch ist es, Filme zu
 machen, die bewegen. Ich drücke 'Little Joe' die Daumen! Meinen
 Glückwunsch an alle Beteiligten!"

 BR-Fernsehdirektor Dr. Reinhard Scolik



"Nachdem wir erstmalig die international renommierte Regisseurin
 Jessica Hausner zu einer Zusammenarbeit mit dem Bayerischen
 Rundfunk gewinnen konnten, freut es mich natürlich besonders, dass
 ihr Film gleich zum Wettbewerb um die Goldene Palme in Cannes
 eingeladen wurde. 'Little Joe' entzieht sich den üblichen
 Genrekriterien und knüpft so nahtlos an ihre früheren Erfolgsfilme
 wie z.B. 'Lourdes' an. Das olympische Motto 'Dabei sein ist alles'
 trifft zwar auch für den Cannes-Wettbewerb zu, ich traue Jessica
 Hausner aber mit diesem Film auch die eine oder andere Palme zu.
 Viel Erfolg!"

 BR-Programmbereichsleiterin Spiel-Film-Serie Bettina Ricklefs




Inhalt "Little Joe"

Alice (Emily Beecham) ist Alleinerzieherin und leidenschaftliche
Wissenschaftlerin im Bereich der Grünen Gentechnik. Als
Pflanzenzüchterin in einer auf Zierpflanzen spezialisierten Firma
entwickelt sie eine neue Spezies, die nicht nur besonders schön ist,
sondern auch besonders gut riecht. Wenn man die Pflanze aufmerksam
pflegt, warm hält und zu ihr spricht, entwickelt sie einen
therapeutischen Effekt: Die Blume macht glücklich. Unerlaubterweise
bringt Alice eine der Blumen als Geschenk für ihren Teenager-Sohn Joe
(Kit Connor) mit nach Hause. Sie nennen die Pflanze "Little Joe" -
aber indem die Blume wächst und gedeiht, wächst ebenso Alices
Verdacht, dass diese von ihr geschaffene purpurrote Blume nicht so
harmlos ist wie ihr Spitzname vermuten lässt.


Filminfos

Regie: Jessica Hausner

Drehbuch: Jessica Hausner, Geraldine Bajard

Darsteller: Emily Beecham, Ben Whishaw, Kerry Fox, Kit Connor, Jessie
Mae Alonzo, David Wilmot, Sebastian Hülk, Phénix Brossard, Lindsey
Duncan u.a.

Redaktion: Cornelia Ackers (BR), Carlos Gerstenhauer (BR), Monica
Lobkowicz (BR/ARTE)

Produktion: coop99 filmproduktion (Produzenten: Bruno Wagner, Jessica
Hausner, Martin Gschlacht),The Bureau (Produzenten: Bertrand Faivre,
Gerardine O'Flynn) und Essential Films (Produzent: Philippe Bober), in
Koproduktion mit dem ORF, BBC Films, Bayerischer Rundfunk, in
Zusammenarbeit mit ARTE, gefördert von Österreichisches Filminstitut,
FISA, BFI, Eurimages, Filmfonds Wien, Medienboard Berlin-Brandenburg,
Land Niederösterreich


Der BR engagiert sich bei Kinokoproduktionen

Der Bayerische Rundfunk engagiert sich - gemäß seines Kulturauftrags -
auch im Kinobereich. Mit der redaktionellen und finanziellen
Beteiligung liefert der Bayerische Rundfunk einen wichtigen
kulturpolitischen Beitrag mit dem Fokus auf Nachwuchs und Debüt und
auf besonders wertige, gesellschaftlich relevante Filme. Die
Ausstrahlung von Kinofilmen ist sowohl im Ersten als auch im BR
Fernsehen ein wichtiger Bestandteil des Programms.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 18. April 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München
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FEATURE/1243: Deutschlandfunk Kultur - Die Europahymne und ihre Geschichte, 15.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Diesen Kuss der ganzen Welt

Die Europahymne und ihre Geschichte

Von Lorenz Hoffmann und Tobias Barth

Zeitfragen. Feature

Mittwoch, 15. Mai 2019, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Das Europa der freien Nationen, in dauerhaftem Frieden vereint, das
grenzenlose Europa kennt nur ein Tempo: Andante Maestoso! So hat es
Beethoven in der Partitur seiner Neunten festgeschrieben, in der "Ode an
die Freude", die zur Hymne Europas wurde. Deren Wirkungsgeschichte hat es
in sich. Als nach 1945 "Deutschland, Deutschland über alles" nicht mehr
gesungen werden konnte, wurde die "Ode an die Freude" zum Beispiel bei
internationalen Sportwettkämpfen als inoffizielle (west-) deutsche Hymne
gespielt. 1955 gab es die erste Anregung, die Ode zur offiziellen Hymne
Europas zu machen. Ab 1972 wurde sie dann tatsächlich zur Hymne des
Europarates und ab 1985 der Europäischen Gemeinschaft.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 7. Mai 2019
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FEATURE/1242: Deutschlandfunk Kultur - Rendite für Rares?, 14.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Rendite für Rares?

Vom (Un)Sinn des Sammelns als einer alternativen Geldanlage

Von Tim Zülch und Ralf Bei der Kellen

Zeitfragen. Feature

Dienstag, 14. Mai 2019, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Es liegt viel Geld herum in Deutschland - und das will angelegt
werden. Früher brachten konservative Anleger ihr Erspartes zur Bank.
Heute wird dieses Geld durch niedrige Zinsen und gleichbleibende
Inflationsraten jeden Tag weniger wert. Wer risikoreiche Anlageformen
wie Aktien scheut, dem bleiben nur noch Sachwerte wie Immobilien.
Wessen Erspartes dazu nicht reicht, legt sein Geld dieser Tage gerne
in Objekten an, die in den letzten Jahren einen wahren Boom erlebt
haben. Die Preise für Old- und Youngtimer steigen und steigen, das
Wall Street Journal feierte schon vor Längerem das Sammeln von alten
Mikrofonen als Wertanlage, ein Autor der Frankfurter Allgemeine
ermittelte, dass sich seine Vinylplattensammlung mit knapp zwei
Prozent Wertzuwachs pro Jahr verzinst habe. Doch wie sinnvoll ist das
Sammeln als Geldanlage wirklich?

 * 

Quelle:
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MUSIK/2888: Deutschlandfunk - Was krabbelt und summt denn da?, 14.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Was krabbelt und summt denn da?

Über lebendige Insekten in der Musik und bedrohte in der Natur

Von Mascha Drost

Musikszene

Dienstag, 14. Mai 2019, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Dem Volksbegehren "Rettet die Bienen" in Bayern Anfang des Jahres
hatten sich so viele Wahlberechtigte angeschlossen wie noch nie bei
einer vergleichbaren Unternehmung. Der Weg für einen Volksentscheid
für mehr Artenvielfalt im Bundesland ist damit frei. Aber nicht nur in
Bayern und Deutschland insgesamt ist die Sorge angesichts dramatisch
zurückgehender Insektenbestände groß. Warum es Schmetterlinge, Käfer,
Hornissen und anderes Getier so schwer haben, was wir mit ihnen
verlieren, aber auch wie sie in der Musikgeschichte von zahlreichen
Komponisten gewürdigt wurden, darüber gibt unsere "Musikszene"
Auskunft. Werke von Ludwig van Beethoven, über Dmitrij Schostakowitsch
bis Sofia Gubaidulina und mehr sind darunter. Musikalisch wird es
kräftig krabbeln, summen und flattern.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 7. Mai 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 14. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FACHMEDIZIN





SPORTMEDIZIN/338: Körperliche Aktivität kann die Gesundheitsrisiken des zu langen Sitzens ausgleichen (idw)


Australisch-Neuseeländischer Hochschulverbund / Institut Ranke-Heinemann - 09.05.2019

Raus aus dem Bürostuhl: Schon kurze Sporteinheiten können das Leben von Büroangestellten verlängern



In einer neuen Studie der University of Sydney wurde untersucht, ob
körperliche Aktivität die Gesundheitsrisiken des zu langen Sitzens
ausgleichen kann. Die Antwort, die wohl viele Büroangestellte weltweit
beruhigen dürfte, lautet: Ja - schon 20-40 Minuten mäßiger bis intensiver
Bewegung am Tag reichen aus, um die Risiken zu reduzieren oder gar
gänzlich zu eliminieren. Das dürften selbst die größten Sportmuffel
hinbekommen.

Sitzen wird oft als "das neue Rauchen" bezeichnet, aber es ist unklar, ob
das Sitzen an sich oder der Mangel an körperlicher Betätigung den Schaden
verursacht. Lange Zeit war auch unklar, welches Maß an mäßiger bis starker
körperlicher Aktivität - von Routinetätigkeiten wie dem zügigen Gehen zur
Arbeit bis hin zu Sport und gezielter Bewegung - dieses Risiko
kompensieren könnte.

Eine neue Studie hat nun den Zusammenhang zwischen langem Sitzen und einem
vorzeitigen Tod sowie Herz-Kreislauf-Erkrankungen untersucht und
abgeschätzt, welches Maß an mäßiger bis starker körperlicher Aktivität das
Gesundheitsrisiko des Sitzens ausgleichen könnte.

Die Wissenschaftler haben ein statistisches Modell erstellt, in dem sie in
einem Zeitraum von über neun Jahren die körperliche Aktivität von fast
150.000 Studienteilnehmern ab 45 Jahren mit den Daten des Sterberegisters
verglichen haben.

Die Kernbotschaft der Studie lautet, dass körperliche Aktivität besonders
wichtig für Menschen ist, die viel sitzen. Weniger zu sitzen sei zwar ein
guter Anfang, reiche aber nicht aus: für jene Menschen sei es besonders
wichtig, täglich eine Form der Bewegung in ihren Alltag zu integrieren.

Das Ersetzen von Sitzen durch körperliche Aktivität - aber nicht durch
Stehen - reduziere das Sterblichkeitsrisiko bei Menschen, die mehr als
sechs Stunden am Tag sitzen, so der Erstautor der Studie, Professor
Emmanuel Stamatakis vom Charles Perkins Centre und von der Prevention
Research Collaboration an der School of Public Health der University of
Sydney.

"In unserer Studie war in den am wenigsten körperlich aktiven Gruppen die
im Sitzen verbrachte Zeit konsistent mit der allgemeinen vorzeitigen
Mortalität sowie mit Herz-Kreislauf-Erkrankungen mit tödlichem Ausgang -
also bei jenen Menschen, die weniger als 150 Minuten körperlicher
Aktivität mittlerer bis starker Intensität pro Woche ausüben, so Professor
Stamatakis.

"Zum Beispiel hatten Menschen, die körperlich inaktiv waren und mehr als
acht Stunden am Tag saßen, ein um 107 Prozent höheres Risiko für einen
kardiovaskulären Tod als diejenigen, die sich mindestens eine Stunde am
Tag körperlich betätigten und weniger als vier Stunden saßen."

Dabei sei eine Stunde körperlicher Aktivität am Tag gar nicht nötig.

"Die Einhaltung der Empfehlung der australischen Gesundheitsbehörden von
150 bis 300 Minuten pro Woche - das entspricht durchschnittlich etwa 20-40
Minuten am Tag - scheint das Gesundheitsrisiko des Sitzens bereits zu
eliminieren", so Professor Emmanuel Stamatakis.

Die Studie wurde in der führenden Publikation für Kardiologie, dem
'Journal of the American College of Cardiology', veröffentlicht und von
der University of Sydney in Zusammenarbeit mit der Norwegian School of
Sports Sciences, dem Norwegian Institute of Public Health und der
britischen Loughborough University durchgeführt.

Körperliche Aktivitätseinheiten, die den derzeitigen Empfehlungen von
mindestens 150 Minuten mittlerer Intensität oder 75 Minuten starker
Intensität entsprechen, können demnach den Einfluss des Sitzens auf das
kardiovaskuläre und allgemeine Mortalitätsrisiko reduzieren oder sogar
gänzlich eliminieren.

Professor Stamatakis betont, dass die Ergebnisse sowohl für
Gesundheitsexperten und Gesundheitspersonal als auch für Menschen, die
viel sitzen, wie z.B. für Büroangestellte und andere mit einer sitzenden
Tätigkeit, nützlich sein können.

"Jede Form der Bewegung ist gut für die Gesundheit, aber eine körperliche
Aktivität von mittlerer bis starker Intensität - also eine Aktivität, die
die Menschen aus der Puste bringt - ist die effektivste und
zeiteffizienteste", so Professor Stamatakis.

"Sport und Gymnastikübungen können die Aktivität steigern, aber sie sind
nicht die einzige Option - schnelles Gehen, Treppensteigen und Radfahren,
um von Ort zu Ort zu gelangen, sind nur einige der vielen Möglichkeiten,
die der Alltag bietet, um sich zu bewegen und manchmal sogar ein wenig aus
der Puste zu kommen."


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution705

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Australisch-Neuseeländischer Hochschulverbund / Institut Ranke-Heinemann - 09.05.2019
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SPORTMEDIZIN/337: Zwischen Relevé und Bänderriss - Die Leiden der Tänzer (idw)


Gesellschaft für Orthopädisch-Traumatologische Sportmedizin (GOTS) - 08.05.2019

Zwischen Relevé und Bänderriss: Die Leiden der Tänzer



Beim professionellen Bühnentanz, wie zum Beispiel im Ballett oder in
Musicals, erleiden Tänzer häufig Verletzungen am Fuß und am Oberen
Sprunggelenk. Neue Untersuchungen, die auf dem Kongress der Gesellschaft
für Orthopädisch-Traumatologische Sportmedizin (GOTS) vorgestellt werden,
zeigen die Häufigkeit dieser Verletzungen und deren beste Therapieansätze
auf.

Wenn sich vom 27. bis 29. Juni Hunderte Sportmediziner, Fachärzte,
Wissenschaftler und Therapeuten auf dem größten sportorthopädischen
Kongress Europas der GOTS in Salzburg treffen, ist auch Dr. Elisabeth
Exner-Grave vom medicos.AufSchalke, Europas größtem ambulanten
Rehazentrum, dabei. Sie leitet dort das Kompetenzzentrum für Tanzmedizin
und behandelt verletzte Bühnenkünstler, unter anderem die Stars vom
Starlight Express und vom Ballett am Rhein. Zusammen mit Dr. Eileen M.
Wanke vom Institut für Arbeits-, Sozial- und Umweltmedizin der
Goethe-Universität Frankfurt stellt sie auf dem Kongress ihre Studien zu den
Verletzungsmustern vor.

Grundsätzlich sind die Verletzungen bei Tänzern von drei Faktoren
abhängig: von der Choreografie (auch Partnerarbeit), der
Bodenbeschaffenheit und dem Schuhwerk.

Dr. Exner-Grave erläutert: "Wenn die Tänzer sich in dem für den Tanz
charakteristischen relevé bewegen, erheben sie sich mit Muskelkraft von
der Sohle auf ihre Mittelfußköpfchen. Da die Sprungbeinrolle vorne breiter
ist als hinten, gerät deren schmalerer Anteil zwischen die Knochengabel.
Das ist per se eine instabile Situation mit erhöhtem Verletzungsrisiko."
Die Prävention von Verletzungen wird in der Ausbildung zu wenig
berücksichtigt, so dass oftmals schon Tanzstudenten von
Sprunggelenkverstauchungen betroffen sind.

Was sich einfach anhört, verlangt harte Trainingsarbeit. Minuziös müssen
die Tänzer ihre Bewegungen koordinieren. In Ermüdungssituationen oder
durch chronische Überlastung kann es zu Distorsionstraumen,
Bänderrupturen, Muskelverletzungen, Knochenmarködemen und
(Ermüdungs-)brüchen kommen.

Exner-Grave und Wanke haben 311 Tänzer-Patienten-Fälle über 5 Jahre
ausgewertet. Dabei kam heraus, dass akute Fußverletzungen mit 86,7 Prozent
am häufigsten sind, gefolgt von chronischen (51,4 Prozent) und akuten
(48,6 Prozent) Sprunggelenkverletzungen sowie chronischen Fußverletzungen
(13,3 Prozent). Brüche sind mit 6,7 Prozent nicht so häufig vertreten.

Es gibt geschlechtsspezifische und stilrichtungsabhängige Unterschiede
hinsichtlich der Verletzungsmuster. Hormonelle Einflüsse, sowie die
besondere Beweglichkeit nach der Tänzer ausgesucht werden (hinter der sich
häufig Kollagenosen verbergen), sind hierbei von Bedeutung.
So kommt es vor, dass Tänzer wegen einer chronischen Instabilität des
Sprunggelenks mit Gelenkverschleiß bereits um das 50. Lebensjahr eine
Prothese benötigen, weil nichts mehr geht.

Die Therapie der Bänderverletzungen ist bis zu 90 Prozent konservativ -
nur rund 10 Prozent müssen operiert werden. Letzteres ist der Fall, wenn
der gesamte Außenbandkomplex am Sprunggelenk gerissen ist und nur eine
Bandplastik die im Beruf geforderte Stabilität wiederherstellen kann.
Doch auch die konservative Therapie ist hart für Tänzer. Während ein
"Büro-Mensch" mit Sprunggelenk-stabilisierender Schiene in der Regel nach
5 Tagen wieder arbeiten kann, fallen die Tänzer durchschnittlich drei bis
fünf Monate aus.

Ein optimierter Reha-Stufenplan hilft beim Wiedererlangen des
Tanzvermögens. In den ersten sechs Wochen stehen die relative
Ruhigstellung des Sprunggelenks in einer Schiene, abschwellende Maßnahmen
sowie die Erhaltung der physischen Fitness außerhalb des
Verletzungsgebiets im Vordergrund. Danach liegt der Fokus auf der
Wiederherstellung der Beweglichkeit sowie der Kraft. Hierbei werden "auf
Schalke" tanzspezifische Therapietools wie das Pilates-Geräte-Training
eingesetzt sowie eine spezielle Methode, die ein 3-dimensionales
Muskelfunktionskettentraining im Bewegungsfluss ermöglicht."

Die nächste Reha-Phase bereitet die Tänzer gezielt auf die Arbeits- und
Belastungserprobung direkt im Theater vor: ab dann dürfen sie mit dem
Ensemble trainieren, aber z.B. noch keine hohen Vertikal- und
Horizontalsprünge absolvieren. Erst nach vier weiteren Wochen werden sie
als voll leistungsfähig wieder "freigegeben".


Weitere Informationen finden Sie unter

http://gots-kongress.org/news-presse/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2362

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Gesellschaft für Orthopädisch-Traumatologische Sportmedizin (GOTS) - 08.05.2019
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ARTIKEL/840: Symposium - Nachhaltige Strategien gegen die Antibiotika-Krise (idw)


GEMEINSAME PRESSEMITTEILUNG 

der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel und 

des Max-Planck-Instituts für Evolutionsbiologie Plön - 09.05.2019

Nachhaltige Strategien gegen die Antibiotika-Krise

Kiel Evolution Center veranstaltet internationales Symposium zur Anwendung
evolutionsbiologischer Prinzipien gegen Antibiotika-Resistenzen



Am gestrigen Mittwoch (8. Mai) startete die internationale Tagung
"Evolutionsbiologie gegen die Antibiotika-Krise", die das Kiel Evolution
Center (KEC) der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) gemeinsam
mit dem Max-Planck-Institut für Evolutionsbiologie (MPI-EB) in Plön
veranstaltet. An drei Tagen diskutieren Grundlagenforschende und
Medizinerinnen und Mediziner aus Norddeutschland, Berlin und Zürich
aktuelle Ansätze der Evolutionsbiologie, die dem zunehmend bedrohlichen
Problem der Resistenzen bakterieller Krankheitskeime gegen antibiotische
Wirkstoffe entgegenwirken könnten. Das gemeinsame Ziel der Teilnehmenden
ist die Entwicklung neuartiger Behandlungsstrategien gegen
Infektionskrankheiten, die die evolutionäre Anpassungsfähigkeit der
Krankheitserreger als zentrale Herausforderung berücksichtigen. Anlass des
Symposiums und auch vieler der gemeinsamen Forschungsaktivitäten von KEC
und MPI-EB ist die globale Antibiotika-Krise, die sich aktuell dramatisch
zuspitzt: Die Weltgesundheitsorganisation WHO warnt davor, dass sich in
einer möglicherweise bevorstehenden post-antibiotischen Ära eigentlich
harmlose Bakterieninfektionen zu einer der häufigsten Todesursachen
entwickeln könnten. Schon heute schätzt man die Zahl der durch
behandlungsresistente Krankheitskeime verursachten Todesfälle auf über
30.000 pro Jahr - allein in Europa.

Ursache: Falsch eingesetzte Antibiotika

Diese elementare Bedrohung für die öffentliche Gesundheit ist durch den
jahrzehntelangen sorglosen Antibiotikaeinsatz entstanden, vor allem im
medizinischen Behandlungsalltag und durch die umfangreiche Nutzung in der
Landwirtschaft. Folge dieser oft zu unspezifischen Antibiotikagabe ist die
schnelle evolutionäre Anpassung der bakteriellen Krankheitserreger an die
eingesetzten Wirkstoffe. Manchmal bilden sie bereits nach kurzer Zeit
Resistenzen aus, so dass selbst neu entwickelte Antibiotika äußerst
schnell ineffektiv werden können. Bislang nehmen Standardtherapien jedoch
kaum Rücksicht auf den entscheidenden Einfluss der natürlichen Selektion,
der den Mechanismen der Resistenzbildung zugrunde liegt - und begünstigen
damit das Problem rasant fortschreitender Resistenzevolution bei vielen
Krankheitserregern. Die gegenwärtige medizinische Praxis birgt also das
Risiko, auch die letzten noch zur Verfügung stehenden antibakteriellen
Wirkstoffe zu verlieren.

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler weltweit suchen intensiv nach
Lösungen, um diesen Teufelskreis zu durchbrechen, so auch die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer der aktuellen Tagung. "Die
Evolutionsforschenden zum Beispiel in Kiel und Plön streben danach,
Erkenntnisse aus der Evolutionsbiologie so auf die Nutzung vorhandener
antibiotischer Wirkstoffe anzuwenden, dass ihre Wirkung länger erhalten
bleibt", erklärt Professor Hinrich Schulenburg, KEC-Sprecher und Fellow am
Plöner MPI-EB. "Wir müssen wegkommen vom nicht-nachhaltigen Einsatz des
noch verfügbaren Antibiotika-Arsenals und gemeinsam mit Ärztinnen und
Ärzten neuartige Therapien entwickeln", so Schulenburg weiter.

Resistente Krankheitskeime austricksen

Ein Beispiel für solche nachhaltigen Behandlungsstrategien, die beim
Symposium diskutiert werden, liegt etwa in der Kombination und dem
schnellen Wechsel bestimmter gut zusammenwirkender Antibiotika.
Laboruntersuchungen haben gezeigt, dass sich so einerseits die
Resistenzbildung der Krankheitserreger hemmen lässt, gleichzeitig aber
auch eine sichere Bekämpfung der Keime und damit Behandlung einer
Infektion möglich ist. Ein weiterer Ansatz liegt in der Anwendung
personalisierter Therapien gegen Infektionen mit multiresistenten Keimen:
Die genaue Kenntnis der genetischen Eigenschaften eines spezifischen
Erregers, die seine Resistenzbildung zulassen, und die individuelle
Analyse der Wirkungsweise von Antibiotika bei einzelnen Patientinnen und
Patienten versprechen zum Beispiel in Zukunft eine präzise und
maßgeschneiderte Behandlung etwa bei problematischen
Tuberkulose-Infektionen.

Einen wichtigen Beitrag zur Erforschung der Resistenzbildungsmechanismen
liefert auch die Evolutionstheorie. Von Bedeutung ist dabei insbesondere
die Prognose, wie die gegenseitige Anpassung eines Krankheitskeimes an
bestimmte Medikamente oder einen Behandlungsmodus abläuft. "Theoretische
Modelle helfen uns dabei, die Effektivität möglicher neuer
Behandlungsformen abzuschätzen", betont Sebastian Bonhoeffer, Professor
für Theoretische Biologie an der ETH Zürich. "Insbesondere die Effekte des
Wechsels oder der Kombination bestimmter Wirkstoffe auf die
Resistenzevolution von Krankheitserregern können wir damit vorhersagen, um
gezielt bestimmte neue Behandlungsformen experimentell erproben zu
können", so Bonhoeffer weiter.

Evolutionsbiologie und klinische Forschung zusammenbringen

Um zentrale Erkenntnisse der evolutionsbiologischen Grundlagenforschung in
die klinische Anwendung zu übertragen, fehle es derzeit vor allem an einer
koordinierten Zusammenarbeit der beteiligten Expertinnen und Experten, ist
das Organisationsteam der Tagung überzeugt. "Unser Symposium in Plön ist
Teil einer langfristigen Strategie, um den Austausch von
Evolutionsforschenden, klinischen Forschenden und Ärztinnen und Ärzten im
Behandlungsalltag zu fördern", fasst Dr. Hildegard Uecker,
Mitorganisatorin der Tagung vom MPI-EB, zusammen. Uecker hebt abschließend
hervor, dass eine disziplinübergreifende Kooperation in dieser
bedrohlichen Lage von großer Wichtigkeit ist: "Nur auf dieser Grundlage
können wir die Übersetzung evolutionsbiologischer und theoretischer
Erkenntnisse in die klinische Anwendung und damit entscheidende
Fortschritte für eine weiterhin sichere Behandlung von
Infektionskrankheiten erreichen."

Über das KEC

Das Kiel Evolution Center (KEC) als interaktive Wissenschaftsplattform an
der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU) setzt sich zum Ziel,
Evolutionsforscherinnen und -forscher in der Region Kiel besser zu
koordinieren. Daneben sollen unter dem Schlüsselbegriff "Translationale
Evolutionsforschung" gezielt Brücken zwischen Grundlagenforschung und
Anwendung geschlagen werden. Neben der Förderung der Wissenschaft stehen
ausdrücklich auch Lehre und Öffentlichkeitsarbeit im Fokus des Kiel
Evolution Center. Daran beteiligt sind neben der CAU auch Forschende vom
GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel, dem Max-Planck-Institut
für Evolutionsbiologie in Plön (MPI-EB) und dem Forschungszentrum Borstel
(FZB), Leibniz-Zentrum für Medizin und Biowissenschaften.

Weitere Informationen:

Symposium "Evolutionary Biology meets the Antibiotic Crisis":

https://workshops.evolbio.mpg.de/event/12/overview

Forschungszentrum "Kiel Evolution Center", CAU Kiel:

http://www.kec.uni-kiel.de

Max-Planck-Institut für Evolutionsbiologie, Plön:

http://www.evolbio.mpg.de

Weitere Informationen finden Sie unter

http://workshops.evolbio.mpg.de/event/12/overview

http://www.kec.uni-kiel.de

http://www.evolbio.mpg.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution235
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Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Gemeinsame Pressemitteilung der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel und

des Max-Planck-Instituts für Evolutionsbiologie Plön - 09.05.2019
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DIAGNOSTIK/600: Was der Schweiß über die eigene Fitness verrät (idw)


Brandenburgische Technische Universität Cottbus-Senftenberg - 09.05.2019

Was der Schweiß über die eigene Fitness verrät



Mit Hilfe von langzeitstabilen Sensoren erfassen Therapiewissenschaftler
den Gesundheitszustand des Menschen über die Haut und nicht wie bisher
über das Blut.

Wenn der über die Atmung aufgenommene Sauerstoff während einer intensiven
Ausdauerbelastung nicht ausreicht, um den Energiebedarf der Muskeln zu
decken, entsteht das säurebegünstigende Stoffwechselprodukt Laktat. Der
Laktatwert im Blut gibt Rückschluss auf die individuelle
Stoffwechselsituation des Menschen. Ist er zu hoch, schwinden die
Muskelaktivitäten.

Die Forscher um Prof. Dr. Sven Michel entwickeln im Projekt "Entwicklung
textilbasierter und planarer Sensoren zur nicht-invasiven
Echtzeiterfassung des Laktatwertverlaufs für die Diagnostik gemäß
klinischer, therapeutischer und sportmedizinisch-leistungsorientierter
Anforderungen (LCSens)" textilbasierte Sensoren, die den Schweiß über die
Kleidung des Menschen messen können.

"Jeder, der schon einmal eine Stadionrunde so schnell wie möglich gelaufen
ist, merkt irgendwann, dass die Bewegungen nicht mehr funktionieren und
sich Krämpfe einstellen", so der Leiter des neuen Forschungsprojektes
LCSens Prof. Michel. "Der Laktaktwert kann dann zwischen 12 und 20 mmol
pro Liter Blut betragen. Das ist zehn Mal so hoch wie der normale
Laktatspiegel eines Erwachsenen, der unterhalb von 1,8 mmol pro Liter Blut
liegt. Bei bestimmten Herzerkrankungen sind ähnliche Werte feststellbar.
Man kann sich vorstellen, wie anstrengend der Lebensalltag in diesen
Fällen sein muss", so Prof. Michel weiter.

Der Leiter des Fachgebietes Therapiewissenschaften II und ehemalige
Hochleistungssportler kennt den Einfluss des Laktats aus eigener
Erfahrung. "Ist der individuelle maximale Laktatwert bekannt, können
Trainingseffekte präzise abgesteckt werden, so zum Beispiel Bereiche der
mehrheitlichen Fettverbrennung oder der verstärkten Konditionierung von
Pufferkapazitäten des Stoffwechsels."

In Kooperation mit dem Institut für Textilmaschinen und Textile
Hochleistungswerkstofftechnik der Technischen Universität Dresden
erhoffen sich die Forscher gemeinsam mit dem Institutsdirektor und
Zukunftspreisträger des Bundespräsidenten Prof. Dr.-Ing. Chokri Cherif,
die Belastungsdiagnostik weiter zu vereinfachen. Das Forschungsprojekt
LCSens hat eine Laufzeit von zwei Jahren und wird zunächst mit rund 600 T€
vom Bundesministerium für Wirtschaft und Energie gefördert. Gemeinsam mit
dem Lausitzer Seenland Klinikum Hoyerswerda erproben die Wissenschaftler
die Technologie unter klinischen Bedingungen.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution193
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Brandenburgische Technische Universität Cottbus-Senftenberg - 09.05.2019
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ETHIK/1290: Ethikrat - Keimbahneingriffe derzeit zu risikoreich, aber ethisch nicht grundsätzlich auszuschließen (idw)


Deutscher Ethikrat - 09.05.2019

Ethikrat: Keimbahneingriffe derzeit zu risikoreich, aber ethisch nicht grundsätzlich auszuschließen



Letztes Jahr erschütterte die Geburt der ersten genetisch veränderten
Babys die Welt. Der Deutsche Ethikrat legt nun eine Stellungnahme vor, in
der er die Möglichkeiten, in das Genom menschlicher Embryonen oder
Keimzellen einzugreifen, ethisch umfassend untersucht. Zwar hält er die
menschliche Keimbahn nicht für unantastbar. Gleichwohl beurteilt er
Keimbahneingriffe derzeit wegen ihrer unabsehbaren Risiken für ethisch
unverantwortlich. Deshalb fordert er ein Anwendungsmoratorium und
empfiehlt Bundesregierung und Bundestag, sich für eine verbindliche
internationale Vereinbarung dazu einzusetzen.

Zwingende Voraussetzung für jegliche künftige Anwendung von
Keimbahneingriffen wäre ihre hinreichende Sicherheit und Wirksamkeit sowie
die Etablierung angemessener Prozeduren und Begleitstrukturen. Dazu
erneuert der Deutsche Ethikrat einstimmig seine Forderung nach einem
breiten nationalen und internationalen Diskurs zum Thema und empfiehlt die
Einrichtung einer internationalen Institution, die Standards für
Keimbahneingriffe am Menschen erarbeitet und sich lösungsorientiert mit
deren medizinischen und gesellschaftlichen Implikationen beschäftigt.

Unstrittig ist im Deutschen Ethikrat zudem, dass jede angemessene
Beurteilung von Keimbahneingriffen über eine reine
Chancen-Risiken-Abwägung hinausgehen muss und nur unter Berücksichtigung von acht
ethischen Orientierungsmaßstäben befriedigen kann: Menschenwürde,
Lebens- und Integritätsschutz, Freiheit, Schädigungsvermeidung und Wohltätigkeit,
Natürlichkeit, Gerechtigkeit, Solidarität und Verantwortung.

In seiner Stellungnahme entfaltet der Ethikrat diese Orientierungsmaßstäbe
und wendet sie exemplarisch auf den vor einer Anwendung von
Keimbahninterventionen notwendigen weiteren Forschungsprozess sowie auf
drei mögliche Einsatzgebiete an: die Vermeidung schwerer erblicher
Erkrankungen, die durch die Veränderung eines einzelnen Gens verursacht
werden, die Verringerung multifaktorieller Erkrankungsrisiken und die
gezielte Verbesserung menschlicher Eigenschaften und Fähigkeiten
(Enhancement).

Dabei zeigt sich, dass es bei aller Einigkeit bezüglich des politischen
Handlungsbedarfs zu vielen Fragen unterschiedliche Positionen gibt - auch
im Deutschen Ethikrat. Beispielsweise halten nicht alle Mitglieder
Keimbahneingriffe überhaupt für sinnvoll. Eine große Mehrheit bewertet die
Weiterentwicklung und den Einsatz der Technologie mindestens zur
Vermeidung oder Verringerung genetisch bedingter Krankheitsrisiken als
ethisch legitimes Ziel. Für andere Mitglieder lassen Keimbahneingriffe
keinen ausreichend hochrangigen Nutzen erkennen, der ihre potenziellen
Nachteile rechtfertigen könnte.

Um die wesentlichen Fragen, Argumente und Positionen transparent und für
den geforderten breiten öffentlichen und auch internationalen Diskurs
verfügbar zu machen, fasst der Deutsche Ethikrat sie in einem analytischen
Instrumentarium zusammen und visualisiert die möglichen Entscheidungspfade
und ihre Konsequenzen in einem Entscheidungsbaum.

Weitere Informationen unter 

https://www.ethikrat.org/pressekonferenzen/veroeffentlichung-der-stellungnahme-eingriffe-in-die-menschliche-keimbahn/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution703
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Deutscher Ethikrat - 09.05.2019
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STUDIE/545: Übergewicht auf dem Land (idw)


Universitätsklinikum Ulm - 09.05.2019

Übergewicht auf dem Land 

Studie der Ulmer Universitätsmedizin Teil einer weltweiten Untersuchung



Menschen, die auf dem Land leben sind stärker von Übergewicht
betroffen als die Stadtbevölkerung, so das Ergebnis der großen
internationalen BMI-Studie, die am 08. Mai in dem renommierten
Wissenschaftsmagazin "Nature" veröffentlicht wurde. Insgesamt wurde
anhand der Daten von mehr als 112 Millionen Erwachsenen die weltweite
Entwicklung des Body-Mass-Indexes (BMI) zwischen 1985 und 2017 in
ländlichen und urbanen Gebieten in 200 Ländern untersucht. Die
EMIL-Studie der Ulmer Universitätsmedizin ist Teil dieser
umfangreichen internationalen Untersuchung.

Unter der Federführung des Imperial College London waren weltweit über
1000 Wissenschaftler*innen beteiligt - darunter Expert*innen der
Klinik für Innere Medizin I, II und III des Universitätsklinikums Ulm.

Die Ulmer Studie "Echinococcus multilocularis in Leutkirch" (kurz
EMIL) wurde 2002 auf Initiative der Baden-Württembergischen
Landesregierung durchgeführt. Koordiniert wurde sie von Professor Dr.
Wolfgang Kratzer vom Universitätsklinikum Ulm in Zusammenarbeit mit
dem Landesgesundheitsamt Baden-Württemberg. Im Rahmen der Studie
wurden 2.500 Einwohner der Leutkircher Stadtbevölkerung im Alter von
zehn bis 65 Jahren umfangreich medizinisch untersucht und Daten wie
Gewicht, Größe und Blutwerte erfasst. Aus dem Datenmaterial entstanden
zahlreiche Publikationen zu unterschiedlichen Fragestellungen. Daneben
fließt die EMIL-Studie nun in die internationale Untersuchung "Rising
rural body-mass index is the main driver of the global obesity
epidemic in adults" ein. "Die Studie ist eine der umfassendsten
Untersuchungen dieser Art und ich freue mich, dass das
Universitätsklinikum Ulm mit der EMIL-Studie daran beteiligt ist",
sagt Professor Dr. Wolfgang Kratzer, Studienkoordinator und Leiter des
Zentralen Ultraschalls am Universitätsklinikum Ulm.

Die BMI-Studie untersucht die weltweite Entwicklung des
Body-Mass-Indexes (BMI) zwischen 1985 und 2017. Anhand des
international anerkannten Richtwerts BMI konnten die
Wissenschaftler*innen feststellen, ob die Studienteilnehmer*innen ein
für ihre Größe angemessenes Gewicht hatten. Die Ergebnisse zeigen,
dass innerhalb von 33 Jahren die Werte des Body-Mass-Indexes in
ländlichen Gebieten stärker zunahmen als in Städten. Ging man bisher
davon aus, dass der weltweite Anstieg übergewichtiger Menschen mit der
Zunahme der Stadtbevölkerung zusammenhängt, zeigen die Ergebnisse der
aktuellen Studie das Gegenteil auf: wer in ländlichen Gebieten lebt,
tendiert eher zu Übergewicht. Zudem gibt es große Unterschiede
zwischen wohlhabenden und ärmeren Ländern. So ist der BMI von Frauen
in wohlhabenden Ländern seit 1985 angestiegen. Die
Wissenschaftler*innen gehen davon aus, dass Gründe dafür Faktoren wie
ein geringeres Einkommen, höhere Kosten für gesunde Lebensmittel sowie
weniger Freizeit- und Sportangebote sind.

Weiterführende Informationen zur EMIL-Studie:

www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/?term=EMIL%20Study%20Group%5BCorporate%20Author%5D

Weiterführende Informationen zur BMI-Studie:

www.nature.com/articles/s41586-019-1171-x

Originalpublikation:

doi: 10.1038/s41586-019-1171-x

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1093
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STUDIE/544: Weltweit - Fettleibigkeit nimmt im ländlichen Raum stärker zu als in Städten (idw)


Medizinische Universität Innsbruck - 08.05.2019

Weltweite Studie: Fettleibigkeit nimmt im ländlichen Raum stärker zu als in Städten



Zwischen 1985 und 2017 hat sich der durchschnittliche Body-Mass-Index
(BMI) von Frauen und Männern weltweit um 2,1 kg/m² erhöht. Das entspricht
einer durchschnittlichen Gewichtszunahme von fünf bis sechs Kilogramm pro
Person. Mehr als die Hälfte dieses weltweiten Anstiegs wurde dabei im
ländlichen Raum verzeichnet. Zu diesem gesundheitspolitisch weitreichenden
Ergebnis kommt eine internationale Studie, an der auch Forscher*innen der
Medizin Uni Innsbruck beteiligt waren. Das Wissenschaftsjournal Nature
berichtet.

Innsbruck, am 8.5.2019: Die Analyse der globalen Trends bei der
Entwicklung von Übergewicht und Adipositas in der erwachsenen Bevölkerung
(BMI über 25 bzw. 30 kg/m²) bringt ein überraschendes Ergebnis: Nicht, wie
erwartet, im urbanen, sondern im ländlichen Raum wächst die Zahl der
fettleibigen Menschen stärker an. In Ländern mit hohen Einkommen war der
durchschnittliche Anstieg des BMI zu über 50 Prozent auf die
Gewichtsentwicklung im ländlichen Raum zurückzuführen, bei Ländern mit
niedrigen und mittleren Einkommen sogar zu über 80 Prozent. Der
durchschnittliche Anstieg des BMI belief sich zwischen 1985 und 2017 bei
Frauen um 2,0 kg/m², bei Männern um 2,2 kg/m², wobei die Zunahme im
urbanen Raum bei Frauen 1,3 kg/m² und bei Männern 1,6 kg/m² betrug.
"Österreich gehört neben Schweden, Tschechien, Irland, Australien und den
USA zu jenen Industrieländern, die beim BMI eine besonders große Differenz
zwischen ländlichen und städtischen Regionen aufweisen - und das bereits
seit 1985, also dem ersten Untersuchungsjahr", betont Biostatistiker und
Epidemiologe Hanno Ulmer von der Medizinischen Universität Innsbruck, der
die populationsbasierten Gesundheitsdaten des Vorarlberger Arbeitskreises
für Vorsorge- und Sozialmedizin (Präs. Hans Concin) aufbereitet und für
die Meta-Analyse analysiert hat. Auch relevante Größen- und Gewichtsdaten
aus der prospektiven Bruneck-Studie, die von den Innsbrucker Neurologen
Stefan Kiechl und Johann Willeit geleitetet wird, flossen in die weltweite
Studie mit ein. Die Trends für Österreich basieren außerdem auf Daten der
Stellungskommissionen des österreichischen Bundesheeres.

Trends und Zahlen

Weltweit gesehen wiesen Frauen und Männer in städtischen Gebieten im Jahr
1985 im Großteil der untersuchten Länder einen höheren BMI auf als ihre
Pendants im ländlichen Raum. Im Verlauf des Untersuchungszeitraums hat
sich dieser Gap zwischen Stadt und Land weltweit verringert und sogar
umgekehrt. Der Sachverhalt eines höheren BMIs am Land ist in Österreich
nicht nur aktuell, sondern für den gesamten Studienzeitraum seit 1985
nachweisbar. Bei österreichischen Frauen mit Wohnort am Land stieg der
durchschnittliche BMI von 1985 bis 2017 von 24,3 auf 24,5 kg/m², bei
Frauen, die in urbanen Gebieten wohnen von 23,3 auf 23,7 kg/m². "Eine
wesentlich stärkere Gewichtszunahme als bei Frauen zeigt sich hingegen bei
Österreichs Männern: Der BMI von Männern am Land stieg in den letzten drei
Jahrzehnten von 24,7 auf 27,0 kg/m² und in der Stadt von 24,2 auf 26,6
kg/m²", so Ulmer. Der BMI von Männern stieg mit durchschnittlich mehr als
3,1 kg/m² in allen untersuchten Ländern stärker an, als bei Frauen.

In der von Majid Ezzati vom Imperial College London geleiteten
internationalen Studie wurden unter der Mitarbeit von mehr als 1.000
Wissenschafter*innen aus aller Welt (NCD Risk Factor Collaboration)
relevante Daten von über 112 Millionen Erwachsenen aus städtischen und
ländlichen Gebieten in 200 Ländern im Zeitraum von 1985 bis 2017
untersucht. Mit den Ergebnissen der Meta-Analyse regt Studienleiter Ezzati
ein Umdenken in der Gesundheitspolitik an: "Gesundheitspolitische
Diskussionen tendieren dazu, sich auf die negativen Aspekte des
Stadtlebens zu fokussieren. Tatsächlich bieten Städte eine Fülle an
Möglichkeiten, sich gesünder zu ernähren, sich körperlich zu betätigen und
zu erholen und die Gesundheit im Allgemeinen zu verbessern. Diese Angebote
sind im ländlichen Raum oft schwerer zu finden".

Die Analyse der großen Datenmengen im Hinblick auf den BMI in 200 Ländern
wurde mittels eines eigens für diese Meta-Studien entwickelten
hierarchischen "Bayes Modells" durchgeführt. "Dieses Modell erlaubt es,
auch für Länder mit geringen Studiendaten zum Gewichtsstatus, realistische
Prävalenzschätzungen durchzuführen", erklärt Statistik-Experte Ulmer. Vor
dem Hintergrund des bevorstehenden Europäischen-Adipositas-Tag am 18. Mai
2019 gewinnen die neuen Erkenntnisse besondere Relevanz.


Originalpublikation:

Rising rural body-mass index is the main driver of the global obesity
epidemic in adults.

https://dx.doi/10.1038/s41586-019-1171-x

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.i-med.ac.at/pr/presse/2019/22.html [Foto zum Download und Link zu Visualisierung der Daten]

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2355

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Medizinische Universität Innsbruck - 08.05.2019
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E-Mail: service@idw-online.de
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VORSORGE/809: Impfen - Ohne Schutz keine Schule ... Wird die Vernunft zur Pflicht? (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 4/2019

Impfen

Ohne Schutz keine Schule: Wird die Vernunft zur Pflicht?

von Dirk Schnack



Ärztekammer begrüßt Vorschlag zur Impfpflicht. Auch in
Schleswig-Holstein ist die Masern-Impfrate nicht hoch genug. Bundesweit 
steigende Erkrankungszahlen.


Schleswig-Holsteins Gesundheitsminister Dr. rer. pol. Heiner
Garg (FDP) hat mit seinem Vorschlag zur Impfpflicht für neue
Diskussionen rund um das Thema gesorgt. Garg hatte den Bund
aufgefordert zu prüfen, ob vor Aufnahme in eine Kita oder Schule eine
Masern-Pflichtimpfung vorgeschrieben werden kann.

Auf Bundesebene war bis Redaktionsschluss noch keine Entscheidung
gefallen. Bundesgesundheitsminister Jens Spahn (CDU) hatte
angekündigt, Vorschläge prüfen zu lassen. Er nannte es einen Skandal,
dass immer mehr Kinder an Masern erkranken. SPD-Gesundheitsexperte
Prof. Karl Lauterbach glaubt inzwischen nicht mehr, dass eine
Ausrottung der Masern in Deutschland ohne Impfpflicht gelingt.

Die Ärztekammer Schleswig-Holstein begrüßte Gargs Forderung, denn die
Masern-Impfrate liegt in Schleswig-Holstein mit 94 Prozent zwar im
Bundesdurchschnitt, aber erst bei einer 98-prozentigen Rate geimpfter
Kinder und Jugendlicher lässt sich diese Krankheit so kontrollieren,
dass aus Einzelfällen im Land keine Epidemie mehr werden kann. Eine
verpflichtende Impfung von Kindern und Jugendlichen schützt also nicht
nur diese selbst, sondern alle nicht geimpften Personen, auch
Risikogruppen. "Diese fünf Prozentpunkte sind entscheidend. Daher
können wir als Ärztekammer die Forderung einer Impfpflicht gegen das
Masernvirus nur begrüßen", sagte Dr. Henrik Herrmann, Präsident der
Ärztekammer.

Er verwies auch darauf, dass die Ärzteschaft in dieser Frage seit
Jahrzehnten mahnt. "Seit beinahe 30 Jahren rufen wir nun schon auf,
sich mit einer Masern-Impfung gegen diese hochansteckende Krankheit zu
schützen. Die bundesweit wieder steigenden Fallzahlen zeigen, dass es
mit einer bloßen Aufforderung nicht getan ist."


Dauerkampf mit Vorurteilen

Die meisten Menschen lassen sich impfen. Weil sich eine kleine Gruppe
von Skeptikern nicht überzeugen lässt, wird die Arbeit impfender Ärzte
erschwert. Information und Aufklärung über zwei Veranstaltungen im
Norden.

24.4.

Fachtagung Pro Impfen... Herausforderungen im Praxis alltag: u. a. mit
Vorträgen von Prof. Jörg Steinmann (Herpes Zoster und HPV), Dr. Jens
Uwe Meyer (Impfen nach Plan) und Dr. Uta Kunze (Wer darf impfen?).
Ort: Wissenschaftszentrum Kiel (Fraunhofer Str. 13), ab 14:00 Uhr.

23.5.

Start der zweitägigen Nationalen Impfkonferenz in Hamburg, die in
diesem Jahr vom Stadtstaat und Schleswig-Holstein veranstaltet wird.
Ort: Besenbinderhof 57a, ab 10.00 Uhr.


Impfungen gehören zu den wichtigsten und wirksamsten präventiven
Maßnahmen, die der Medizin zur Verfügung stehen. Moderne Impfstoffe
sind gut verträglich und unerwünschte Arzneimittelwirkungen werden nur
noch in seltenen Fällen beobachtet. So leitet das Robert Koch-Institut
(RKI) sein Informationsangebot über ein Thema ein, das viele Menschen
schützt und noch mehr schützen könnte - wenn es nicht mit
gegensätzlichen Meinungen und Vorurteilen zu kämpfen hätte. Ärzte
bekommen dies häufig in ihrer Arbeit zu spüren. Sie haben zwar die
Aufgabe, für einen ausreichenden Impfschutz der von ihnen betreuten
Patienten zu sorgen, diese selbst erschweren den Ärzten die Arbeit
aber immer wieder. Ein Beispiel, wie Ärzte darauf reagieren, ging vor
wenigen Wochen durch die Medien und zeigt, wie widersprüchlich und
manchmal ignorant sich Impfgegner mitunter verhalten: Die Mutter eines
ungeimpften Jungen mit soeben vom Pädiater diagnostiziertem
Keuchhusten war in der Hausarztpraxis von Dr. Christoph Seeber im
ostfriesischen Leer erschienen. Er berichtete, dass die Mutter bei ihm
nach einem Antibiotikum für sich fragte. Der Allgemeinmediziner
verordnete ihr das Antibiotikum und erteilte ihr dann Praxisverbot.

Auch Ärzte in Schleswig-Holstein haben es immer wieder mit Impfgegnern
in ihren Praxen zu tun, die rücksichtlos handeln. Manche Ärzte
wünschen sich eine Impfpflicht, wie sie jüngst
Landesgesundheitsminister Dr. rer. pol. Heiner Garg erneut ins Spiel
gebracht hatte, andere setzen auf Aufklärung. Einer von ihnen ist der
niedergelassene Facharzt für Allgemeinmedizin Dr. Jörg von Forstner -
ein klarer Befürworter des Impfens, der sagt: "Nachweislich hat keine
medizinische Maßnahme jemals einen so großen Effekt auf die
Volksgesundheit gehabt wie das Impfen." Impfgegner sind für ihn eine
"kleine Gruppe Desinformierter oder Unbelehrbarer".

Aber die Durchsetzung einer Impfpflicht hält er schon aus rechtlichen
Gründen für problematisch. Er verweist auch darauf, dass es aktuell
gar keinen reinen Masern-Impfstoff gibt. Und er fragt sich: "Ist es
ausgeschlossen, dass ein fanatischer ärztlicher Impfgegner
Pflichtimpfungen dokumentiert, diese aber gar nicht durchführt?"

Das Problem liegt nach seiner Beobachtung bei erwachsenen
Beschäftigten in Krankenhäusern, Kitas und Schulen. Insbesondere
Erzieher rotieren nach seiner Beobachtung lange Zeit ohne Impfschutz
durch die Kitas, "nicht selten auch ohne entsprechende ärztliche
Impfinformation oder Betreuung." Er gibt zu bedenken, dass es auch
ungeimpftes Pflegepersonal und Ärzte gibt. Für von Forstner lautet
deshalb das Fazit: "Mehr Aufklären auch über die Verantwortung
gegenüber Dritten und mehr Impfen ist ärztlich zu empfehlen."

Wie schwer Aufklärung aber im Zeitalter von Fake News mitunter fällt,
zeigt ein Blick nach Japan. Dort hatte man schon 2013 eine Quote von
70 Prozent bei der Impfung junger Mädchen gegen Humane Papillomviren
(HPV) erreicht. Diese Rate sank dramatisch nach der Veröffentlichung
von Videos, in denen Mädchen behaupteten, durch die Impfung geschädigt
worden zu sein. Parallel dazu griffen Medien wissenschaftlich nicht
haltbare Studien auf, die vermeintliche Impfschäden thematisierten.

Der Fall aus Japan zeigt an drei Punkten, wie schwer es impfende Ärzte
haben:


	Emotionen schlagen Fakten - diese Formel ist auch in Deutschland bei Impfskeptikern erfolgreich. Unterstützt wird dies durch Medien, die Gefühle bedienen und sich nicht der aufwendigen Arbeit unterziehen, Studien zu bewerten, weil diese Art der Berichterstattung Auswirkungen auf die Einschaltquoten oder Leserzahl hätte.

	Der Erfolg einer Impfung ist ihr größter Feind. Die HPV-Impfung in Japan hatte dazu geführt, dass die Infektionen kaum noch sichtbar waren und das Problembewusstsein sank. Diese Auswirkung lässt sich auf viele Impfungen in Deutschland übertragen: Impfungen unterbleiben, weil sie in der Vergangenheit dafür gesorgt haben, dass das Erkrankungsrisiko für den Einzelnen deutlich abgenommen hat und weil vielen Menschen nicht mehr klar ist, wie gefährlich die Erkrankungen sein können, vor denen Impfungen schützen.

	Impfgegner berichten auf einschlägigen Webseiten über vermeintliche Impfschäden und vermischen ihre Theorien mit Hinweisen auf eine interessengeleitete Pharmaindustrie und vermeintliche Gifte in den Impfstoffen.



"Man kann versuchen, mit sachlicher Argumentation dagegenzuhalten. Das
ist aber oft nicht von Erfolg gekrönt, weil sich Fehlinformationen im
Nachhinein auf einer sachlichen Ebene kaum bzw. gar nicht einfangen
lassen", sagt dazu Dr. Anne Marcic aus dem schleswigholsteinischen
Gesundheitsministerium. Sie verweist in diesem Zusammenhang auf
Ansätze der Psychologie, wie auf solche Behauptungen reagiert werden
kann. Vertieft wird das Thema Fake News über Impfen auf der sechsten
Nationalen Impfkonferenz am 23. und 24. Mai in Hamburg, die in diesem
Jahr vom Stadtstaat und von Schleswig-Holstein gemeinsam veranstaltet
wird. Als weitere Workshop-Themen sind geplant:


	Reisen und berufliche Mobilität

	Import von impfpräventablen Erkrankungen verhindern - Impfen von Menschen ohne Versicherungsschutz

	Impfschutz bei Lehrpersonal und medizinischem Personal verbessern



In der Fachwelt setzt man seit vielen Jahren auf Aufklärung und
Information wie mit der Nationalen Impfkonferenz.

Eine etablierte Veranstaltung zum Thema Impfen in Schleswig-Holstein
ist die jährliche Fachtagung im Rahmen der Europäischen Impfwoche,
veranstaltet vom Landesgesundheitsministerium und organisiert von der
Landesvereinigung für Gesundheitsförderung Schleswig-Holstein, in der
zahlreiche Organisationen des Gesundheitswesens im Norden
zusammengeschlossen sind, darunter auch die Ärztekammer. Eine
Erkenntnis aus den bisherigen Veranstaltungen: Konkrete Praxistipps
sind geeignet, das Fachpublikum zu erreichen. Dazu zählen aktuelle
Informationen zu neuen Impfungen und Fragen der Grundimmunisierung
sowie zu Nachhol- und Auffrischungsimpfungen. Neben Ärzten kommen auch
deren Mitarbeiter aus den Praxen, Medizinstudierende, Auszubildende
und Fachkräfte aus dem Gesundheitsbereich. Bei der diesjährigen
Veranstaltung am 24. April im Kieler Wissenschaftszentrum werden sich
voraussichtlich überwiegend die Menschen austauschen, die überzeugt
sind vom Impfen.

Weil die Impfquoten in Deutschland nicht so hoch wie erforderlich
sind, warnen Gesundheitspolitiker immer wieder vor den Folgen.
Regelmäßig wird in der Öffentlichkeit über die Einführung einer
Impfpflicht diskutiert, auch von ärztlichen Verbänden wird dies immer
wieder ins Spiel gebracht. Thema war das jüngst auch in Hildesheim
nach dem Masernausbruch an verschiedenen Schulen. Mehr als 100 Schüler
wurden dort wegen fehlenden Impfschutzes vorübergehend vom Unterricht
ausgeschlossen. Auch dort Appelle: Gesundheitsministerin Carola
Reimann und Kultusminister Grant Hendrik Tonne rieten den Menschen
dazu, ihren Impfstatus zu überprüfen und sich impfen zu lassen. Ob sie
damit überzeugte Impfgegner erreicht haben, ist fraglich.

Marcic hat die Erfahrung gemacht, dass echte Impfgegner kaum zu
überzeugen sind. Sie plädiert dafür, sich auf die sogenannten
Impfskeptiker zu fokussieren. Diese können nach ihrer Erfahrung mit
Argumenten erreicht werden. Das Land Schleswig-Holstein zielt auch auf
diese Gruppe, wenn es im Internetangebot zum Thema Impfen auf
Argumente von Impfkritikern eingeht (siehe Kästen weiter unten). Auf
den Seiten wird außerdem in Zusammenhang mit der Frage "Krank durch
Impfung?", die von Impfskeptikern ebenfalls gestellt wird, auf
einzelne Erkrankungen eingegangen und Klarheit geschaffen. Hierzu
einige Beispiele mit den Erklärungen des Landes:


SIDS/Plötzlicher Kindstod

Mehrere Studien, darunter auch eine Metaanalyse, ergaben keinen
Zusammenhang zwischen Impfungen und Sudden Infant Death Syndrome - im
Gegenteil: Es konnte sogar mehrfach gezeigt werden, dass geimpfte
Kinder ein geringeres Risiko haben, am plötzlichen Kindstod zu
versterben.

Diabetes mellitus Typ 1

Dass die Entwicklung von Diabetes Typ 1 durch Impfungen begünstigt
werden soll, konnte selbst in mehreren Untersuchungen nicht
nachvollzogen werden. Im Gegenteil: Teilweise wurde sogar ein
schützender Effekt beobachtet.

Allergien

Ob das vermehrte Auftreten von Allergien mit Impfungen zusammenhängt,
ist nicht belegt. Dagegen spricht, dass in der ehemaligen DDR, wo eine
gesetzliche Impfpflicht bestand und fast alle Kinder geimpft wurden,
diese kaum unter Allergien litten. Erst nach der Wende nahmen
Allergien in Ostdeutschland zu. Gleichzeitig sanken dort die
Impfquoten.

Asthma

Es gibt keinen Beweis, dass Impfstoffe Asthma verursachen oder
verschlimmern können. Viele Studien haben sich mit dieser Frage
beschäftigt und sind zu dem Ergebnis gekommen, dass Impfungen
diesbezüglich keinen negativen Effekt haben. Es ist sogar besonders
wichtig, dass Patienten mit Asthma bestimmte Impfungen erhalten, da z.
B. Keuchhusten oder Grippe Asthma verschlimmern können. In Deutschland
empfiehlt die Ständige Impfkommission deshalb für Kinder, Jugendliche
und Erwachsene mit chronischen Krankheiten der Atmungsorgane eine
jährliche Grippeimpfung.

Krebs

Es gibt keine Belege für die Annahme, dass moderne Impfungen
Krebserkrankungen begünstigen. Jedoch können zwei Impfstoffe Krebs
vorbeugen: der Hepatitis-B-Impfstoff und der HPV-Impfstoff. Der
Hepatitis-B-Impfstoff senkt das Risiko für Leberkrebs. Die HPV-Impfung
schützt vor Gebärmutterhalskrebs und anderen Krebsarten, die mit einer
HPV-Infektion verbunden sind. Beide Impfstoffe sind inaktivierte
Impfstoffe.

Enzephalitis, Meningitis

Erkrankt ein Patient in zeitlicher Nähe zu einer Impfung an einer
Enzephalitis oder Meningitis, ist die Wahrscheinlichkeit, dass er sich
mit einem Erreger infiziert hat, höher als dass es sich um eine
Impfkomplikation handelt. Viele Impfungen können das Risiko sogar
verringern, wie die Meningokokken-Impfung, Hib-Impfung und die
Pneumokokken-Impfung. Denn bakterielle Hirnhautentzündungen werden u.
a. durch Haemophilus influenzae Typ b, Pneumokokken oder durch
Meningokokken ausgelöst. Dagegen ist das Risiko für eine Enzephalitis
oder Meningitis im Zusammenhang mit einigen Infektionskrankheiten
relativ hoch: In der Folge einer Masernerkrankung liegt das
Enzephalitis-Risiko bei 1/1000 bis 1/2000, nach einer Mumpserkrankung
liegt das Meningitis-Risiko bei 1/10.

Multiple Sklerose

Die Ursache der MS ist unbekannt, aber genetische und Umweltfaktoren
scheinen eine Rolle zu spielen. In den 90er Jahren kam in Frankreich
der Verdacht auf, dass die Hepatitis-B-Impfung im Zusammenhang mit MS
stehen könnte. Eine Überprüfung ergab, dass die Rate der
MS-Erkrankungen nicht von der Impfquote beeinflusst wurde. Weitere
Studien sind sich einig, dass es kein erhöhtes Risiko für Multiple
Sklerose durch eine Impfung gibt.

 * 

Anfang Texteinschub

HPV-IMPFUNG


Der Berufsverband der Frauenärzte und die Deutsche Gesellschaft für
Gynäkologie und Geburtshilfe haben gemeinsam zur HPV-Impfung
aufgerufen. In einer Pressemitteilung berichten sie, dass die
Wirksamkeit und Sicherheit der Impfung nach mehr als zwölfjähriger
Anwendung als Standardimpfung bei Mädchen ab neun Jahren belegt sei.
Die Ständige Impfkommission hat die HPV-Impfung 2018 auch für alle
Jungen im gleichen Altersbereich in den aktuellen Impfkalender
aufgenommen. "Alle Jungen und Mädchen, die nicht schon früh geimpft
wurden, sollen die Impfung bis zum 18. Geburtstag nachholen", so die
Verbände.


Sie hoffen auf die Verhinderung von Erkrankungen, die durch Humane
Papillomviren ausgelöst werden. Laut Statistik erkranken in
Deutschland jährlich 4600 Frauen neu an einem Zervixkarzinom, 1600
Frauen sterben jedes Jahr daran. Auch andere Karzinome, insbesondere
im Genital-, Anal- sowie im Mund- und Rachenbereich werden durch die
gleichen HP-Viren aus gelöst. Mehr als 30 Prozent aller HPV-bedingten
Krebserkrankungen in Europa finden sich bei Männern. In Deutschland
liegen die Fallzahlen für Männer bei 4800 Neuerkrankungen und 1924
Sterbefällen pro Jahr. Da sich mehr als 80 Prozent aller Menschen im
Laufe des Lebens mit HPV infizieren und diese Infektionen symptomlos
verlaufen, kann sich das Virus in der Bevölkerung gut verbreiten. "Das
Mitimpfen der Jungen wird zu einer Verringerung der Virusübertragung
und zur deutlichen Reduktion der Krankheitslast von HPV-assoziierten
Tumoren bei beiden Geschlechtern führen. Bei hoher Impfbeteiligung
besteht sogar die Chance, durch Verringerung des Virusaustausches auch
eine Auslöschung von Erkrankungen durch die in den Impfstoffen
berücksichtigten HPV-Typen zu erreichen", heißt es in der Mitteilung.


Ende Texteinschub



Anfang Texteinschub

Wirksamkeit von Impfungen 


Nach geltendem Arzneimittelrecht erhält ein Impfstoff nur dann eine
Zulassung, wenn nachgewiesen ist, dass er auch wirksam und verträglich
ist. Den Nachweis muss der Hersteller in vorklinischen Untersuchungen
und klinischen Prüfungen erbringen. Geprüft werden die
wissenschaftlichen Belege auf EU-Ebene unter der Regie der
Europäischen Arzneimittelagentur EMA (European Medicines Agency).
Hierzulande liegt die Verantwortung beim Paul-Ehrlich-Institut als
Bundesinstitut für Impfstoffe und biomedizinische Arzneimittel.


Darüber hinaus werden auch nach der Zulassung meist von den
Herstellern, aber auch von unabhängigen Wissenschaftlern aus
Universitäten und Forschungsinstituten Studien durchgeführt, in denen
die Wirksamkeit und Sicherheit von Impfungen fortlaufend unter sucht
wird. Daher konnten bei Impfstoffen, die bereits seit vielen
Jahrzehnten eingesetzt werden, zum Beispiel beim Masernimpfstoff, die
Wirksamkeit und Sicherheit bei Millionen von Menschen belegt werden.
Ausdruck der Wirksamkeit ist nicht zuletzt die Tatsache, dass die
Masern weltweit erfolgreich zurückgedrängt und Todesfälle vermieden
werden konnten.


Ein weiteres bekanntes Beispiel dafür ist die Einführung der
Schluckimpfung gegen Kinderlähmung (Poliomyelitis) Anfang der 1960er
Jahre. Während in der Bundesrepublik 1961 noch fast 4700 Kinder an
Kinderlähmung erkrankten, waren es 1965 bereits weniger als 50 Kinder.
Seit 1990 sind in Deutschland keine Erkrankungen durch Wildpolioviren
mehr aufgetreten. (Quelle: www.schleswig-holstein.de)

Ende Texteinschub

Anfang Texteinschub

Überfordertes Immunsystem


"Mehrfachimpfungen überfordern das Immunsystem". Impfstoffe
enthalten eine geringe Anzahl von Antigenen im Vergleich zu jenen,
denen Kinder täglich ausgesetzt sind - in ihrer Umgebung, beim Essen
und Trinken usw. Als Antigene bezeichnet man Bestandteile von Erregern
oder ihrer Stoffwechselprodukte, die eine Reaktion des menschlichen
Immunsystems auslösen, wenn es damit in Kontakt kommt. Bezogen auf die
Anzahl der im Blut vorhandenen Antikörper würde ein Baby theoretisch
die Fähigkeit besitzen, auf etwa 10.000 Impfstoffe zu reagieren.
Selbst wenn es alle vorgesehenen Impfstoffe auf einmal erhalten würde,
würden diese nur etwas mehr als 0,1 Prozent der Immunkapazität eines
Babys beanspruchen.


Zwar gibt es mehr Impfungen als früher, doch sind die modernen
Impfstoffe wesentlich effizienter. Kleine Kinder erhalten tatsächlich
weniger immunologische Komponenten als früher. So enthielt der alte
Keuchhustenimpfstoff (1960 und 1980) noch 3000 Antigene bzw. Proteine,
während mittlerweile etwa zwei bis fünf Antigene reichen, um Kinder
vor einer Erkrankung zu schützen. Elf Standardimpfungen (Diphtherie,
Wundstarrkrampf, Keuchhusten, Kinderlähmung, Masern, Mumps, Röteln,
Haemophilus influenzae Typ b, Pneumokokken, Hepatitis B) kommen heute
beispielsweise zusammen mit weniger als 130 Antigenen aus.
(Quelle: www.schleswig-holstein.de)

Ende Texteinschub

Anfang Texteinschub

Natürliche Immunität


"Natürliche Immunität ist besser als die durch den Impfstoff
erworbene Immunität": In einigen Fällen führt die natürlich erworbene
Abwehr, d. h. eine Infektion und Erkrankung, zu einer stärkeren
Immunität gegen die Krankheit als eine Impfung. Doch die Risiken einer
Erkrankung überwiegen bei Weitem die relativen Vorteile. Bei einer
Masernerkrankung treten beispielsweise in ca. 20 - 30 Prozent der
Fälle Komplikationen wie Lungenentzündungen und Enzephalitiden
(Entzündung des Gehirns) auf. Erkranken kleine Kinder, haben sie ein
erhöhtes Risiko für die Entwicklung einer subakuten sklerosierenden
Panenzephalitis (SSPE), die meist erst Jahre nach der eigentlichen
Maserninfektion auftritt und immer tödlich endet. Eine aktuelle Studie
zeigte sogar, dass die Einführung der Masernimpfung die
Kindersterblichkeit insgesamt verringerte. Denn das Immunsystem wird
demnach durch eine Masernerkrankung so geschwächt, dass es in der
Folgezeit (die Forscher gehen von etwa zwei bis drei Jahren aus)
andere Krankheiten schlechter abwehren kann.
(Quelle: www.schleswig-holstein.de)

Ende Texteinschub

Anfang Texteinschub

Krankmachende Erreger


"Krankheiten sind durch Hygiene und bessere Lebensbedingungen
verschwunden - nicht durchs Impfen". Der deutliche Rückgang der
Todesfälle oft innerhalb einer relativ kurzen Zeitspanne nach
Einführung einer Impfung kann nicht allein auf verbesserten
Lebensbedingungen oder moderner medizinischer Versorgung beruhen.
Besonders deutlich lässt sich der Erfolg eines Impfprogramms zeigen,
wenn die Krankheitsraten einer geimpften Bevölkerungsgruppe mit der in
einer Gemeinschaft mit niedrigem Impfstatus verglichen werden, die
aber den gleichen Lebensstandard hat. Zum Beispiel: Es gab zwei große
Epidemien von Kinderlähmung (Polio) in den Niederlanden (1984 und
1991) in einer religiösen Gruppe, die die Impfung verweigert hatte.
Die übrige Bevölkerung blieb verschont, da die
Polio-Durchimpfungsraten dort sehr hoch waren. In Großbritannien
wurden Mitte der 1970er Jahre weniger Kinder gegen Keuchhusten
(Pertussis) geimpft. Zwischen 1977 und 1979 gab es eine Epidemie mit
102.500 Krankheitsfällen, bei der 27 Kinder starben und 17 Kinder in
der Folge des Keuchhustens unter dauerhaften neurologischen Schäden
litten. Mit verbesserten Impfraten gingen auch die Erkrankungen
zurück. (Quelle: www.schleswig-holstein.de)

Ende Texteinschub


Infos

- In Deutschland, aber auch in der Schweiz und Österreich, gibt es
bislang Impfempfehlungen, aber keine gesetzlich verankerte
Impfpflicht. Andere europäische Länder haben Impfpflichten eingeführt,
aber in sehr unterschiedlichen Umfängen.

- Das Internetportal www.impfen-info.de richtet sich an die
Allgemeinbevölkerung und klärt über impfpräventable Krankheiten und
die Möglichkeiten ihrer Verhütung auf.

- Der Impfpass soll Aufschluss über den aktuellen Impfstatus geben und
den Inhaber rechtzeitig daran erinnern, welche Immunisierung
aufgefrischt werden muss. Laut einer Statistik der Bundeszentrale für
gesundheitliche Aufklärung sollen rund 87 Prozent der Deutschen einen
Impfpass haben.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 4/2019 im
Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2019/201904/h19044a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de

 * 

Quelle:

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt

72. Jahrgang, April 2019, Seite 1, 6 - 9

Herausgegeben von der Ärztekammer Schleswig-Holstein

mit den Mitteilungen der Kassenärztlichen Vereinigung

Schleswig-Holstein

Bismarckallee 8-12, 23795 Bad Segeberg

Telefon: 04551/803-272, -273, -274,

E-Mail: aerzteblatt@aeksh.de

www.aeksh.de

www.arztfindex.de

www.aerzteblatt-sh.de

 

Das Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt erscheint 12-mal im Jahr.
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RECHT/639: Erhalt der Fruchtbarkeit bei jungen Krebspatienten - jetzt gesetzlich anerkannt (idw)


DGHO Deutsche Gesellschaft für Hämatologie und Medizinische Onkologie e. V. - 09.05.2019

Erhalt der Fruchtbarkeit bei jungen Krebspatienten - jetzt gesetzlich anerkannt!



Mit dem Terminservice- und Versorgungsgesetz (TSVG), das voraussichtlich
Mitte Mai 2019 in Kraft tritt, fallen die Kosten für
fruchtbarkeitserhaltende Maßnahmen für junge Patientinnen und Patienten
mit Krebs in die Leistungspflicht der gesetzlichen Krankenkassen. Die
Regelung geht auf eine Initiative der DGHO Deutsche Gesellschaft für
Hämatologie und Medizinische Onkologie e. V. und der Deutschen Stiftung
für junge Erwachsene mit Krebs (DSfjEmK) zurück. Bevor die Kosten für die
Kryokonservierung in der täglichen Praxis von den Kassen übernommen
werden, muss der Gemeinsame Bundesausschuss allerdings noch eine
Richtlinie erlassen.

80 Prozent der Kinder, Jugendlichen und jungen Erwachsenen mit Krebs
können heute geheilt werden. Trotz dieser guten Chancen können viele junge
Patientinnen und Patienten kein normales Leben führen. Denn sowohl die
Krebserkrankung selbst als auch ihre Behandlung wie Chemo- oder
Strahlentherapie können zu Langzeitfolgen führen, u. a. zum Verlust der
Fruchtbarkeit. Zwar ist es möglich, durch Maßnahmen wie der
Kryokonservierung von Ei- und Samenzellen sowie von Keimzellgewebe die
Chance auf eigene Kinder zu erhalten. Bisher mussten die jungen
Patientinnen und Patienten (oder ihre Angehörigen) jedoch selbst für die
Finanzierung aufkommen. Dabei waren viele der Betroffenen nicht in der
Lage, die notwendigen Mittel von bis zu 4.300 Euro aufzubringen.

"Vielen jungen Krebspatientinnen und -patienten wurde damit die Chance auf
eigene Kinder genommen, weil ihnen oder ihren Familien schlicht das Geld
dafür fehlte", erklärt Prof. Dr. med. Diana Lüftner, Vorstand der
Deutschen Stiftung für junge Erwachsene mit Krebs, Mitglied im Vorstand
der DGHO und Oberärztin an der Medizinischen Klinik mit Schwerpunkt
Hämatologie und Onkologie an der Charité Universitätsmedizin Berlin. "Mit
dem Inkrafttreten des Terminservice- und Versorgungsgesetzes wird diese
Ungerechtigkeit nun endlich beseitigt." Denn mit dem TSVG wird eine
wesentliche Änderung im Sozialgesetzbuch V beschlossen, wonach die Kosten
für die Kryokonservierung von Ei- und Samenzellen sowie Keimzellgewebe von
den gesetzlichen Krankenkassen übernommen werden, wenn sich Patientinnen
oder Patienten einer keimzellschädigenden Therapie unterziehen müssen.

Ergebnis jahrelanger Arbeit

Die DGHO und die Deutsche Stiftung für junge Erwachsene mit Krebs haben
das Thema über Jahre hinweg beharrlich auf die gesundheitspolitische,
mediale und öffentliche Agenda gebracht. Ein wichtiger Schritt war die
gemeinsame Publikation des 11. Bandes der Gesundheitspolitischen
Schriftenreihe der DGHO "Vom Krebs geheilt, aber nicht gesund. Keine
Hoffnung auf eigene Kinder" (2017).

Neben Expertinnen und Experten der DGHO und der Stiftung waren es vor
allem die Gespräche zahlreicher Betroffener mit Abgeordneten des Deutschen
Bundestags und ihre Interviews in Presse, Rundfunk und Fernsehen, die den
Boden für die Gesetzesänderung bereitet haben. "Sogar der Bundesminister
für Gesundheit Jens Spahn hatte mehr als nur ein offenes Ohr für unser
existenzielles Anliegen", erklärt Claudia (32), eine in der Stiftung
engagierte junge Patientin mit Darmkrebs. Die für ihr Engagement mit dem
"Ehrenfelix" Ausgezeichnete sprach Spahn im Mai 2018 im Rahmen ihrer
Dankesrede direkt auf die notwendige Gesetzesänderung an. "Es ist gut,
dass dieser Teil des Gesetzes von den meisten Fraktionen im Bundestag
unterstützt wurde", betont Sebastian (28), der vor vier Jahren an einem
Hodgkin-Lymphom erkrankt war und vor der Behandlung Samenzellen einfrieren
ließ. Veronika (35) ergänzt: "Durch die bisherige Gesetzeslage wurden wir
diskriminiert und zusätzlich zu unserer Krebserkrankung mit dem Stigma der
unfreiwilligen Kinderlosigkeit behaftet. Ich bin wahnsinnig froh, dass
junge Krebspatientinnen und -patienten damit eine Erleichterung,
Wertschätzung und Gerechtigkeit erfahren." Sie hatte sich im vergangenen
Jahr Eizellen entnehmen und dann einfrieren lassen - auf eigene Kosten.
Claudia, Veronika und Sebastian sind drei von insgesamt über 750 jungen
Betroffenen, die sich in der Deutschen Stiftung für junge Erwachsene mit
Krebs engagieren.

"Auch die konstruktive, kontinuierliche Arbeit der Mitglieder des
FertiPROTEKT Netzwerk e. V. hat durch die Verbesserung
fertilitätsprotektiver Maßnahmen und deren Publikationen maßgeblich zur
Grundlage für den Gesetzentwurf beigetragen", betont Prof. Dr. med. Ariane
Germeyer, Vorstandsvorsitzende des FertiPROTEKT Netzwerk e.V. und leitende
Oberärztin in der Abteilung Gynäkologische Endokrinologie und
Fertilitätsstörungen des Universitätsklinikums Heidelberg. Aufbauend auf
diesen Publikationen konnte 7/2017 die erste DGGG S2k-Leitlinie zum
Fertilitätserhalt [AWMF-Nr. 015/08] erstellt werden.

Wer profitiert von der neuen Regelung?

Der neugefasste § 27a Abs. 4 SGB V ermöglicht die Fruchtbarkeitserhaltung
für Mädchen und Frauen bis zum vollendeten 40. Lebensjahr und für Jungen
und Männer bis zum vollendeten 50. Lebensjahr. Eine Altersgrenze nach
unten sieht das Gesetz nicht vor. Damit sind grundsätzlich etwa 11.000
Mädchen und Frauen sowie 22.000 Jungen und Männer eingeschlossen, die in
Deutschland jährlich nach Zahlen des Zentrums für Krebsregisterdaten an
Krebs erkranken. Jedoch müssen glücklicherweise nicht alle von ihnen eine
keimzellschädigende Therapie erhalten.

Die Fruchtbarkeit kann bei Jugendlichen nach der Pubertät mit den gleichen
Methoden wie bei den Erwachsenen erhalten werden. "Es ist gut, dass der
Gesetzgeber die Kinder in die Regelung eingeschlossen hat. Das Gesetz wird
nicht geändert werden müssen, wenn die Methoden zur
Fruchtbarkeitserhaltung auch bei den kleinen Kindern in den nächsten
Jahren medizinisch voll etabliert sein werden", ergänzt Germeyer.

Mit Blick auf die praktische Umsetzung durch die Krankenkassen macht Prof.
Dr. med. Mathias Freund, Vorsitzender des Kuratoriums der Deutschen
Stiftung für junge Erwachsene mit Krebs und Mitglied im Beirat der DGHO,
auf die noch anstehenden Herausforderungen aufmerksam: "Wir sind sehr
stolz auf das, was wir gemeinsam mit der DGHO und vor allem mit den
engagierten Betroffenen erreicht haben. Dennoch liegt nach Inkrafttreten
des Gesetzes Mitte Mai noch Arbeit vor uns. Die Richtlinien zur
Durchführung der Gesetzesregelung müssen vom Gemeinsamen Bundesausschuss
erarbeitet und festgeschrieben werden."

Organisation muss vereinfacht werden

Germeyer betont, dass nicht nur Krebspatientinnen und -patienten
profitieren: "Die neue gesetzliche Regelung im SGB V wird auch Betroffene
entlasten, die sich im Rahmen der Behandlung von Autoimmunerkrankungen,
Sichelzellkrankheiten oder Thalassämie einer keimzellschädigenden Therapie
unterziehen müssen."

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dgho.de

http://www.junge-erwachsene-mit-krebs.de

https://www.dgho.de/publikationen/schriftenreihen/fertilitaetserhalt/dgho_gpsr_xi_de_0971_web.pdf 

11. Band der Gesundheitspolitischen Schriftenreihe der DGHO "Vom Krebs geheilt, aber nicht gesund. Keine Hoffnung auf eigene Kinder" (2017)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1630

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

DGHO Deutsche Gesellschaft für Hämatologie und Medizinische Onkologie e. V. - 09.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/802: Über die Rolle von Dopamin bei rheumatoider Arthritis (idw)


Leibniz-Institut für Arbeitsforschung an der TU Dortmund - 09.05.2019

Über die Rolle von Dopamin bei rheumatoider Arthritis



Rheumatoide Arthritis ist die häufigste Form der entzündlichen
Gelenkerkrankung. Ursache ist eine Immunreaktion gegen körpereigene Zellen
im Gelenk. Welche Rolle der Botenstoff Dopamin bei der Entstehung und im
Verlauf der Erkrankung spielt, wird erforscht. Dass der Dopamin-Signalweg
einen vielversprechenden Ansatzpunkt für neue Therapien gegen die
Erkrankung darstellen kann, deuten bisherige Forschungsarbeiten an: Sie
beschreiben einen Effekt von dopaminergen Arzneimitteln auf den
Erkrankungsverlauf bei rheumatoider Arthritis, wie Dr. Silvia Capellino
vom Leibniz-Institut für Arbeitsforschung im "Journal of Neuroimmune
Pharmacology" zusammenfasst.

Als Botenstoff steuert Dopamin viele Prozesse im Gehirn, die etwa mit der
Kontrolle von Bewegungen, Emotionen und Motivation verbunden sind. Zudem
beeinflusst Dopamin indirekt das menschliche Abwehrsystem: Im zentralen
Nervensystem kann es verhindern, dass bestimmte Hormone ausgeschüttet
werden, die eine Entzündungsreaktion im Körper auslösen. Der Botenstoff
kann aber auch direkt in der Peripherie auf das Immunsystem einwirken, wie
Ergebnisse jüngerer Forschung zeigen. Denn Dopamin wird auch von
Nicht-Nervenzellen im Körper produziert.

Zusätzlich tragen Immunzellen und andere Zellen im Körper Moleküle auf
ihrer Oberfläche, an die Dopamin andocken und somit Signale übermitteln
kann. Diese Dopamin-Rezeptoren konnten beispielsweise in Gelenkzellen von
Personen mit rheumatoider Arthritis (RA) nachgewiesen werden.

Einige Studien lassen daher eine direkte Verbindung zwischen Dopamin und
RA vermuten. Welche Effekte Dopamin bei der Entstehung und im Verlauf der
RA im Detail hat und über welche Rezeptoren der Botenstoff wie wirkt, ist
jedoch noch nicht ausreichend erforscht. In einer aktuellen
Übersichtsarbeit fasst Dr. Silvia Capellino vom Leibniz-Institut für
Arbeitsforschung an der TU Dortmund (IfADo) den bisherigen Kenntnisstand
zusammen und bewertet das Potenzial von dopaminergen Medikamenten mit
Dopamin als zukünftige Therapiestrategie gegen RA.

Mehr Wissen um Signalwege für gezielte Therapiestrategien

RA ist eine schmerzhafte Autoimmunkrankheit: Das Immunsystem greift dabei
Zellen in Gelenken an, zerstört Knorpel und Knochen, und kann weitere
Organe schaden. Dass Dopamin eine wichtige Rolle bei der Erkrankung
spielt, deuten verschiedene klinische Studien an - wie etwa mit Personen,
die an einer Schizophrenie leiden und daher krankheitsbedingt zu viel
Dopamin produzieren. Betroffene werden mit Medikamenten behandelt, die die
Wirkung von Dopamin hemmen. In der Folgezeit erkranken deutlich weniger
Betroffene an RA, als für die generelle Bevölkerung zu erwarten ist.

Zudem konnten Studien zeigen, dass RA-Patienten häufiger das "Syndrom der
ruhelosen Beine" entwickelten - eine Bewegungsstörung, die mit einer
Fehlfunktion im Dopamin-System einhergeht. Einige tierexperimentellen
Studien deuten ebenfalls an, dass Dopamin und die durch den Botenstoff
ausgelösten Reaktionen nicht nur einen Effekt auf die den ganzen
Organismus betreffende Entzündung hat, sondern auch lokale Anpassungen der
Zellen bewirken kann.

"Wir wissen, dass das Nervensystem auch mit Immunzellen in der Peripherie
des Körpers interagiert. Durch Botenstoffe wie Dopamin kann es
Erkrankungen beeinflussen. Ob und wann Dopamin im Falle einer RA eine
positive oder negative Rolle zugeordnet werden kann, wissen wir aber noch
nicht", sagt IfADo-Studienautorin Capellino. Um die genauen Wirkweisen
aufzuklären, bedarf es weiterer Forschung in der Zellkultur. So könnte das
Wissen über die Wirkung der verschiedenen Dopamin-Rezeptoren in
Abhängigkeit von Zeitpunkt und Zelltyp helfen, gezieltere
Therapieansatzpunkte zu bestimmen.

Effekte dopaminerger Arzneimittel auf Erkrankungsverlauf

Trotz vieler offener Fragen liefert der aktuelle wissenschaftliche
Kenntnisstandes Hinweise für die ärztliche Praxis. "Dopamin-modulierende
Medikamente, die etwa zur Behandlung von Herz-Kreislauf- oder
neurologischen Erkrankungen eingesetzt werden, können einen Einfluss auf
die RA und andere entzündliche Erkrankungen haben. Engmaschigere
Kontrolluntersuchungen könnten helfen, Auswirkung dopaminerger
Arzneimittel auf die RA zu erkennen und frühzeitig zu reagieren und das
Wissen um die Verbindung zwischen Dopamin und RA vertiefen", folgert
IfADo-Forscherin Capellino.


Originalpublikation:

Capellino, S. (2019): Dopaminergic agents in rheumatoid arthritis. Journal
of Neuroimmune Pharmacology. 

doi: 10.1007/s11481-019-09850-5

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.ifado.de/immunologie/forschung/neuroimmunologie/ Zur Forschungsgruppe "Neuroimmunologie" am IfADo

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution670

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Arbeitsforschung an der TU Dortmund - 09.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HERZ/1172: Paravalvuläres Leck nach Aortenklappenersatz - Gefährdete Patienten vor Eingriff identifizieren (idw)


Paracelsus Medizinische Privatuniversität, Standort Nürnberg - 08.05.2019

Paravalvuläres Leck nach Aortenklappenersatz - Gefährdete Patienten vor Eingriff identifizieren



Privatdozent Dr. Francesco Pollari untersuchte in der Studie den
Zusammenhang zwischen einer Transkatheter-Aortenklappenimplantation (TAVI)
und paravalvulären Lecks (PVL). Mit dem Ergebnis der Studie lassen sich
Risikopatienten präoperativ besser identifizieren. Für seine Arbeit wurde
der Oberarzt der Klinik für Herzchirurgie, Klinikum Nürnberg, mit dem
Förderpreis der Dr. Hans und Dr. Elisabeth Birkner Stiftung ausgezeichnet.

Die Transkatheter-Aortenklappenimplantation (TAVI) ist eine
Routineoperation, die bei ca. 15 Prozent der Patienten zu paravalvulären
Lecks (PVL) führt, was mit einer erhöhten Sterblichkeit im Follow-up
verbunden ist. Dabei spielt die Verkalkung der Aortenklappe eine wichtige
Rolle.

In seiner Studie "Risikofaktoren für paravalvuläres Leck nach
kathetergestützen Aortenklappenersatz" hat Privatdozent Dr. Francesco
Pollari, Facharzt der Klinik für Herzchirurgie, Universitätsklinik der
Paracelsus medizinischen Privatuniversität, Klinikum Nürnberg, die
Kalklast bei insgesamt 539 Patienten der Klinik von 2009 bis 2016
analysiert. Ziel der Studie war es, die Risikofaktoren für PVL nach TAVI
in einer großen Einzelzentrum-Kohorte unter Berücksichtigung klinischer
und prozeduraler Faktoren sowie des Kalziumvolumens) zu bewerten.

Dafür wurden rückwirkend präoperative kontrastmittelverstärkte
Multidetektor-Computertomographie (MDCT)-Scans von Patienten analysiert.
Die Kalklast wurde sowohl für jede Klappentasche (rechte, linke und
akoronare) in der Aortenklappe (AV) als auch in der linksventrikulären
Ausflussbahn (LVOT) und in der Device-Landungszone (DLZ) berechnet.

Die Studie zeigt, dass die Kalklast der Aortenklappe mit PVL nach TAVI
assoziiert ist. Das Risiko steigt um 8 Prozent je 100 mm� Kalklast. Das
Ergebnis ist auch klinisch relevant: Unter Berücksichtigung der Verkalkung
scheint die ballon-expandierbare Prothese Sapien3 mit einer geringeren
Inzidenz von PVL assoziiert zu sein.

Für die Studie wurde Pollari mit dem Förderpreis der Dr. Hans und Dr.
Elisabeth Birkner Stiftung ausgezeichnet. Mit diesem Preis werden
alljährlich fundierte wissenschaftliche Arbeiten mit großer klinischer
Bedeutung sowie Innovationen im Bereich der Chirurgie ausgezeichnet.


Originalpublikation:

Titel: Risikofaktoren für paravalvuläres Lecks nach kathetergestützten
Aortenklappenersatz

Accepted in: The Journal of Thoracic and Cardiovascular Surgery (Impact
Factor: 4.880)

Published online: September 27, 2018

https://doi.org/10.1016/j.jtcvs.2018.08.085

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1997

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Paracelsus Medizinische Privatuniversität, Standort Nürnberg - 08.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LABEL/5091: Glitterhouse Mail-Order-Mail 10.05.19 (glitterhouse)


GLITTERHOUSE MAIL-ORDER-MAIL (10.05.2019)



Karg und kostbar ...

She Keeps Bees - Kinship

LP/Ltd. LP/CD - EUR 14,95/15,95/13,95

Allein eine einzige Akustikgitarrennote, getragen angeschlagen,
reicht als Instrumentierung aus, um zu Beginn des 2019er Werk des
delikaten Duos Jessica Larrabee und Andy LaPlant im karg-kostbaren
Zusammenspiel mit der betörend dunkel-samtigen Stimme der
prägend-berückenden Protagonistin unter die Haut zu gehen, in den
Bann zu schlagen und eine magisch-mystische Atmosphäre entstehen zu
lassen, die den derart nachhaltig verführten Hörer zehn
Desert-Diamanten lang verzaubert. Es sind Jessica's weich-warmer,
zart-rauher, mühelos zwischen berührend-verletzlicher Sanftheit und
vehement mitreißender Kraft variierender Gesang und ihr
Melodie-verliebtes Song-Writing, die die stil-vielfältigen
Song-Eigenheiten zwischen nacktem Field-Recording, langsam-intensiver
Low-Leidenschaft, roh-romantischem Cowboy Junkies-Country, Hugo
Race-Desert Drone, Feist-Feinsinn, beherzter PJ Harvey-Härte und
liebenswert-leidenschaftlichem Sunshine Club-Americana zu etwas
Außerordentlichem, ganz Besonderen machen. Obwohl die Samt-Stimme
bewegend beweglich durch eher zurückhaltend ausgestaltete Klangräume
schwebt und tanzt, stets nur wenige Instrumente die intimen
Intensitäten beleben, dabei aber jedes für sich, ob
akustische-naturnahe Gitarre, perlend-prägendes E-Piano, sanft
wandernder Bass, dezent gestreicheltem Schlagwerk, wolkengleich
schwelgende Streicher oder sogar analoge Keyboard-Kunst- und
Kostbarkeiten bis hin zum zart angetasteten Air-All-Flug, eine umso
prägendere Rolle er- und ausfüllt, wirken die Songs gerade durch ihre
luftig-durchschimmernden Arrangements, lässt die allzeit tief unter
der Haut spürbare Liebe die Lücken leben, betört diese einzigartig
warme Stimme umso nachhaltiger, je mehr sie im magischen Mittelpunkt
steht. Ein Wüstenwind umwehter Zehn-Song-Reigen von unwiderstehlich
verführerischer Wirkung. (cpa)

Weiterhin bestellbar:

She Keeps Bees - Eight Houses CD - 14,95

She Keep Bees - Nests LP - 15,95


Japan Jazz ...

Großes Aufräumen in der Japan-Ecke des Warner-Warenhauses, einen
Monat lang gibt's die Warner-Japan-Jazz-Ausgaben zum
Kaum-zu-Glauben-Preis. Hier eine kleine Auswahl, die ganze Pracht
findet sich: Hier.

Je 1-CD:

Mose Allison - Middle Class White Boy - 6,9

George Benson - Twice The Love - 6,95

Art Blakey & Thelonious Monk - Art Blakey's Jazz Messengers - 6,95

Dee Dee Bridgewater - Dee Dee Bridgewater - 6,95

Larry Carlton - Larry Carlton - 6,95

Billy Cobham & George Duke - Live On Tour In Europe - 6,95

John Coltrane - My Favorite Things - 6,95

John Coltrane & Don Cherry - The Avant-Garde - 6,95

Chick Corea - Tones For Joan's Bones - 6,95

Larry Coryell & Alphonse Mouzon - Back Together Again - 6,95

Randy Crawford - Everything Must Change - 6,95

Randy Crawford - Now We May Begin - 6,95

Miles Davis - Live Around The World - 6,95

Miles Davis - Amandla - 6,95

Miles Davis/Marcus Miller - Music From Siesta - 6,95

George Duke - GeorgeDuke - 6,95

Robben Ford - Talk To Your Daughter - 6,95

Milt Jackson - John Coltrane - Bags & Trane - 6,95

Al Jarreau - Look To The Rainbow: Live - 6,95

Rahsaan Roland Kirk - Other Folks' Music - 6,95

Yusef Lateef - The Gentle Giant - 6,95

Herbie Mann - The Roar Of The Greasepaint - 6,95

Carmen McRae - Portrait Of Carmen - 6,95

Charles Mingus - Something Like A Bird - 6,95

Charles Mingus - The Clown - 6,95

Jaco Pastorius - Word Of Mouth - 6,95

Jaco Pastorius - The Birthday Concert - 6,95

David Sanborn - Voyeur - 6,95

John Scofield - Still Warm - 6,95

John Scofield - Electric Outlet - 6,95

Sarah Vaughan - Songs Of The Beatles - 6,95

Miroslav Vitous - Magical Shepherd - 6,95

Grover Washington Jr. - Paradise - 6,95

Ernie Watts - Chariots Of Fire - 6,95

Jimmy Witherspoon - Hey, Mr. Jones! - 6,95

Yellowjackets - Yellowjackets - 6,95

Joe Zawinul - Zawinul - 6,95


Der Mai-Mailorder-Katalog im Netz

Der Mai-Katalog fast pünktlich zum netzweisen Blättern und Stöbern
freigegeben.


Auserwählte Pretiosen zum wohlverdienten Wochenende

Paul Butterfield Band - Live At Rockpalast 1978

CD+DVD - EUR 17,95

Das 78er Rockpalast-Konzert in der Essener Grugahalle komplett als
Set mit CD und als DVD (wurde früher separat angeboten). Auch ohne
den Blues im Bandnamen ist bei Butterfield natürlich klar um was es
geht. Einer der besten weißen Bluessänger seiner Generation lässt
sich von zwei Gitarristen (einer ist der legendäre Buzz Feiten, mit
dem Butterfield auch schon in Woodstock gemeinsam auf der Bühne
stand) begleiten, was dann zu ausgedehnten elektrischen
Gitarrenpassagen führt. Aber auch des Meisters Bluesharp wird
angemessen zelebriert. Die erdige Weißbrot-Version von klassischem
Chicago-Blues. Im Rockpalast Online-Archiv kann man nachlesen, dass
der Auftritt im Rahmen der seinerzeit dritten und deutlich kürzesten
WDR-Rocknacht stattfand. Peter Gabriel und Ten Years After standen
ebenfalls auf der Bühne der Grugahalle, mussten sich aber sputen, um
rechtzeitig bis 3 Uhr morgens zum einem Faustkampf von Muhammad Ali
fertig zu sein, der vom anderen Ende der Welt via Eurovision live im
öffentlich-rechtlichen TV übertragen wurde. Das waren Zeiten! (Joe
Whirlypop)


William Fitzsimmons - Live

2-LP/CD - EUR 19,95/15,95

19er, großteils in Chicago aufgenommen, gab's vorher digital, nun
limitiert auch auf CD, auf Grönland. Ein wunderbares Album. Einen
guten Teil trägt Abby Gunderson dazu bei, mit ihrer Geige (die
sporadisch wie 2 klingt, Loops?) und (teils nur punktuellem)
bezauberndem phasenweise feengleichem Gesang (v.a. Harmony Vocals, ab
und zu im Duett, ab und zu auch fehlend). Zur Hälfte kommen Tasten
hinzu (E-Piano, Keyboards oder sanfter bestürzend schöner Synthie),
ganz selten Schlagwerk, akust. und (enorm einfühlsame öfters fast
Pedal Steel-artige!) E-Gitarre agieren gemeinsam bzw. im Wechsel.
Heraus kommt ungeheuer feinfühlige/feinsinnige wundervoll zarte
ungemein poetische Musik voller Anmut und immenser manchmal geradezu
ergreifender Schönheit, herrlich feinziseliert, grazil gesponnen, mal
klangfarbenreich, überwiegend sparsamer (bis völlig reduziert). Ganz
leicht und bisweilen fast schwerelos klingt das, z.T. intim, in sich
ruhend, und seine samt-sanfte tief im Inneren berührende Stimme
bildet das i-Tüpfelchen! Kunstvoller wie emotionaler Folk (in eher
"offener" Form), 1,2 Mal eine Tendenz zum edlen Art-(Folk-)Pop
(zugleich deutlich handfester wie fast "nackt"). Leise betörende
gefangennehmende Musik, 15 Tracks in 70 erfüllenden Minuten, eine
dicke Empfehlung. (dvd)


Holding Things Together: The Merle Haggard Songbook -
Various Artists 

CD - EUR 16,95

2019er und neue Folge in der Ace-Songwriter-Serie, 24 Haggard-Hymnen
in den Versionen von u.a. Jerry Lee Lewis, Roy Rogers, Barrence
Whitfield, Bettye Swann, Tammy Wynette, Dave Alvin, Flying Burrito
Brothers, Lynyrd Skynyrd, Dave Alvin, The Byrds, Brenda Lee, Grateful
Dead, Dolly Parton, Chip Taylor, Dean Martin, Everly Brothers, Elvin
Bishop, Country Joe McDonald, George Thorogood, International
Submarine Band und Emmylou Harris.


Manfred Mann - Radio Days Vol. 1: The Paul Jones Era

2-LP/2-CD - EUR 29,95/16,95

Vom Meister selbst abgesegnete Sammlung mit ausgewähltem
BBC-Archivmaterial der Jahre 1964 bis 1966, den Jahren mit Paul Jones
am MM-Mikrophon. 41 Aufnahmen.


Manfred Mann - Radio Days Vol. 2: The Mike D'Abo Era

3-LP/2-CD - EUR 37,95/16,95

45 BBC-Aufnahmen aus den Jahren 1966 bis 1969, es singt: Mike D'Abo.


Manfred Mann Chapter Three - Radio Days Vol. 3: Live
Sessions & Studio Rarities

3-LP/2-CD - EUR 37,95/16,95

45 Aufnahmen aus den BBC-Archiven der späten 60er/frühen 70er Jahre,
als Mann mit dieser Formation um die Stimme von Mike Hugg vehement
Fusion-Rock-Pfade verfolgte.


Manfred Mann's Earth Band - Radio Days Vol. 4: Live At The
BBC 70-73 

3-LP/2-CD - EUR 37,95/16,95

In den 70ern wurden auch Manfred Mann's Songs deutlich epischer, wie
sich nicht zuletzt an diesen 21 ausgewählten
Artist-Approved-Aufnahmen aus den BBC-Archiven ablesen lässt.


Efrim Manuel Menuck & Kevin Doria - Are Sing Sinck, Sing

LP - EUR 17,95

19er auf Constellation. Menuck ist einer der Gründer (und Gitarrist)
von Godspeed You Black Emperor und Silver Mt. Zion. Meist etwas
längere Stücke (insgesamt eher kurz), die von sehr intensiven immer
wieder faszinierenden teils undefinierbar oder auch mal beinahe
sakral-orchestral wirkenden und/oder dezent flirrenden Klangflächen
beherrscht werden, mit vielfach geschichteten
Electronics/Synths/Oszillatoren - ergibt einen prachtvollen
Klangkosmos, wenig bis gar kein Rhythmus. Umso mehr großartige
SOUNDS! Trance-Feeling, punktuell ein bischen rauschhaft, hypnotisch!
Und völlig eigen. Die Vocals mal ein bischen (reizvoll)
klagend-verzweifelt, mal ganz im Sound aufgehend. Hier unmerklich
pulsierend, dort partiell ein repetitives Motiv und eine Art weißes
(oder besser: buntes) aufgetürmtes ganz leicht vibrierendes Rauschen,
durch das sich der Gesang schlängelt. Ein anderes Mal wird die
Soundwand nicht ganz so verdichtet, atmet eine Spur
feierliches/dräuendes Flair (+ 80s-Post Punk/Avant-Wave-Vocals), oder
( dezent) getragenes New Wave Pop-Feeling. Musik von großer Sogkraft,
kurzzeitig auf gewisse Art mit Parallelen zu John Cale & Terry Riley
(Church Of Anthrax) oder bestimmten Panda Bear-Sachen, auch wenn's
ganz anders klingt. Vinyl only, 180g, + Sticker + spezielles
Kunst-Innersleeve. Dicker Spezial-Tip! (dvd)


Buddy & Julie Miller - Spittin' On Fire/Warchild (ltd.)

7" - EUR 8,95

Teil 1 einer Vorab-Single-Kampagne, die den seit Jahren darbenden
Verehrer auf das Erscheinen eines sehnlich erwarteten Buddy & Julie
Miller-Vollwerkes (Album-VÖ: Ugf. 21. Juni) vorbereiten soll.


Buddy & Julie Miller - I'm Gonna Make You Love Me/Can't Cry
Hard Enough (ltd.)

7" - EUR 8,95

Teil 2 der Single-Vorboten-Serie, bietet neben dem Albumtrack auf
Seite A noch das exklusive B-Seiten-Stück Can't Cry Hard Enough.


MINT - Mai 2019 (No. 28)

MAG - EUR 6,90

Im Zentrum der 28. Ausgabe steht ein 35-seitiges Special über das
Tonträgerwesen fernab der großen Metropolen, und
nachvollziehbarerweise (vor allem aus unserer ländlichen Sicht)
gehören daher gleich 5 Seiten von "Vinyl auf dem Land" Euren
persönlichen Lieblingen in der weiten, weiten Musikwelt (achten Sei
dabei bitte auf den Centerfold auf den Seiten 40/41, auch wenn dieser
Begriff bei 164 Seiten Umfang etwas verzerrend wirkt). Ein ganz klein
wenig in den Hintergrund treten bei so viel Glitterhouse-Glanz
natürlich, aber völlig unberechtigt, das Portrait von Cover-Künstler
Brian Cross, das Interview mit Klangkünstler Steven Wilson, die
vorgestellten 5 Vinyl-Bücher oder Mike Rutherford's Liebeserklärung
an Revolver von den Beatles, auch die mehr als 100 LP-Rezensionen,
die Dr. Mint-Kolumne, News, Vorschauen und Plattenbörsentipps &
-termine sind mehr als lesenswert, aber es ist halt schwer, sich ein
Heft mit den Beverunger Baronen der Beschallung zu teilen ...


The Mystery Lights - Too Much Tension!

LP (+MP3)/CD - EUR 23,95/15,95

Wick Records, das Rock-Sublabel der Soul-Instanz Daptone, entwickelt
sich recht gemächlich, dafür aber qualitativ hochwertig. Zuletzt
überzeugten mich Michael Rault und die famosen Ar-Kaics, jetzt kommt
das zweite Album der vorzüglichen Mystery Lights, mit denen Wick vor
drei Jahren ins Leben gerufen wurden. Die in New York gestrandeten
Kalifornier konnten sich inzwischen ja auch überzeugend auf hiesigen
Bühnen präsentieren. Dieser sehr gute Eindruck wird jetzt auch vom
neuen Album wieder bestätigt, das wieder knietief in Sixties-Sound
watet. Farfisa-Orgel, Fuzz- und Reverb-Gitarren, Schellenring am
Hi-Hat und die Vocals durch ein blechern klingendes Vintage-Mic
geshoutet. Hier lebt der 60s-Garagen-Punk in weitgehend authentischem
Sounddesign, sozialisiert durch die wegweisenden "Nuggets" und
"Pebbles"-Collections ihrer Eltern (Großeltern?) und Bands wie The
Seeds, Them, 13th Floor Elevators. Mit auffallenden Dead
Moon-Anklängen (die leicht quäkenden Vocals!), stilistisch aber etwas
offener und nicht ganz so rumpelig. Aufgenommen im altmodisch
analogen Daptone House Of Soul, was man bei den formidablen
Gitarrensounds auch aufs Schönste heraushören kann. So entsteht ein
leichtfüßiger und völlig unverkrampfter Vintage-Sound in
Garage-Ästhetik. Wüsste nicht, wie man das besser machen kann. (Joe
Whirlypop)


Tim O'Brien - Tim O'Brien Band

CD - EUR 14,95

19er, mit neuer (...) 5-köpfiger Band: Jan Fabricius, Mike Bub, Shad
Cobb, Patrick Sauter, alles ganz vorzügliche Musiker, die u.a. mit
Leuten wie Loretta Lynn, Del McCoury, Willie Nelson, Peter Rowan,
Steve Earle, John Prine, Jim Lauderdale spielten (aber auch z.B. John
Fogerty, Chieftains). Ak.Gitarre, Banjo, Fiddle, Mandoline, Bass,
klassische Bluegrass-Besetzung also, was über weite Strecken auch den
Stil kennzeichnet. Wobei mehrfach (ur)alte Folk-Elemente
hinzukommen/Appalachen-Einfluß (oder eine Prise Trad-grundierter
Songwriter-Country). 3 Tracks weichen signifikant ab: Ein pures
Irish-Folk-Medley (Reels, Traditionals), Country im alten Stil (eine
von 3 Balladen) und ein feingeistiger filigraner bezaubernder
eklektischer Mix aus Country, Folk und Gypsy-(Jazz-)Music (das 2.
Instrumental). Nichts an diesem Album ist spektakulär, aber alles
ganz exquisit, ebenso gespielt und gesungen (seine tolle
Charakterstimme gibt die traditionelle Bodenhaftung und veredelt
zugleich, die Harmony Vocals agieren kongenial, meist ohne groß
aufzufallen, fügen aber auch schon mal eine wunderbare eigene Note
hinzu). Großteils im schnelleren/mid-tempo-Bereich, manchmal
bestechend feinfühlig/eine Spur wehmütig/melancholisch, teils
tiefenentspannt. Und einige Stücke kommen traumhaft schön, tief
berührend! Klare Empfehlung! (dvd)


Bobby Oroza - This Love

LP/CD - EUR 17,95/13,95

Derart coole Nischenmusik kann wahrscheinlich nur in einem Land wie
Finnland entstehen. Wo einst ja auch Jimi Tenor den Weg zum
suomischen Afrofunk gefunden hat. Sänger Bobby Oroza geht auf seinem
Debütalbum ebenfalls einen ganz eigenen Weg und widmet sich einem
ausgesprochen lässigen Entwurf von Lofi-Garagen-Soul. Teils mit
klassischen Motown- oder Daptone-Songstrukturen, eingespielt aber von
einer hörbar weißen Band in komplett unprätentiösem Garagensound.
Ganz schlank instrumentiert mit Drums, Bass, Gitarre und Orgel - am
Rande auch mal etwas Flöte. Bobby Oroza ist zwar nicht gerade ein
klassischer Soul-Crooner, singt aber dafür mit entspannter, leicht
süßlicher Nonchalance. Black Power ist jedenfalls was anderes -
obwohl das zuständige Label Big Crown ansonsten dem
klassisch-schwarzen Soul verbunden ist (Lee Fields, El Michels
Affair). Bobby Orozas Soul klingt eher nach sonnigen Westcoast-Acts
wie Allah-Las oder Nick Waterhouse, obwohl man zumindest
streckenweise auch einen ganz schön dicken Groove hinkriegt. Weitere
Assoziationen: So könnte es klingen, wenn Tommy Guerrero Curtis
Mayfield covert. Oder noch naheliegender: Shuggie Otis und Rodriguez
spielen alten Soul. Durchgehend großartig finde ich den Drum-Sound,
von Bobby selbst gespielt - der Bursche liebt sein Ride-Becken aus
gutem Grund. Großartiges und völlig zeitloses Album fernab von
gängigen Soul-Klischees und -Normen. (Joe Whirlypop)


Lee "Scratch" Perry - Rainford

LP/CD - EUR 23,95/15,95

Das letzte Werk des Weirdo-Reggae-Veteranen erschien auf Echo Beach,
ich fand es überraschend gelungen. Wo man doch weiß, dass der
einstige Reggae-Innovator, Meisterproduzent und Miterfinder von Dub
in reifem Alter (83) für neue Produktionen nur noch seine Vocals
(d.h. lustige Phrasen und Chants, Wortspiele und Quatsch) abliefert.
Da gewinnt die Frage, wer dem Meister den musikalischen Background
bereitet, natürlich an Bedeutung. Letztes Mal erwies sich der
Amerikaner Emch vom Subatomic Sound System als der Aufgabe souverän
gewachsen. Dieses neue Werk erscheint jetzt tatsächlich wieder auf
On-U Sound - sollte etwa Adrian Sherwood selbst die Controls bedient
haben? Indeed, hier treffen zwei Helden der Reggae-History nach
längerer Pause wieder aufeinander, Jamaica meets UK. Und Sherwood ist
natürlich genau der Richtige, Lee Perrys Flausen in lässige
Reggae-Tracks zu gießen. Wobei sich Scratch ganz offenbar in guter
Verfassung befindet. Seine Rhymes sind smooth und gewohnt witzig.
Dabei arbeitet Sherwood auch bewusst gegen allzu gefällige
Reggae-Klischees. Mal mit Streichern zu zickigem BaileFunk-Beat, mal
richtig brasilianisch mit cool groovendem Berimbau. Überwiegend aber
mit milde psychedelischem Reggae im klassischen On-U Sound-Format,
gut abgehangen, aber doch innovativ und abwechslungsreich. "African
Starship" ist mein Highlight, was für ein cool ausgebremster Groove,
zu dem Perrys Gemurmel wie die Faust aufs Auge passt. Die beiden
hatten ja in den späteren 80ern schon so großartige Alben wie "Time
Boom X De Devil Dead" fabriziert und mit Dub Syndicate kollaboriert.
An diese goldenen Zeiten kann das Album, das nach Perrys Geburtsnamen
benannt ist, tatsächlich anknüpfen. (Joe Whirlypop)


Sunn O))) - Life Metal

2-LP/CD - EUR 39,95/15,95

19er. Ich kenne nicht alles von ihnen, aber so gut fand ich sie noch
nie. Die Band selbst redet von "brightness" und "symphonic quality".
4 Stücke zwischen 12 und 25 Min., Steve Albini nahm auf. 1.:
Markerschütternder Tiefton-Fuzz, Drones, Feedback + mächtiges Grollen
+ sanfter losgelöster Gesang (Gast Hildur Gudnedottir, die ansonsten
auch E-Cello beiträgt) - eine Wahnsinns-Kombination! "Psychedelic
Gothic Doom" in Zeitlupe... Heavy as hell. 2.: Mehr davon (außer
Gesang), nicht ganz so düster, vermehrt hohe Tonlagen (z.B. von einer
gastierenden großen Pfeifen-Orgel), ein bischen Melodik, ein gewisses
majestätisches sowie seltsam hypnotisches Flair. Trance. Und Drama.
Frappierend, gewaltig! 3.: Noch harscher, z.T. noch (abgrund)tiefer,
kompromißloser im Extrem, bedrohlicher, kurz wahnwitzig vibrierend,
Noise-Spuren. Und schließlich der mit 25 Min. längste Track:
Monströse Stöße bzw. Akkorde, phasenweise Töne in kürzeren Abständen
als gewohnt/ein variiertes sogartiges Motiv (dort wirkt's nicht mehr
ganz so zeitlupenhaft wie sonst), nervenzerrende Feedbacks, teils
aber auch "monothematischer". Irgendwie elektronische Vibes. In
Hälfte 2 fahren sie massiv runter, oft geradezu ruhig/leise, aber
auch Proto-Industrial-Momente. Und ein beinahe orgiastisches Ende.
Wow!! (dvd)


Todd Thibaud - Hill West

CD - EUR 14,95

Sanftes, samtenes, intensiv-irdenes, naturnah-melodieverliebtes
Singer-Songwriteralbum, dem man die Genese in der Einsamkeit der
Berge Vermonts mal offensichtlich, mal zwischen den Zeilen, aber
durchweg anspürt. Auch wenn der gestandene Roots Rocker seine elf
neuen Songs anschließend an die selbstgewählte winterliche Eremitage
im Studio in Boston von seinen gewohnt geübten musikalischen
Weggefährten instrumental veredeln ließ, so blieb ihnen doch der
ursprüngliche, erdig-folkige Charakter erhalten, bestimmen
naturbelassene akustische Gitarren-Akkorde und die schmeichelnde,
angenehm angerauhte Stimme die Basis der wohltönenden Weisen. Thibaud
selbst und gute Bekannte wie Thomas Juliano, Sean Staples, Chris
Anzalone und Ed Valauskas bereichern die bereits beim ersten
Zusammentreffen im Ohr haftenden Songs gefühlvoll um mal
fein-filigranes, mal saftigeres Instrumentalwerk auf Mandoline,
Ukulele, Bouzouki, Banjo, Fiddle, Mundharmonika, Klavier, E-Gitarren,
Bass und Schlagzeug, ohne dabei die nahezu pastorale Atmosphäre
dieser vor innerer Kraft leuchtenden Singer Songwriter-Perlen zu
beeinträchtigen. Und selbst in sanft-satt gründelnden Momenten des
dezent dampfenden Roots-Rock ist es der Song, der zählt, der von
Reife und Erfahrung lebende Song und eine seelensalbende Stimme, die
im Laufe der Jahre immer tiefer zu berühren weiß. Ein weiteres wertes
Wurzelwerk im reichen Thibaud-Kanon, ein Song-Album, das durch
gelungen-gefühlvolle Reduktion noch reicher wird. (cpa)


Trashcan Records - Vol. 3/The Devil's Pad

10" - EUR 13,-

Stag-O-Lee präsentiert mit Trashcan Records eine neue Serie, die sich
obskuren und vergessenen Vinyl Schätzen aus den 50er und frühen 60er
Jahren widmet. Die originalen 45er stammen aus der stattlichen
Sammlung von Fedor, einem Sammler und Jäger aus Amsterdam, der sich
in den letzten 25 Jahren durch tausende von Kisten mit Gebrauchtvinyl
auf Flohmärkten der holländischen Metropole wühlte. Die
Veröffentlichungen sind thematisch gegliedert - Vol. 3: The Devil's
Pad compiliert 12 exotische Raritäten und Nightlife Themen.


Trashcan Records - Vol. 4/House Of Horrors

10" - EUR 13,-

Vol. 4: House Of Horrors bietet 12 Schocker aus Fedor's Plattenbox.
Alle Tracks sind "previously uncomped" und finden erstmals ihren Weg
auf Großvinyl!!!

Weiterhin bestellbar:

Trashcan Records Vol. 1: Wild Safari - Various Artists 10" - 13,-

Trashcan Records Vol. 2: Midnight - Various Artists 10" - 13,-


Vampire Weekend - Father Of The Bride

2-LP/CD - EUR 27,95/16,95

19er. Comeback nach 6 Jahren Pause, erst ihre 4. LP. Intelligentes
wie üppiges Songwriting, überaus melodienreich, voller Kontraste im
Gesamtbild wie in einzelnen Stücken (laut/leise, Altes/Aktuelles,
akustische/elektrische Sounds, Rhythmik und Tempi, Stilistik...).
Unmengen sehr aparter Feinheiten (reihenweise überraschende und
mächtig attraktive Arrangement-Ideen, Chöre/Duette/Backing Vocals,
Effekte...). Reduzierte wie vielschichtige, v.a. bunte Klangbilder.
Und eine Fülle stilistischer Einflüsse, massiver wie punktueller wie
marginaler, teils ungewöhnlich/fantasievoll kombiniert: Sonniger
Jangle Pop, Electro verschiedener Art, Folk- und Country-Anleihen,
Ethno-Groove-Pop, Songwriter-Pop der 70er (auch mal, again, Paul
Simon nicht unähnlich, z.T. samt Ethno-Beigaben), (Indie) Roots-Pop,
zeitgenössischer Pop (und Grooves), afrikanische oder karibische
Spuren, kleine Prisen Westcoast, gar Prog, Surf, Flamenco.
Ansteckend, verspielt, enorm agil, wehmütig/melancholisch, fast
swingend, strahlend, tänzelnd... Die Modernismen meist eher behutsam
eingesetzt, aber auch stärker. Gelungen! (dvd)


Von Spar - Under Pressure

LP/CD - EUR 16,95/14,95

Fünftes Album der Kölner in 15 Jahren: Heute sind Von Spar eine
eigenwillige Größe, stilistisch nicht leicht zu fassen. Beim Label
Bureau B bringt man Postpunk, zu Krautrock oder zum Kunstpop der
Achtzigerjahre ins Gespräch, ich höre auch gewollt slicken Softpop
und Cosmic Disco heraus. Die Produktion der Songs ist schlank und
transparent - oder sind es doch eher (Dance-) Tracks? Diese Musik ist
clever gemacht und dank diverser Gaststimmen auch maximal
abwechslungsreich. Mal funky und poppig, upliftend und tanzbar, mal
melancholisch-verträumt. Auch die Gesangsgäste sind mit sicherem
Gespür gewählt: u.a. Laetitia Sadier (Stereolab), Soulvoice Marker
Starling (gleich mehrfach), Vivien Goldman, Eiko Ishibashi sowie
der legendäre R. Stevie Moore, der nicht nur für Ariel Pink ein
großer Einfluss gewesen ist. Die Nummern bestechen mit edler
Produktion und elegantem Flow, der Vibe hat etwas Cool-Mondänes - vor
allem, wenn wie des Öfteren - ein lässiger Dance-Groove das Tempo
bestimmt: zart-psychedelisch, mit sanft blubbernden Synthies und
luftig-spacigen, fast krautigen Instrumental-Passagen. Aber auch die
leicht barocken Psychpop-Nummern sind von erster Güte. Das ist große
Produktionskunst zwischen eigenwilligem Spacepop und Cosmic Music.
Das fünfte Von Spar-Album ist ein reifes Werk für Gourmets, die sich
nicht an Genregrenzen aufhalten. (Joe Whirlypop)


Joy Williams - Front Porch

LP/CD - EUR 23,95/14,95

Das ewige Weinen hat ein Ende ... meine stetigen Klagen über den
Verlust eines der kreativsten Zweiergestirne im weiten Americana-Feld
haben zwar nicht ihren Kern eingebüßt (die Civil Wars sind und
bleiben gloriose, aber vergangene Geschichte), dennoch gibt es keinen
Grund mehr zur Klage. Überzeugte bereits ihr langjähriger Partner
jüngst mit einem Album-Alleingang, der selige Erinnerungen weckte, so
verbindet das gegenwärtige Williams-Wurzelwerk ebenso kunstvoll wie
mühelos die wehe Vergangenheit mit einer trostspendenden Zukunft.
Anders als der frühere Gefährte verzichtet die mit allen Roots-Gaben
gesegnete Songwriterin und bestürzend tief berührende Sängerin
gänzlich auf knackigere Country-Rock-Elemente, entfernt - mit
Ausnahme der singenden Steel-Gitarre - etwelches elektrisches
Instrumentarium aus ihren filigran-verletzlichen, dennoch greifbar
handgemachten Akustik-Arrangements, streicht das Schlagwerk komplett,
und überlässt es Akustik-Gitarre, Kontrabass, Fiddle, Dobro und
Mandoline, ein irden-irisierendes, bodenverhaftet kunstvolles,
gewachsen-gefühlvolles Gewebe zu spinnen, dass bei aller
handwerklichen Meisterschaft ganz allein dazu dient, eine ebenso
unverwechselbare wie betörend berührende Stimme in den Mittelpunkt
eines durch Naturnähe nachhaltig wirkendes Song-Werk zu stellen (eine
gekonnt gesetzte männliche Zweitstimme schenkt mitunter den
gewohnt-geliebten Duett-Klang). Vergessen sind die vorsichtigen
Venus-Versuche, das gewohnt irdene Terrain zu verlassen, in
wurzelverbundenen Weisen, die herznah aus dem ewigen amerikanischen
Liederbuch genommen scheinen, verbindet die beseelte Sängerin direkt
ins Blut fließende Melodien von bleibender Güte mit beeindruckend
beweglicher Stimmführung und hinterlässt im erstaunten erfahrenen
Lauscher schon bei der zweiten Hörbegegnung das Gefühl, die
emotionsvollen Lieder bereits seit Ewigkeiten zu kennen und zu
lieben. Produziert von Kenneth Pattengale entstand eine
Americana-Klassiker-Sammlung, die die Erinnerungen an eine selige
Vergangenheit auf eine neue Ebene hebt. 12 Songs of Joy - ein ebenso
erdverbundenes wie erhebendes Erlebnis. (cpa)


Demnächst in diesem Theater...

17.05.

The National - I Am Easy To Find

Interpol - A Fine Mess

Rich Hopkins & Luminarios - Back To The Garden

Carole King - Live At Montreux 1973

Ronnie Lane - Just For A Moment (Best Of-CD/Werkschau-Box)

Kettcar - Der süße Duft der Widersprüchlichkeit (Wir vs. Ich)

24.05.

Sebadoh - Act Surprised

Mavis Staples - We Get By

Chris Brokaw - End Of The Night

Earth - Full Upon Her Burning Lips

Justin Townes Earle - The Saint Of Lost Causes

Faye Webster - Atlanta Millionaires Club

Billy Childish - Punk Rock Ist Nicht Tot

Joan As Police Woman - Joanthology 3-CD

Black Mountain - Destroyer

Screaming Trees - Sweet Oblivion (exp. 2-CD)

Frankie Lee - Stillwater

31.05.

Sinkane - Dépaysé

Kenny Wayne Shepherd - The Traveler

Lisa Hannigan & Stargaze - Live In Dublin

Spirit - Live At Rockpalast 1978 2-CD+DVD

John Renbourn - Unpentangled 6-CD

Pat Todd & The Rankoutsiders - The Past Came Callin'

Vibravoid - Intergalactic Acid Freak Out Orgasms

07.06.

Eleni Mandell - Wake Up Again

Bob Dylan - The Rolling Thunder Revue: The 1975 Live Recordings 14-CD

Rickie Lee Jones - Kicks

Grateful Dead - Aoxomoxoa (50th Anniversary)

Savoy Brown - City Night

Ida Mae - Chasing Lights

Mariee Sioux - Grief In Exile

Jake Xerxes Fussell - Out Of Sight

Yeasayer - Erotic Reruns

14.06.

Calexico/Iron & Wine - Years To Burn

Chris Robinson Brotherhood - Servants Of The Sun

Bruce Springsteen - Western Stars

Peter Bruntnell - King Of Madrid

Bill Callahan - Shepherd In A Sheepskin Vest

Buzzcocks - Singles Going Steady (rem.) & Different Kind Of Tension (rem.)

Tangerine Dream - In Search Of Hades: The Virgin Recordings 1973-1979 (16-CD+2-BluRay)

21.06.

Buddy & Julie Miller - Breakdown On 20th Ave. South

Rolling Stones - Bridges To Bremen (7 Versionen, so ca.)

28.06.

Jade Jackson - Wilderness

Rolling Stones - Rock And Roll Circus DeLuxe & noch DeLuxer

Gov't Mule - Bring On The Music

Julian Cope - Autogeddon (25th Anniversary DeLuxe Edition)


LIVE!!! LIVE!!! LIVE!!!

Derzeit und baldigst sind viele Glitterhouse-Künstler in Europa
unterwegs. Ein Konzert empfehlenswerter als das andere. Also bitte:
Vollversammlung.

DIE NERVEN

dienerven

17.05.2019 DE - Dingolfing - Redbox Festival

08.06.2019 DE - Leipzig - WGT @ Haus Leipzig

09.06.2019 DE - Beverungen - OBS Festival

13.-15.06.2019 DE - Bingen am Rhein - Binger Open Air

28.06.2019 AT - Salzburg - Rockhouse

01.-04.08.2019 DE - Westergellersen - A Summer's Tale

HUGO RACE FATALISTS

hugoracefatalists.com

10.05.2019 IT - FIRENZE - Circolo Arci Progresso

11.05.2019 IT - RAVENNA - Boca Barranca

12.05.2019 IT - PESCARA - Scumm

17.05.2019 IT - SAVONA - Raindogs House

18.05.2019 IT - ROME - Wishlist

24.05.2019 CZ - PRAGUE - Jazzdock

25.05.2019 CZ - BRNO - Kabinet Múz

29.05.2019 IT - RIMINI - Hobos (Hugo Race solo show)

30.05.2019 IT - TORINO - Blah Blah

31.05.2019 IT - CANTÙ - e35

01.06.2019 IT - LUGAGNANO, VERONA - Club Il Giardino

13.09.2019 CZ - PÍSEK - Cool v Plote festival (Hugo Race solo show)

15.09.2019 DE - Berlin - Badehaus

17.09.2019 DE - Bremen - Schlachthof

18.09.2019 DE - Mülheim a. d. Ruhr - Freilichtbühne

20.09.2019 DE - Halle - Objekt 5

STEINER & MADLAINA

steinermadlaina

08.06.2019 DE - Schloß Holte-Stukenbrock, Whatever Happens Festival

09.06.2019 DE - Beverungen, Orange Blossom Special Festival

15.06.2019 DE - Ellingen - Gutsfestival

21.06.2019 DE - Neuhausen ob Eck- Southside Festival

21.06.2019 DE - Scheeßel - Hurricane Festival

28.06.2019 DE - Bad Aibling - Indiebase Festival

05. & 06.07.2019 DE - Chemnitz - Stausee Rabenstein Kosmonaut Festival 2019

17.07.2019 CH - Gurten Festival - Bern

02.08.2019 DE - Böblingen - Böblinger Songtage

03.08.2019 DE - Luhmühlen - A Summer's Tale

02.-03.08.2019 DE - Burg Friedland - Jenseits von Millionen Festival

09.08.2019 DE - Bergfunk Open Air - Königs Wusterhausen

22.08.2019 DE - Jena - Kulturarena

22. - 24.08.2019 DE - Schwabmünchen - Singoldsand Festival 2019

29. - 01.09.2019 DE - Homberg - Musikschutzgebiet Festival

07. - 08.09.2019 DE - Berlin - Lollapalooza Festival'

10.10.2019 AT - Dornbirn Spielboden Dornbirn

11.10.2019 AT - Ebensee, KINO EBENSEE

12.10.2019 AT - Saalfelden, Kunsthaus Nexus

14.10.2019 DE - Heidelberg, halle2

15.10.2019 DE - Kassel, Kulturzentrum Schlachthof Kassel

17.10.2019 DE - Rostock, Helgas Stadtpalast

20.10.2019 DE - Stuttgart, clubCANN

21.10.2019 DE - Köln, YUCA

23.10.2019 DE - Dresden, GrooveStation Dresden

24.10.2019 DE - Erfurt, Museumskeller und HsD Erfurt

25.10.2019 DE - Mainz, Kulturclub Schon Schön

26.10.2019 DE - Ulm, ROXY.ulm

TERRY LEE HALE

terryleehale.com

06.06.2019 The Forge Anvil Arts - Basingstoke

08.06.2019 Kingsmead House Concert - High Wycombe

09.06.2019 Green Note - Camden

11.06.2019 Grateful Fred's House Concert - Birkdale, Merseyside

12.06.2019 House concert - Edinburgh (with Doghouse Roses)

13.06.2019 Acoustic Music Club - Kirkcaldy

14.06.2019 The Bothy, Glenbuchat - Aberdeenshire

15.06.2019 The Blue Lamp - Aberdeen

16.06.2019 Harbour Arts Centre - Irvine (with Doghouse Roses)

18.06.2019 Performing Arts Centre - Kilbarchan

19.06.2019 Venue TBA - Glasgow

20.06.2019 The Haining - Selkirk

21.06.2019 Courtroom Sessions - Middlesborough

XIXA

xixamusic.com

11.06.2019 DE - Oberhausen - Druckluft

12.06.2019 DE - Aachen - Musikbunker

13.06.2019 CH - Schaffhausen - Tap Tab

14.06.2019 CH - Neuchâtel - Festineuch

15.06.2019 DE - Schorndorf - Manufaktur

16.06.2019 CH - Baden - Werkk

17.06.2019 DE - München - Backstage

18.06.2019 DE - Mainz - Schon Schön

21.06.2019 DE - Hannover - Theaterformen

22.06.2019 DE - Offenbach - Hafen 2


Alle guten Wünsche für Euch & die Euren!

 * 

Quelle:

Glitterhouse Records, Label & Mailorder

Grüner Weg 25, D-37688 Beverungen

Telefon: 05273/36 36 36, Fax: 05273/36 36 37

E-Mail: mailorder@glitterhouse.com

Internet: www.glitterhouse.com
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





VERKEHR/803: Bundesregierung muss ihre Radblockadepolitik beenden


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 13. Mai 2019

Bundesregierung muss ihre Radblockadepolitik beenden



Im Vorfeld des Nationalen Radverkehrskongresses des
Bundesverkehrsministers Andreas Scheuer erklärt Stefan Gelbhaar,
Sprecher für städtische Mobilität und Radverkehr:

Politisch hat Bundesverkehrsminister Scheuer bislang nicht geliefert.
Er produziert hier warme Worte und dort schöne Bilder für den
Radverkehr. Der Radverkehrskongress darf nicht nur eine weitere
Shownummer werden. Nach über einem Jahr in der Regierung liegen alle
Handlungsfelder weiter brach: Der Radverkehr braucht mehr Platz, mehr
Geld und mehr Sicherheit.

Die bestehenden Straßenverkehrsgesetze müssen, wie es versprochen ist,
endlich fahrradfreundlich ausgestaltet werden. Die
Straßenverkehrsordnung braucht dringend ein Update. Die Einrichtung
von Fahrradwegen und Fahrradstraßen muss für Kommunen endlich
einfacher werden. Bei wichtigen Entscheidungen z.B. über
Ampelschaltungen darf es nicht nur um die Flüssigkeit des Autoverkehrs
gehen. In Zukunft muss die Flüssigkeit des Rad- und Fußverkehrs
Vorrang haben. Über Tempo 30 müssen Kommunen selbst entscheiden
dürfen. Der Abbiegeassistent für LKW und der Grünpfeil für Radfahrende
müssen endlich kommen.

Das Fahrrad ist das umwelt-, klima- und gesundheitsfreundlichste
Verkehrsmittel. Radfahren muss endlich sicherer und vor allem auch
viel attraktiver werden. Unsere Vorschläge für eine fahrradfreundliche
Straßenverkehrsordnung liegen auf dem Tisch. Jetzt ist der
Bundesverkehrsminister am Zug - die Radblockadepolitik der
Bundesregierung muss ein Ende haben.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 13. Mai 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





EUROPA/1712: EU muss Iran-Atomabkommen verteidigen und Trump die Gefolgschaft verweigern


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 13. Mai 2019

EU muss Iran-Atomabkommen verteidigen und Trump die Gefolgschaft
verweigern 



"Angesichts der Erhöhung der US-Militärpräsenz im Mittleren Osten müssen
Bundesregierung und EU klarstellen, dass sie einen möglichen Feldzug der
Trump-Administration gegen den Iran nicht unterstützen werden. Notwendig
ist eine unabhängige Untersuchung der Berichte über Sabotageangriffe auf
Handelsschiffe im Persischen Golf als möglicher Kriegsvorwand", erklärt
Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE.
Dagdelen weiter:

"Es ist wichtig und richtig seitens der EU, das internationale Atomabkommen
mit dem Iran zusammen mit Russland und China gegen die einseitige
Aufkündigung durch die USA weiter zu verteidigen. Notwendig ist, den
willkürlich verhängten US-Sanktionen mit wirksamen Gegenmaßnahmen zur
Aufrechterhaltung des Handels mit dem Iran zu begegnen. Teheran darf für
seine bisherige Vertragstreue beim Atomabkommen wirtschaftlich nicht
bestraft werden.

Die Entsendung von US-Kriegsschiffen und Bomberstaffeln in den Mittleren
Osten sowie Sabotageakte gegen die Schifffahrt im Golf müssen ernst
genommen und als Alarmsignale verstanden werden. Bundesregierung und EU
müssen zur US-Truppenverlegung in die Region auf Distanz gehen und
klarstellen, dass US-Stützpunkte in Europa nicht für Angriffe auf den Iran
genutzt werden dürfen und der US-Luftwaffe hierfür Überflugrechte in der EU
verweigert werden. Bundesaußenminister Heiko Maas muss mit seinen EU-
Amtskollegen Pompeo ausdrücklich und unmissverständlich auffordern, den
Konfrontationskurs gegenüber dem Iran zu beenden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 13. Mai 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/8405: Heute im Bundestag Nr. 547 - 13.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 547

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 13. Mai 2019, Redaktionsschluss: 16.07 Uhr

1. Expertenkritik an Datenaustausch

2. Personalsituation bei Behörden des BMVI

3. Schleuse Zaaren ab August wieder offen

4. Zugpünktlichkeit in Nordrhein-Westfalen

5. Pünktlichkeit der Bahn in Brandenburg

6. Nutzung der Bahnhöfe in Brandenburg

7. Busse und Bahnen in Sachsen-Anhalt



1. Expertenkritik an Datenaustausch

Inneres und Heimat/Anhörung

Berlin: (hib/suk) Mit zum Teil erheblicher Kritik haben verschiedene
Experten auf den Gesetzentwurf zur Verbesserung der Registrierung und
des Datenaustausches zu aufenthalts- und asylrechtlichen Zwecken
(19/8752) reagiert. In einer Anhörung des Ausschusses für Inneres und
Heimat unter Vorsitz der Abgeordneten Andrea Lindholz (CSU) machten
sie verfassungsrechtliche Bedenken deutlich.

Mit dem sogenannten zweiten Datenaustauschverbesserungsgesetz sollen
die Nutzungsmöglichkeiten des Ausländerzentralregisters (AZR)
weiterentwickelt werden. Unter anderem soll der Abruf von Daten aus
dem AZR weiteren Behörden in Echtzeit ermöglicht werden.

In der Anhörung sagte Herbert Albrecht von der Ausländerbehörde
Nürnberg, er als Praktiker wünsche sich vor allem eine Antwort auf die
Frage, wie lange die Daten etwa nach dem Abschluss des Asylverfahrens
gepflegt werden müssten und wann sie gelöscht werden sollten. Hierfür
müsse es "klare Regeln" geben. Ausländerbehörden seien grundsätzlich
"nicht begeistert", wenn Datengrenzen erweitert würden, weil etwa die
dann nötige Nacherfassung einen großen Aufwand bedeute.

Für Ulrich Kelber, Bundesbeauftragter für den Datenschutz und die
Informationsfreiheit, beinhaltet der Entwurf verschiedene Probleme.
Die Geschwindigkeit, mit der das erste
Datenaustauschverbesserungsgesetz geändert werde und die hohe Zahl der
Veränderungen trügen nicht dazu bei, dass datenschutzrechtliche
Vorgaben in der gebotenen Qualität eingehalten würden. Das Grundrecht
auf Datenschutz gelte nicht nur für deutsche, sondern auch für
nichtdeutsche Staatsbürger - in diesem Punkt aber gebe es verfassungs-
und europarechtliche Bedenken. Besonders problematisch sei die
geplante Personenkennzahl, die das Bundesverfassungsgericht bereits
1983 abgelehnt habe. "Rechte und Freiheiten der Betroffenen" würden
nicht mit den nötigen Garantien versehen. Kritisch sah Kelber auch die
geplante Ausweitung der Zugriffsrechte - künftig sollten "mehr Daten
mehr Behörden und mehr Personen" zugänglich sein, ohne dass es dabei
ausreichend Kontrollmöglichkeiten gebe; dies sei "besorgniserregend".
Dass es keine zentrale Protokollierung des Zugriffs auf die Daten
geben soll, sondern dies in den einzelnen Behörden geschehen solle,
rufe "schwerste Bedenken" hervor.

Auch Bernward Ostrop vom Deutschen Caritasverband sagte, er habe
Zweifel, ob die vorgeschlagenen Änderungen verfassungs- und
europarechtlichen Standards genügten. Er sehe insbesondere die
erkennungsdienstliche Behandlung von Minderjährigen kritisch, zudem
sehe er die Gefahr, dass die AZR-Nummer zu einer "nationalen
Kennziffer" werde, ohne dass es dafür Schutzmechanismen gebe. Es würde
ein Schutz dagegen benötigt, dass Daten an Stellen der Heimatländer
weitergegeben werden könnten.

Thilo Weichert vom Netzwerk Datenschutzexpertise kam zu dem Schluss,
der Entwurf werde nicht die Akzeptanz des Bundesverfassungsgerichts
und des Europäischen Gerichtshofs finden. Der Einsatz von
Informationstechnik sei grundsätzlich sinnvoll, wenn sich dadurch
Verwaltungsabhäufe verbessern ließen. Es gebe hier aber große Bedenken
hinsichtlich der Transparenz und der Einhaltung verfassungsrechtlicher
Vorgaben: Das Bundesverfassungsgericht habe deutlich gemacht, dass
umfassende Personenprofile nach dem Grundgesetz verboten seien; dies
werde vom Entwurf aber "ignoriert". Das AZR werde zur
"Datendrehscheibe" ohne die nötige Kontrolle. Die Zweckbindung des
Datenabrufs werde nicht gewährleistet, der Zugriff auf verschiedenste
Institutionen ausgedehnt. Weichert sagte, er halte die Möglichkeit
einer Verbandsklage für nötig, weil die betroffenen Ausländer "nicht
ansatzweise" selbst in der Lage wären, sich zu wehren; daher müsse
eine Institution ihre Vertretung übernehmen. Problematisch sei zudem,
dass eine Evaluation hinsichtlich der Grundrechte der Betroffenen
nicht vorgesehen sei.

Zustimmung gab es nur von Markus Richter, Vizepräsident des Bundesamts
für Migration und Flüchtlinge: Der Entwurf führe zu "Datensparsamkeit"
und Arbeitserleichterung. Die AZR-Nummer sei ein sinnvolles
Ordnungsmerkmal und werde nur zweckgebunden in der Kommunikation
verschiedener Behörden verwendet. Das sei insbesondere dort sinnvoll,
wo es beim Erstkontakt mit Behörden Zweifel oder Unklarheiten gebe.
Zudem sei es auch sinnvoll, die Möglichkeit erkennungsdienstlicher
Maßnahmen auszuweiten. Grundsätzlich wäre es wünschenswert, die Daten
auch für die "empirische Weiterentwicklung" der Rückführungsprogramme
nutzen zu können.

 * 

2. Personalsituation bei Behörden des BMVI

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Über die Zahl der Mitarbeiter, die aktuell nicht
besetzten Planstellen und die veranschlagten Personalausgaben in den
nachgeordneten Behörden des Bundesministeriums für Verkehr und
digitale Infrastruktur (BMVI) informiert die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/9720) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8729).

Auf die Frage, ob einzelne Behörden vor besonderen Schwierigkeiten
stehen, ausgeschriebene Planstellen zu besetzen, heißt es in der
Antwort: Die Besetzung von freien Bestandsstellen für alle Behörden
des Geschäftsbereichs habe besondere Priorität. Dem wachsenden Bedarf
an Personal, der zusätzlich durch die überdurchschnittlich hohe Zahl
an Personalabgängen - sowohl durch Regelrenteneintritt der
geburtenstarken Jahrgänge als auch vorgezogene Renteneintritte durch
Inanspruchnahme der Rente mit 63 - verursacht werde, stehe auf dem
Arbeitsmarkt ein geringer werdendes Angebot an qualifizierten
Fachkräften insbesondere im technischen Bereich gegenüber, schreibt
die Regierung. Dazu trage auch die wachsende Konkurrenzsituation mit
anderen Arbeitgebern des öffentlichen und privaten Bereichs bei.

 * 

3. Schleuse Zaaren ab August wieder offen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Für die derzeit wegen Sanierungsarbeiten gesperrte
Schleuse Zaaren an der Oberen Havel-Wasserstraße ist laut
Bundesregierung "nach derzeitigem Baufortschritt" von einer
Verkehrsfreigabe zum 1. August 2019 auszugehen. Das geht aus der
Antwort der Bundesregierung (19/9601) auf eine Kleine Anfrage der AfD-
Fraktion (19/9046) hervor.

Als Gründe dafür, dass die Sanierungsarbeiten nicht wie ursprünglich
zum 1. März 2019 und damit vor Beginn der Wassersportsaison
abgeschlossen werden konnten, führt die Regierung unter anderem an,
dass die im Zuge der Vergabe eingereichten Angebotspreise zu einer
längeren Prüf- und Genehmigungsdauer geführt hätten. Auch seien die
erforderlichen Munitionsräumarbeiten umfangreicher und zeitaufwändiger
als geplant gewesen. Zudem habe es eine Behinderung des Bauablaufes
durch Witterung und schlechten Baugrund gegeben. Außerdem sei bei
einigen Gewerken der durch die beauftragten Unternehmen abgeschätzte
Umsetzungszeitraum zu optimistisch kalkuliert gewesen.

Zur Beantwortung der Frage nach möglichen Unterstützungen für die
durch die längere Schleusensperrung betroffenen klein- und
mittelständischen Betriebe in diesem ländlichen Raum, verweist die
Bundesregierung auf die Beantwortung einer Schriftlichen Frage des
Abgeordneten Martin Neumann (FDP) (19/8660). Darin heißt es: "Nach
Paragraf 5 Absatz 1 Bundeswasserstraßengesetz darf jedermann im Rahmen
der Vorschriften des Schifffahrtsrechts die Bundeswasserstraßen mit
Wasserfahrzeugen befahren." Dem Begünstigten stehe kein Anspruch auf
Schaffung, Aufrechterhaltung oder Verbesserung des Weges zu. Für den
Schifffahrttreibenden sei die Schiffbarkeit einer Bundeswasserstraße
"eine faktische Gegebenheit, die ihm zwar Chancen zur Betätigung
eröffnet, auf deren Fortbestand er aber keinen Anspruch hat".

 * 

4. Zugpünktlichkeit in Nordrhein-Westfalen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung informiert in ihrer Antwort
(19/9719) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8662) über die
Situation im Schienenpersonennahverkehr (SPNV) in Nordrhein-Westfalen.
Was die Pünktlichkeitswerte im gesamten Liniennetz des
Verkehrsverbundes Rhein-Ruhr (VRR), Aachener Verkehrsverbund (AVV),
Verkehrsverbund Rhein-Sieg (VRS) und Westfalentarif angeht, so lagen
diese im Jahr 2018 der Vorlage zufolge bei 88 Prozent (weniger als
sechs Minuten Verspätung). In der Hauptverkehrszeit morgens lag der
Wert bei 90 Prozent, abends bei 85 Prozent. Zwei Prozent der Züge sind
den Angaben nach ausgefallen.

Nach aktuellen Überlastungssituationen im gesamten Liniennetz des
Verkehrsverbundes Rhein-Ruhr (VRR), Aachener Verkehrsverbund (AVV),
Verkehrsverbund Rhein-Sieg (VRS) und Westfalentarif gefragt, teilt die
Regierung unter Bezugnahme auf Informationen der Deutschen Bahn AG (DG
AB) mit: Im Bereich Zweckverband Nahverkehr Rheinland (NVR) würden bei
Neuausschreibungen die Kapazitäten der Züge den neuen Bedarfen
angepasst, um Überlastungssituationen schon im Voraus
entgegenzuwirken. Ebenso werde bei Bedarf - im Rahmen der
vertraglichen Möglichkeiten - bei Bestandsverkehren eine Ausweitung
der Fahrzeugkapazitäten oder der angebotenen Fahrten je Stunde
angestrebt.

Was den Bereich des Zweckverbands Nahverkehr Westfalen-Lippe (NWL)
angeht, so forciert nach Kenntnis der DB Regio der NWL eine
Elektrifizierung der Strecke Münster-Enschede. Damit soll eine
Durchbindung in das niederländische Eisenbahnnetz geschaffen werden.
Weitere Fahrgastzuwächse sollen mit Elektrotriebwagen kompensiert
werden. Um Überlastungssituationen schon im Voraus entgegenzuwirken,
würden gleichfalls bei Neuausschreibungen die Kapazitäten der Züge den
neuen Bedarfen angepasst. Ebenso werde bei Bedarf auch bei
Bestandsverkehren eine Ausweitung der Fahrzeugkapazitäten oder der
angebotenen Fahrten je Stunde in Zusammenarbeit mit dem NWL umgesetzt.

Letzteres gilt der Vorlage zufolge auch für den Bereich des
Verkehrsverbunds Rhein-Ruhr (VRR). Der VRR sorge zudem in
Neuausschreibungen der Verkehre für zusätzliche Sitzplatzkapazitäten
in den Fahrzeugen, "falls Bedarf besteht zum Beispiel beim RRX-Projekt
(Rhein-Ruhr Express)".

 * 

5. Pünktlichkeit der Bahn in Brandenburg

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung informiert in ihrer Antwort
(19/9718) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8309) über die
Situation im Schienenpersonennahverkehr (SPNV) in Brandenburg. Was die
Pünktlichkeitswerte im gesamten Liniennetz des Verkehrsverbundes
Berlin-Brandenburg (VBB) angeht, so lagen diese im Jahr 2018 der
Vorlage zufolge bei 95 Prozent (weniger als sechs Minuten Verspätung).
In der Hauptverkehrszeit morgens lag der Wert bei 96 Prozent, abends
bei 93 Prozent. Drei Prozent der Züge - sowohl morgens als auch abends
- sind den Angaben nach ausgefallen.

Nach aktuellen Überlastungssituationen im SPNV Brandenburg gefragt,
teilt die Regierung mit: Laut Deutscher Bahn AG (DG AB) sind die
Platzkapazität und die Taktung der Regionalzüge über Ausschreibungen
im Regionalverkehrsnetz von den Ländern Berlin und Brandenburg
festgelegt worden. Zum 1. April 2019 habe der VBB im Berufsverkehr
eine Kapazitätsausweitung in einigen Zügen des Regionalverkehrs
bestellt. In Richtung Ostsee verkehrten an Wochenenden im Sommer seit
den vergangenen Jahren zwei zusätzliche Züge. Ein weiterer Zug nach
Stralsund sei mit dem VBB in der Planung. In der gerade durchgeführten
Ausschreibung Elbe-Spree hätten die Länder ab Dezember 2022 auf vielen
Relationen zusätzliche Leistungen im Regionalverkehrsnetz vergeben.

 * 

6. Nutzung der Bahnhöfe in Brandenburg

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Der Potsdamer Hauptbahnhof war mit 63.991 täglichen
Ein- und Umstiegen die am meisten genutzte Verkehrsstation im Land
Brandenburg im Jahr 2018. Das geht aus der Antwort der Bundesregierung
(19/9711) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8757) hervor.
Mit deutlichem Abstand folgen die Bahnhöfe Berlin-Schönefeld Flughafen
(18.775) und Königs-Wusterhausen (18.473).

Am wenigsten genutzt wurde die Verkehrsstation Schönfließ Dorf mit
zwei täglichen Ein- und Umstiegen sowie die Verkehrsstationen
Kunersdorf (acht) und Fermerswalde (zehn). Der Durchschnittswert der
Anzahl von Ein- und Umstiegen an Bahnhöfen und Verkehrsstationen im
Land Brandenburg lag 2018 bei 1.683. Wie aus der Vorlage weiter
hervorgeht, ist nach Auskunft der Deutschen Bahn AG derzeit keine
Verkehrsstation in Brandenburg für eine Stilllegung vorgesehen.

 * 

7. Busse und Bahnen in Sachsen-Anhalt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach der Situation im Schienenpersonennahverkehr
(SPNV) und bei Busanbindungen in Sachsen-Anhalt erkundigt sich die
FDP-Fraktion. In einer Kleinen Anfrage (19/9626) wollen die
Abgeordneten unter anderem erfahren, wie viele Verkehrsstationen
gegenwärtig im Land Sachsen-Anhalt in den jeweiligen Landkreisen von
Regionalzügen angefahren werden. Weiterhin wird die Bundesregierung
gefragt, wie die vom Bund bereitgestellten Regionalisierungsmittel
durch das Land Sachsen-Anhalt seit dem Jahr 2014 verwendet wurden.

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 546

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 13. Mai 2019, Redaktionsschluss: 15.26 Uhr

1. Wohnsitzauflage als bewährtes Instrument gewürdigt

2. Grüne wollen verbesserten Impfschutz

3. Daten von Samenspendern

4. Großes Interesse an Stammzellforschung

5. Stand des elektronischen Rechtsverkehrs

6. Vermögensdelikte an alten Menschen



1. Wohnsitzauflage als bewährtes Instrument gewürdigt

Inneres und Heimat/Anhörung

Berlin: (hib/wid) Die Absicht der Bundesregierung, die seit drei
Jahren befristet geltende Wohnsitzauflage für Asylberechtigte in
Deutschland endgültig festzuschreiben, findet durchweg Zustimmung von
Kommunalverbänden und Ausländerbehörden. In einer Anhörung des
Innenausschusses am Montag kamen Bedenken allein vom Vertreter der
Caritas. Laut Integrationsgesetz vom Juli 2016 müssen anerkannte
Asylbewerber, die keiner sozialversicherungspflichtigen Tätigkeit
nachgehen, auf Anweisung der zuständigen Behörde ihren Wohnsitz für
drei Jahre an einem bestimmten Ort nehmen. Die zunächst auf drei Jahre
befristete Regelung sollte bisher am 6. August auslaufen. Mit dem
jetzt vorliegenden Gesetzentwurf (19/8692) will die Bundesregierung
diese zeitliche Begrenzung aufheben.

Der Leiter der Ausländerbehörde in Nürnberg, Herbert Albrecht,
erklärte in der Anhörung, die Regelung zur Wohnsitzauflage habe sich
nach anfänglichen Schwierigkeiten "gut eingespielt" und bewährt. Er
sprach von einer positiven Entwicklung, die mit dem vorliegenden
Gesetzentwurf noch effektiver zu gestalten sei. Zweifel äußerte er
allein an der vorgesehenen Bestimmung, die Wohnsitzauflage für
Asylberechtigte, die eine Beschäftigung finden, diese nach weniger als
drei Monaten aber wieder verlieren, neu aufleben zu lassen. Wie das in
der Praxis zu handhaben sei, müsse sich zeigen.

Die Leiterin des Dezernats Recht und Verwaltung des Deutschen
Städtetages, Uda Bastians, nannte die Wohnsitzauflage ein wichtiges
Instrument für gelingende Integration. So menschlich verständlich der
Wunsch nach freier Wohnsitznahme auch sei, werde die Eingliederung in
die deutsche Gesellschaft doch erschwert, wenn Angehörige bestimmter
ethnischer Gruppen geschlossen in einzelnen Stadtvierteln
zusammenlebten. Die Notwendigkeit der Integration nehme dann ab, auch
seien die Städte mit der Wohnraumversorgung gegebenenfalls
überfordert. "Wenn Integration scheitert, droht uns auch die Spaltung
der Gesellschaft", warnte Bastians. Damit sie gelingen könne, seien
die Städte auf verlässliche Rahmenbedingungen und Planbarkeit
angewiesen. In diesem Sinne diene der Gesetzentwurf dem "Ziel
nachhaltiger Integration in die Gesellschaft bei gleichzeitiger
Flexibilität für die Betroffenen".

Als eine "sehr wichtige Voraussetzung für Integration" würdigte auch
der Vertreter des Deutschen Landkreistages, Markus Keller, die
geltende Regelung. Es sei daher begrüßenswert, dass sie im August
nicht auslaufen solle. Die Wohnsitzauflage habe "gut gewirkt" und dazu
beigetragen, dass viele der Sorgen und Unsicherheiten aus der Zeit der
großen Flüchtlingswelle, nicht zuletzt die Befürchtung, die
Integration vor Ort könne nicht gelingen, "so nicht eingetreten"
seien. Der Vizepräsident des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge
(BAMF), Markus Richter, sprach von einem "essentiellen" Instrument, um
"Kontaktpunkte" zwischen Flüchtlingen und Mehrheitsgesellschaft zu
"fördern".

Der Vertreter des Deutschen Caritasverbandes, Bernward Ostrop, wies
indes darauf hin, dass die geltende Regelung in Regionen mit
angespanntem Wohnungsmarkt Flüchtlinge dazu zwingen könne, länger als
angemessen in Gemeinschaftsunterkünften zu verbleiben. Dies habe
nachgerade "integationsschädliche Effekte". Ostrop plädierte dafür,
die Wohnsitzauflage nicht zu entfristen, sondern lediglich um zwei
Jahre zu verlängern.

Vor Beginn der Anhörung hatten die Abgeordneten von Liberalen, Linken
und Grünen den Sitzungssaal verlassen. Die Linke Ulla Jelpke
begründete dies im Namen der drei Fraktionen damit, dass zum
Zeitpunkt, als die Anhörung terminiert wurde, der Gesetzentwurf dem
Bundestag noch nicht zugeleitet worden sei. Dies sei ein inakzeptables
Verfahren und ein Verstoß gegen die Geschäftsordnung.

 * 

2. Grüne wollen verbesserten Impfschutz

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die Grünen-Fraktion setzt sich für einen verbesserten
Impfschutz gegen Masern ein. Gerade in Einrichtungen der
Kindertagesbetreuung und in bestimmten Gesundheitseinrichtungen würden
auch Kinder betreut, die noch nicht das für die Masernimpfungen
erforderliche Alter erreicht hätten oder aufgrund von Erkrankungen
nicht geimpft werden könnten, heißt es in einem Antrag (19/9960) der
Fraktion.

Es sei daher angemessen, wenn zu deren Schutz die Impfung von anderen
Kindern und des gesamten Personals zur Voraussetzung für den Zugang zu
diesen Einrichtungen gemacht werde.

Unter anderem fordern die Abgeordneten, dass vor Aufnahme in eine
Einrichtung, in der Kinder betreut werden, der Impfstatus geprüft
wird. Bei unvollständigem Impfschutz, insbesondere bei Fehlen der
zweiten Masernimpfung, sollte als Voraussetzung für den Besuch der
Kita die fehlende Impfung nachgeholt werden müssen.

Ferner müsse dem in Einrichtungen der Kindertagesbetreuung, Schulen,
Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen sowie anderen Einrichtungen mit
durch Infektionskrankheiten besonders gefährdeten Personen tätigen
Personal vorgegeben werden, so schnell wie möglich einen ausreichenden
Impfschutz nachzuweisen.

Die Gesellschaft für Telematikanwendungen der Gesundheitskarte
(gematik) sollte dazu verpflichtet werden, den digitalen Impfpass bis
2021 als Teil der elektronischen Patientenakte (ePA) einzuführen.

 * 

3. Daten von Samenspendern

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit dem Samenspenderregistergesetz befasst sich die
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/9891). Das Gesetz sichere
das Recht auf Kenntnis der eigenen Abstammung bei künstlicher
Befruchtung durch Samen eines fremden Spenders. Die Abgeordneten
wollen von der Bundesregierung nun unter anderem wissen, wie mit
freiwilligen Angaben der Samenspender umgegangen wird.

 * 

4. Großes Interesse an Stammzellforschung

Gesundheit/Unterrichtung

Berlin: (hib/PK) Die Forschung an humanen pluripotenten Stammzellen
(hPS-Zellen) hat in den vergangenen Jahren wichtige Erkenntnisse
gebracht. Die anwendungsorientierte Forschung und klinische Studien
mit zellbasierten Arzneimitteln offenbarten zunehmend das Potenzial
dieser Zellen und ihrer Derivate in der regenerativen Medizin, heißt
es im achten Erfahrungsbericht der Bundesregierung über die
Durchführung des Stammzellgesetzes, wie aus einer Unterrichtung
(19/10060) hervorgeht.

Stammzellen eigneten sich als Ausgangspunkt für Modellsysteme bei
Krankheiten, für zellbasierte Plattformen bei Wirkstoff-Tests und für
medizinische Präparate bei neuen Therapiekonzepten. In diesen
Bereichen habe es im Berichtszeitraum 2016/2017 signifikante
Fortschritte gegeben.

Durch die zunehmende Etablierung der Verfahren der Genom-Editierung
hätten sich auch die Möglichkeiten der Stammzellforschung enorm
erweitert. Inzwischen werde hauptsächlich die Designernuklease
CRISPR/Cas9 eingesetzt. Die gezielte Einführung von Mutationen und das
Entfernen von Genen ermöglichten genauere Aussagen über das
Zusammenspiel der Gene in verschiedenen Zelldifferenzierungswegen.

Methoden wie die Einzelzell-Analyse eröffneten neue Einblicke in die
Stammzellbiologie und die Abläufe der Organentwicklung. Die
Einzelzell-RNA-Sequenzierung habe sich rasant entwickelt. Damit lasse
sich das Genaktivitätsmuster in einzelnen Zellen ermitteln und zwar
parallel für Hunderte Zellen gleichzeitig.

Es bestehe ein unvermindertes Interesse an der Forschung unter
Verwendung von hES-Zellen. Die Stammzellforschung in Deutschland könne
im internationalen Wettbewerb den Anschluss halten.

 * 

5. Stand des elektronischen Rechtsverkehrs

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/mwo) Das System des elektronischen Rechtsverkehrs ist
Thema einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/9908). Darin heißt
es, das besondere elektronische Anwaltspostfach (beA) sei seit 2016
Teil der Infrastruktur des Elektronischen Gerichts- und
Verwaltungspostfachs (EGVP), und am 1. Januar 2018 seien das besondere
Behördenpostfach (beBPo) und das besondere Notarpostfach (beN) an das
EGVP angeschlossen worden. Es seien jedoch keine aktuellen
Informationen verfügbar, wie das System angenommen wird und ob das
System zuverlässig nutzbar ist. Die Fragesteller wollen deshalb von
der Bundesregierung unter anderem wissen, wie viele Nachrichten nach
ihrer Kenntnis vom 1.Januar 2018 bis zum 31. März 2019 im EGVP
übermittelt, wie viele bei den Gerichten eingingen und wie viele von
den Gerichten versandt wurden. Weiter wird nach der Anzahl der
Mitarbeiter und den Betriebskosten des EGVP-Systems sowie nach
Störungen gefragt.

 * 

6. Vermögensdelikte an alten Menschen

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/mwo) Um betrügerische Vermögensdelikte bei alten und
pflegebedürftigen Menschen geht es in einer Kleinen Anfrage der
FDP-Fraktion (19/9883). Nach Kenntnis der Fragesteller fehlen bislang
aktuelle Untersuchungen, die den Umfang und die Höhe der Schädigung
durch solche Delikte aufzeigen, heißt es in der Anfrage. Die
Abgeordneten verweisen auf eine Studie, der zufolge entsprechende
Taten nicht nur von Personen begangen werden, die den Opfern vor der
Tat völlig fremd sind, sondern auch von solchen, die aus einer
bestehenden Beziehung heraus und oftmals unter Ausnutzung des mit
dieser Beziehung verknüpften Vertrauens handeln. Tatgelegenheiten
böten etwa Vertretungsbefugnisse im Rahmen rechtlicher Betreuung. Die
Fragesteller wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen, ob
sie dazu Erkenntnisse hat und ob sie Handlungsbedarf sieht, alte und
pflegebedürftige Menschen vor Schädigung des Vermögens aufgrund von
Vollmachtsmissbrauch oder Delikten durch nicht verwandte
Bezugspersonen zu schützen.

 * 
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BUNDESTAG/8403: Heute im Bundestag Nr. 545 - 13.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 545

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 13. Mai 2019, Redaktionsschluss: 14.30 Uhr

1. 400 Beschäftigte in der FIU

2. Rechtsextremistische Hooligangruppen

3. Tarifvertragswerk der Autobahn GmbH

4. Erdgastankstellen in Mitteldeutschland

5. FDP fragt nach Baufortschritten am BER

6. Genehmigungen für Schwerlasttransporte



1. 400 Beschäftigte in der FIU

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) In der Financial Intelligence Unit (FIU), der
Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen des Zolls, arbeiten
derzeit 400 Beschäftigte. Davon seien 175 Stammbeschäftigte und 225
Geschäftsaushilfen, erklärt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/9603) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/9060).

 * 

2. Rechtsextremistische Hooligangruppen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Das Bundeskriminalamt (BKA) kann laut
Bundesregierung keine grundlegende Aussage über Verbindungen von
Hooligan- und Ultragruppierungen in den Bereich der Politisch
motivierten Kriminalität (PMK) tätigen. Das geht aus der Antwort der
Regierung (19/9616) auf eine Kleine Anfrage der FDP (19/9007) hervor.
In der Antwort heißt es weiter: Das Bundesamt für Verfassungsschutz
(BfV) sei nicht für die Beobachtung der Hooligan- und Ultra-Szene als
solcher, sondern nur für die Beobachtung der extremistischen oder
extremistisch beeinflussten Teile derselben zuständig. "Im Rahmen
dieser Zuständigkeit sind keine Hooligan- oder Ultragruppierungen
bekannt geworden, die ihren Zwecken oder ihrer Tätigkeit nach auf die
Begehung extremistisch motivierter Straftaten ausgerichtet sind",
schreibt die Regierung. Gleichwohl seien Angehörige einzelner
Hooligan- und Ultra-Gruppierungen in der Vergangenheit bei
Fußballspielen mit rechtsextremistischen Propagandadelikten
aufgefallen. Weiterhin verfüge eine nicht unerhebliche Zahl von
Hooligan- und Ultra-Gruppierungen über Mitglieder, die bereits
anderweitig mit rechtsextremistisch motivierten Straftaten aufgefallen
sind.

Für eine niedrige zweistellige Zahl von lokal verankerten
Hooligan- und Ultra-Gruppierungen liegen laut Bundesregierung bei den
jeweils örtlich zuständigen Landesbehörden für Verfassungsschutz
tatsächliche Anhaltspunkte dafür vor, dass sie als Gruppe
rechtsextremistische Ziele verfolgen beziehungsweise zumindest
aufgrund der Zahl ihrer rechtsextremistischen Mitglieder als
rechtsextremistisch beeinflusst einzuordnen sind. Mit Blick auf diese
Hooligan- und Ultra-Gruppierungen sei bekannt, "dass sie in aller
Regel zumindest über einige Mitglieder verfügen, die bereits durch
rechtsextremistisch motivierte Straftaten aufgefallen sind". Darüber
hinaus könne ebenfalls nicht ausgeschlossen werden, dass auch ein Teil
der Hooligan- und Ultra-Gruppierungen, die von den
Verfassungsschutzbehörden mangels Vorliegens der gesetzlichen
Voraussetzungen nicht als Bestrebung beobachtet werden können, über
Mitglieder verfügen, die schon durch rechtsextremistisch motivierte
Straftaten aufgefallen sind.

Im Bereich des Linksextremismus liegen dem BfV der Antwort zufolge
einzelne Randerkenntnisse zu personellen Überschneidungen von
Linksextremisten und Ultragruppierungen vor. Eine genaue Erfassung
erfolge aufgrund des Beobachtungsauftrages des BfV jedoch nicht, da es
sich lediglich um punktuelle personelle Überschneidungen handelt. Nach
Erkenntnis des BfV würden sich diese lediglich aus den jeweiligen
Interessen an Politik beziehungsweise an Fußball ergeben. "Eine
strukturelle Verquickung ist dem BfV nicht bekannt", heißt es in der
Vorlage.

 * 

3. Tarifvertragswerk der Autobahn GmbH

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Eckpunktevereinbarung der Autobahn GmbH des
Bundes und der Gewerkschaften vom 31. Oktober 2018 sieht nach Angaben
der Bundesregierung vor, dass das künftige Tarifvertragswerk der
Gesellschaft - inklusive dem Entgeltsystem - in seiner Grundstruktur
dem Regelwerk des Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst (TVöD)
Bund folgen soll. Dies gelte auch für die Grundstruktur des
Entgeltgruppenverzeichnisses der Gesellschaft, heißt es in der Antwort
der Regierung (19/9598) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/8952).

Bei Beibehaltung der Grundstruktur des Entgeltsystems strebe die
Autobahn GmbH des Bundes an, dessen Durchlässigkeit in horizontaler
und vertikaler Richtung zu verändern, schreibt die Regierung. Das
Tarifvertragswerk der Gesellschaft soll alle Beschäftigungsbedingungen
eigenständig und unabhängig von anderen Tarifvertragswerken regeln,
"gleichwohl soll seine Herleitung aus dem TVöD (Bund) erkennbar
bleiben". Die Eckpunktevereinbarung sei Grundlage der
Tarifverhandlungen, heißt es in der Antwort. Im Übrigen unterlägen die
- auch nach der Meilensteineinigung vom 5. April 2019 zur
Eingruppierung der Tarifbeschäftigten - noch laufenden
Tarifverhandlungen der Tarifautonomie.

 * 

4. Erdgastankstellen in Mitteldeutschland

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) In Mitteldeutschland (Sachsen, Sachsen-Anhalt und
Thüringen) gibt es laut Bundesnetzagentur 1.171 Normalladepunkte und
258 Schnellladepunkte an öffentlich zugänglichen Ladesäulen für das
Laden von Pkw und Lkw mit Elektroantrieb. Das geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/9618) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/9083) hervor. 2.354 Ladepunkte in Mitteldeutschland würden derzeit
durch die Bundesregierung gefördert, heißt es in der Antwort weiter.

Zur Zahl der LNG/CNG-Tankstellen liegen der Bundesregierung der
Vorlage zufolge keine eigenen Erkenntnisse vor. Auf Basis der Angaben
des im Internet verfügbaren Tankstellenfinders von Zukunft Erdgas gebe
es in Sachsen 29, in Sachsen-Anhalt 39 und in Thüringen 29
CNG-Tankstellen (komprimiertes Erdgas), jedoch keine LNG-Tankstelle
(Flüssigerdgas), heißt es in der Antwort.

In der betreffenden Region seien die ersten Wasserstoff-Tankstellen im
Jahr 2018 in Betrieb genommen worden, teilt die Regierung zudem mit.
In Dresden und Leipzig sei dies im September 2018 der Fall gewesen, in
Magdeburg im Oktober 2018. Die Ziele aus dem "Nationalen
Strategierahmen (NSR) für den Aufbau der Infrastruktur für alternative
Kraftstoffe" würden bis 2020 den Aufbau von 100 Wasserstofftankstellen
in Deutschland vorsehen, heißt es in der Vorlage.

 * 

5. FDP fragt nach Baufortschritten am BER

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach dem Kenntnisstand der Bundesregierung zu den
Baufortschritten am Flughafen Berlin Brandenburg (BER) erkundigt sich
die FDP-Fraktion. In einer Kleinen Anfrage (19/9589) wollen die
Abgeordneten unter anderem wissen, wer darüber entscheidet, zu welchem
Zeitpunkt Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer (CSU) über den
Sachstand informiert wird. Gefragt wird auch, was der Minister bislang
unternommen habe, "um den Senat von Berlin davon zu überzeugen, den
Flughafen Berlin-Tegel offen zu halten".

 * 

6. Genehmigungen für Schwerlasttransporte

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Ob die Bundesregierung eine Reform der gesetzlichen
Bestimmungen für das Genehmigungsverfahren für Großraum- und
Schwerlasttransporte in Deutschland plant, möchte die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/9608) wissen. Gefragt wird
auch, welche Kosten durch Schwer- und Großraumtransporte jährlich seit
1990 verursacht werden.

 * 
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BUNDESTAG/8402: Heute im Bundestag Nr. 544 - 13.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 544

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 13. Mai 2019, Redaktionsschluss: 13.31 Uhr

1. Ratifizierung des Vertrags von Aachen

2. Fortsetzung des Libanon-Einsatzes

3. Friedensmission im Ukraine-Konflikt

4. Humanitäre Hilfe in Nordost-Syrien

5. Anstieg der nichtzweckgebundenen Hilfe

6. Abschuss von Flug MH 17



1. Ratifizierung des Vertrags von Aachen

Auswärtiges/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung setzt auf eine noch engere
Zusammenarbeit mit dem Partner Frankreich und will diese mit dem
Vertrag von Aachen auf eine "moderne und zukunftsweisende
Berufungsgrundlage" stellen. Das geht aus ihrem Gesetzentwurf
(19/10051) hervor, mit dem die Voraussetzungen für die Ratifizierung
des Vertrags vom 22. Januar 2019 über die deutsch-französische
Zusammenarbeit und Integration geschaffen werden sollen. "Deutschland
und Frankreich wollen die vertraglichen Grundlagen ihrer bilateralen
Beziehungen erneuern und den Vertrag vom 22. Januar 1963
('Élysée-Vertrag') ergänzen", schreibt die Bundesregierung. "Im
Zentrum des ersten deutsch-französischen Vertrags von 1963 standen
Aussöhnung und Begegnung. Dieser Auftrag bleibt weiter wichtig, der
Élysée-Vertrag behält daher seine volle Geltung." Der neue Vertrag,
der am 22. Januar 2019 in Aachen von Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU) und dem französischen Staatspräsidenten Emmanuel Macron
unterzeichnet worden sei, treffe darüber hinaus Vereinbarungen, "die
der gemeinsamen Zukunftssicherung und der weiteren Verschränkung der
Lebenswelten der deutschen und französischen Bürgerinnen und Bürger
dienen". Deutschland und Frankreich vereinbaren demnach, sich in allen
Bereichen den Herausforderungen der Zukunft gemeinsam zu stellen.

 * 

2. Fortsetzung des Libanon-Einsatzes

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die Bundeswehr soll ihre Beteiligung an der
UNIFIL-Mission (United Nations Interim Force in Lebanon) vor der
libanesischen Küste um ein weiteres Jahr verlängern. Wie aus dem
Antrag der Bundesregierung hervorgeht (19/9956) sollen unverändert bis
zu 300 Soldaten vor allem zwei Aufgaben übernehmen: In erster Linie
solle verhindert werden, dass Rüstungsgüter und sonstiges Wehrmaterial
ohne Zustimmung der libanesischen Regierung in den Libanon verbracht
werden, schreibt die Bundesregierung. Neben der Seeraumüberwachung und
der Sicherung der seeseitigen Grenzen mit Israel sehe der Einsatz
zudem die "Unterstützung der libanesischen Streitkräfte beim Aufbau
von Fähigkeiten dafür vor, die Küste und die territorialen Gewässer
des Landes selbstständig zu überwachen".

Die einsatzbedingten Zusatzausgaben für die Verlängerung des Mandates
bis Ende Juni 2020 beziffert die Bundesregierung auf rund 28,7
Millionen Euro. Der Einsatz erfolge auf Grundlage einer Reihe von
Resolutionen des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen, zuletzt 2433
(2018). Die libanesische Regierung habe mit Schreiben an die Vereinten
Nationen 2006 unter Verweis auf Resolution 1701 (2006) um
Unterstützung bei der Absicherung der seeseitigen Grenzen des Libanon
gebeten.

 * 

3. Friedensmission im Ukraine-Konflikt

Auswärtiges/Antrag

Berlin: (hib/AHE) Die FDP-Fraktion dringt auf neue Impulse für Frieden
in der Ukraine und fordert in einem Antrag (19/10010) die
Bundesregierung zur Initiative für eine Friedensmission der Vereinten
Nationen auf. So solle sie im UN-Sicherheitsrat, auf EU-Ebene und in
direkten Verhandlungen mit Russland und der Ukraine auf einen
ergänzenden Aktionsplan zum Minsker Abkommen aus dem Jahr 2015
hinarbeiten, "der Maßnahmen priorisiert, eine schrittweise Umsetzung
sicherheitsrelevanter und politischer Punkte vorsieht und mit
verbindlichen Fristen sowie konkreten Konsequenzen bei
(Nicht-)Umsetzung Anreize zur Einhaltung schafft". Außerdem treten die
Liberalen dafür ein, im UN-Sicherheitsrat einen umfassenden
Friedensplan für die Ukraine zu erarbeiten und umzusetzen. Dieser
solle unter anderem auf die zeitlich begrenzte Kontrolle der
ukrainisch-russischen Grenze durch eine UN-Mission und auf die
Etablierung, Durchsetzung und Überwachung eines Waffenstillstands
zielen sowie auf die Ab- und Auflösung der "Regierungen" in den
selbsternannten "Volksrepubliken" Donezk und Luhansk und die
Durchführung, Sicherung und Überprüfung freier Wahlen.

 * 

4. Humanitäre Hilfe in Nordost-Syrien

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Nach Angaben der Vereinten Nationen halten sich in
den Provinzen Raqqa, Hassakeh und Deir ez Zor im Nordosten Syriens
insgesamt 551.200 Binnenvertriebene auf. Wie die Bundesregierung in
der Antwort (19/9854) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/8775) schreibt, konnte die humanitäre Hilfe in diesen Provinzen im
vergangenen Jahr ausgeweitet werden, so dass nunmehr 700.000 auf
humanitäre Hilfe angewiesene Personen monatlich erreicht werden. Die
Vereinten Nationen weisen für dieses Gebiet akute humanitäre Bedarfe
in allen Sektoren auf, kritische Bedarfe bestehen in den Bereichen
Gesundheitsversorgung, Schutz, Lebensgrundlagen und Bildung. In den
informellen Camps bestünden die größten Bedarfe in den Bereichen
Gesundheitsversorgung, Schutz, Unterkunft, Wasser- und
Sanitärversorgung und Hygiene.

Die Bundesregierung beziffert die deutschen Mittel für Hilfsprogramme
des UN-Welternährungsprogramms, des Internationalen Roten Kreuzes und
des UN-Flüchtlingshilfswerk in Syrien sowie für syrische Flüchtlinge
in den Nachbarländern für dieses Jahr auf 111 Millionen Euro. "Die
Bereitstellung weiterer Mittel ist in Vorbereitung."

 * 

5. Anstieg der nichtzweckgebundenen Hilfe

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung hat nach eigenem Bekunden im
Zeitraum von 2015 bis 2018 ihre nichtzweckgebundenen und geringfügig
zweckgebundenen Beiträge im Bereich der humanitären Hilfe mehr als
vervierfacht. "Im Jahr 2018 erreichte der Anteil an der
Gesamtförderung damit 22,6 Prozent", heißt es in der Antwort (19/9913)
auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8771). Demnach lagen die
nichtzweckgebundenen und geringfügig zweckgebundenen Beiträge im Jahr
2015 noch bei gut 75 Millionen Euro, im Folgejahr bei rund 140
Millionen Euro, 2017 bereits bei rund 321 Millionen Euro und im
vergangenen Jahr bei mehr als 348 Millionen Euro.

Wie die Bundesregierung schreibt, habe sie sich im Rahmen des
Humanitären Weltgipfels dazu verpflichtet, die strenge Zweckbindung
von Förderungen im Bereich der humanitären Hilfe zu reduzieren und
flexible Finanzierungen zu fördern und zu erhöhen, um dadurch die
Effizienz und Wirksamkeit humanitärer Maßnahmen zu verbessern.
"Ungebundene und geringfügig zweckgebundene Finanzierungen erlauben
Hilfsorganisationen eine raschere Reaktionsfähigkeit durch eine
flexiblere Bereitstellung der Gelder - so können humanitäre Bedarfe
besser unmittelbar gedeckt werden." Ein höherer Anteil flexibler
Mittel reduziere zudem den Verwaltungsaufwand und ermögliche so, dass
mehr Mittel für die operative Hilfe zur Verfügung stehen.

 * 

6. Abschuss von Flug MH 17

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Ermittlungen des Joint Investigation Teams zum
Abschuss von Flug MH17 befinden sich nach Angaben der Bundesregierung
in der finalen Phase. Noch vor Sommer 2019 werde mit der Aufnahme von
Strafverfolgungsmaßnahmen gerechnet, heißt es in der Antwort (19/9877)
auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/9074). "Über den weiteren
Fortgang der Untersuchungen wurden keine Einzelheiten mitgeteilt, um
die Ermittlungen nicht zu gefährden."

Da auch deutsche Opfer beim Abschuss der Boeing 777 der Malaysia
Airlines mit der Flugnummer MH 17 im Juli 2014 in der Ost-Ukraine zu
beklagen waren, werde beim Bundeskriminalamt (BKA) im Auftrag des
Generalbundesanwalt das Ermittlungsverfahren gegen Unbekannt wegen des
Verdachts eines Kriegsverbrechens des Völkerstrafgesetzbuchs (VStGB)
geführt. In diesem Ermittlungsverfahren seien bereits Zeugen vernommen
worden, eine Notwendigkeit für die Ergreifung von
Zeugenschutzmaßnahmen habe sich dabei bisher nicht ergeben.

 * 
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BUNDESTAG/8401: Heute im Bundestag Nr. 543 - 13.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 543

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 13. Mai 2019, Redaktionsschluss: 11.50 Uhr

1. Sicherheit der Notariatskommunikation

2. Wertpapier-Verordnung wird überprüft

3. Batteriezellenproduktion in der Lausitz

4. Einflussnahme von Verbänden

5. Bundesregierung würdigt Tourismus-Sektor



1. Sicherheit der Notariatskommunikation

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Die Bundesregierung hat Kenntnis von Problemen bei
der elektronischen Kommunikation im Bereich des Notariats, die
Mehrzahl betrifft allerdings die Vergangenheit beziehungsweise
technische Aspekte. Das geht aus der Antwort der Bundesregierung
(19/9903) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/9461) hervor. Nicht völlig auszuschließen sei derzeit die
Möglichkeit einer "Denial of Service-Attacke" durch einheitlichen
Account und einfach zu erratenden Login-Namen, schreibt die
Bundesregierung. Das Problem sei aber bisher im Elektronischen
Gerichts- und Verwaltungspostfach (EGVP) noch nicht virulent geworden.
Zudem werde durch eine in Abstimmung befindliche Authentifizierung
noch einmal eine deutliche Verringerung des Risikos angestrebt. Zum
Problem der Möglichkeit des Nachrichtenversands durch jeden Bürger an
jeden im Adressbuch aufgeführten Notar ohne vorherige Registrierung
heißt es, es würden derzeit Maßnahmen abgestimmt, um nur noch
authentifizierte Nutzer zum EGVP zuzulassen.

Das Bundesjustizministerium (BMJV) habe den Bundesbeauftragten für den
Datenschutz und die Informationsfreiheit zum Gegenstand der Kleinen
Anfrage nicht kontaktiert, weil dafür keine Veranlassung bestand,
heißt es weiter in der Antwort. Die für die Einrichtung und den
Betrieb des besonderen elektronischen Notarpostfachs (beN) zuständige
Bundesnotarkammer (BNotK) und das Bundesamt für die Sicherheit in der
Informationstechnik (BSI) hätten gemeinsam an der Veranstaltung des
Deutschen EDV-Gerichtstages am 14. Februar 2019 teilgenommen, auf die
sich die Kleine Anfrage bezieht. Die BNotK habe somit den Rat des BSI
eingeholt. Eine Veranlassung für das BMJV, darüber hinaus selbst
ebenfalls noch das BSI zu kontaktieren, habe nicht bestanden.

 * 

2. Wertpapier-Verordnung wird überprüft

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung unterstützt wie alle anderen
Mitgliedstaaten den Beschluss des europäischen Ausschusses für
Wirtschaft und Währung, die Überprüfung der Anfang 2018 in Kraft
getretenen PRIIPs-Verordnung durch die Europäische Kommission bis zum
31. Dezember 2019 vornehmen zu lassen. Eine frühere Überprüfung nach
nur einem Jahr Anwendung hätte keine brauchbaren Ergebnisse erbracht,
heißt es in der Antwort der Bundesregierung (19/9600) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/9004). Insgesamt teilt die
Bundesregierung die Ansicht der FDP-Fraktion, dass ein umfassendes
PRIIPs-Review angezeigt ist. PRIIPs regelt die Erstellung sogenannter
Basisinformationsblätter für verpackte Anlageprodukte für
Kleinanleger. Die Verordnung macht nach Angaben der FDP-Fraktion "in
der Praxis nach wie vor große Probleme".

 * 

3. Batteriezellenproduktion in der Lausitz

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Noch ist offen, ob und von wem in der
Strukturwandel-Region Lausitz künftig Batteriezellen produziert
werden. Die Bundesregierung schreibt in der Antwort (19/9654) auf eine
Kleine Anfrage (19/9094) der FDP-Fraktion, ein
Ausschreibungsverfahren, bei dem es um die Ansiedlung einer
Zellfertigung "zum Beispiel auch in der Lausitz gehe", sei noch nicht
abgeschlossen. Auf Basis der ersten Verfahrensstufe der
Förderbekanntmachung des Bundeswirtschaftsministeriums würden derzeit
Gespräche geführt. "Alle Investoren, die Förderskizzen eingereicht
hatten, haben die Möglichkeit erhalten, diese weiter zu präzisieren."

 * 

4. Einflussnahme von Verbänden

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Auf die Stellungnahmen zu Verbänden und weiteren
Interessensvertretern zum Gesetzentwurf über Änderungen bei
Energiedienstleistungen geht die Bundesregierung in der Antwort
(19/9786) auf eine Kleine Anfrage (19/9387) der Fraktion Die Linke
ein. Sie verweist auf Internetseiten, auf denen Stellungnahmen
eingesehen werden können. Ähnlich der Frage nach eventueller
Einflussnahme auf den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes
über Energiedienstleistungen und andere Energieeffizienzmaßnahmen
(Bundesratsdrucksache 121/19) hatten die Abgeordneten zuvor zu
weiteren Gesetzesentwürfen entsprechende Anfragen gestellt.

 * 

5. Bundesregierung würdigt Tourismus-Sektor

Tourismus/Unterrichtung

Berlin: (hib/wid) Der gesellschaftliche Wert der Reisebranche geht in
den Augen der Bundesregierung über ihre Bedeutung als
Wirtschaftsfaktor hinaus. Dies ergibt sich aus der Unterrichtung einer
"Nationalen Tourismusstrategie" (19/9810), für den das
Wirtschaftsministerium verantwortlich zeichnet. Hier heißt es,
Tourismus sei ein Instrument des kulturellen Austauschs, der
Völkerverständigung und damit letztlich auch der Friedenssicherung.
Die Nationale Tourismusstrategie ist als Beitrag der Bundesregierung
gedacht, um im Rahmen ihrer Kompetenzen die Wettbewerbsfähigkeit des
mittelständisch geprägten Reisesektors zu stärken. Aspekten der
Nachhaltigkeit, der Sozial- und Umweltverträglichkeit gelte dabei ein
besonderes Augenmerk.

Aus dem Entwurf geht hervor, dass die Verfasser an den Bildungswert
und die grenzüberwindende Wirkung des Reisens hohe Erwartungen hegen.
Reisen führe Menschen zusammen. Es weite den Horizont, lehre Respekt,
Toleranz und Vielfalt, beuge Abschottung und Ausgrenzung vor. Nicht
zuletzt trage die Tourismuswerbung im Ausland dazu bei, ein
"positives, freiheitliches und tolerantes Deutschlandbild" zu
vermitteln. Ausdrücklich bekennt sich die Bundesregierung daher zur
weiteren öffentlichen Finanzierung der mit dem Auslandmarketing
betrauten Deutschen Zentrale für Tourismus (DZT). Die
"gesamtgesellschaftliche Bedeutung eines verantwortungsbewussten
Tourismus" sei aus den genannten Gründen viel höher zu bewerten, "als
es ökonomische Indikatoren und Kennzahlen beschreiben", heißt es in
der Vorlage.

Die Verfasser weisen gleichwohl darauf hin, dass die
Tourismuswirtschaft mit 6,8 Prozent zur inländischen
Gesamtbeschäftigung und mit 3,9 Prozent zum Bruttoinlandsprodukt in
Deutschland beitrage. Sie zähle rund drei Millionen Mitarbeiter und
erziele eine direkte Wertschöpfung von 105 Milliarden Euro. Die
indirekten Effekte etwa durch den Einkauf von Lebensmitteln durch die
Gastronomie oder den Bedarf an Handwerkerleistungen beliefen sich auf
zusätzlich 76 Milliarden Euro beziehungsweise 1,25 Millionen
Erwerbstätige. Im Jahr 2015 hätten Reisende in Deutschland 287
Milliarden Euro ausgegeben, ausländische Besucher allein 40
Milliarden. Insbesondere in ländlichen Räumen könne der Reiseverkehr
maßgeblich zur Stärkung der Wirtschaftskraft beitragen sowie zum
Erhalt öffentlicher Infrastruktur, die Einheimischen wie Besuchern
zugute komme, heißt es im Entwurf.

Benannt werden auch Probleme und Herausforderungen, insbesondere der
Fachkräftemangel, unter dem die Branche zu leiden hat, und die
fortschreitende Digitalisierung. Die Autoren verweisen auf ein
Zehn-Punkte-Programm zur Fachkräftesicherung im Gastgewerbe, das die
Wirtschaftsministerkonferenz im Juli 2018 beschlossen habe. Die
Verfügbarkeit von schnellem Internet und flächendeckender
Mobilfunkversorgung nicht zuletzt in ländlichen Räumen sei ein
"Schlüsselfaktor für die Wettbewerbsfähigkeit des Tourismusstandorts
Deutschland". Diese hänge auch von möglichst geringen bürokratischen
Belastungen sowie "fairen" steuerlichen Rahmenbedingungen ab.

Mit dem Konzept verschreibt sich die Bundesregierung dem Leitbild
eines "Qualitätstourismus" im "Einklang mit Natur und Kultur".
Tourismuspolitik solle die Lebensqualität im eigenen Land verbessern
und "zu internationaler Stabilität" beitragen.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1856: Regierungspressekonferenz vom 10. Mai 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 10. Mai 2019

Regierungspressekonferenz vom 10. Mai 2019

Themen: Termine der Bundeskanzlerin (Besuch der Junior Uni und
Bürgerdialog in Wuppertal, 10. Petersberger Klimadialog, Festakt der
Deutschlandstiftung Integration zu 70 Jahren Grundgesetz, Kabinettssitzung,
26. Deutscher Sparkassentag in Hamburg, -Andreas-Schockenhoff-Lecture in
Ravensburg, Jahresversammlung und Feier des 65. Jubiläums des Verbandes
deutscher Unternehmerinnen, Besuch des Museums für Naturkunde in Berlin,
Reise nach Zagreb), geplantes Strukturhilfegesetz, Berichte über
tschetschenische Clans in Deutschland, Einrichtung interner Meldestellen
der katholischen Kirche zum Thema sexuellen Missbrauchs,
Erdgasprobebohrungen der Türkei in der ausschließlichen Wirtschaftszone
Zyperns, Finanzierung der geplanten Grundrente, Verwendung von
Haushaltsüberschüssen in Griechenland, mögliche Gespräche zwischen den USA
und dem Iran/Operationalisierung von Instex, Forderung des
Bundesentwicklungsministers nach einem Plastiktütenverbot, Aussagen des
thüringischen Ministerpräsidenten zur deutschen Nationalhymne,
Grundsteuer


Sprecher: StS Seibert, Wagner (BMWi), Alter (BMI), Audretsch
(BMFSFJ), Steffen (BMJV), Adebahr (AA), Haas (BMAS), Wogatzki (BMF), Haufe
(BMU)



Vorsitzender Feldhoff eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Einen schönen guten Tag auch von mir!

Mit den Terminen der Bundeskanzlerin geht es am Montag, dem 13. Mai, los:
Die Bundeskanzlerin besucht Wuppertal, und sie wird dort ab 14 Uhr die
Junior Uni besuchen. Die Junior Universität Wuppertal ist eine bundesweit
wirklich einmalige Lehr- und Forschungseinrichtung für junge Menschen
zwischen 4 Jahren und so etwa dem Abialter. Es gibt dort Kurse zum
Experimentieren, zum Forschen - alles, was junge Menschen für das Lernen
und für das Forschen begeistern kann.

Die Bundeskanzlerin wird einen Rundgang machen. Da werden ihr diverse
Experimente und Arbeiten aus den verschiedenen MINT-Kursen - also
Mathematik, Informatik, Naturwissenschaft und Technik - durch die Kinder
und Jugendlichen im Alter von, wie gesagt, 4 bis 20 Jahren vorgestellt.
Nach dem Rundgang wird ihr dann ein Experiment aus einem internationalen
Jugendwettbewerb vorgestellt. Sie wird dabei begleitet vom
Ministerpräsidenten Nordrhein-Westfalens Armin Laschet sowie verschiedenen
Unterstützern und Partnern dieser privaten Bildungsinitiative Junior
Universität Wuppertal.

Im Anschluss - immer noch in Wuppertal - wird die Bundeskanzlerin einen
Bürgerdialog zum Oberthema 70 Jahre Grundgesetz durchführen, und zwar mit
Bürgern aus Wuppertal und Schwerin. Warum Wuppertal und Schwerin? - Weil
die beiden Städte eine Städtepartnerschaft haben, und zwar seit 1987. Das
war die erste Städtepartnerschaft zwischen einer westdeutschen Großstadt
und einer ostdeutschen Partnerstadt in der damaligen DDR. Dieser
Bürgerdialog beginnt um 15.30 Uhr in der sogenannten VillaMedia in
Wuppertal.

Am Dienstag - wieder in Berlin - wird die Bundeskanzlerin gegen 10 Uhr beim
10. Petersberger Klimadialog eine Rede halten. Das findet hier im AXICA
Kongresszentrum am Pariser Platz statt. Den Petersberger Klimadialog gibt
es seit 2009; das ist eine Initiative der Bundeskanzlerin, und dieser
Dialog findet jährlich statt. Er ist eine informelle Zusammenkunft zum
internationalen Klimaschutz, an dem in diesem Jahr Vertreterinnen und
Vertreter aus rund 35 Staaten teilnehmen. Das Motto ist: "Fulfilling the
Promise of Paris", es soll also um Impulse für die weitere Umsetzung des
Pariser Klimaschutzabkommens gehen, und es soll um die Vorbereitung des
Klimagipfels des UN-Generalsekretärs im September in New York sowie der 25.
UN-Klimakonferenz im Dezember in Santiago de Chile gehen. Gemeinsame
Gastgeber des Petersberger Klimadialogs sind unsere Bundesumweltministerin
Svenja Schulze und ihre chilenische Umweltministerinkollegin Carolina
Schmidt Zaldivar.

Am Dienstag um 11 Uhr nimmt die Bundeskanzlerin am Festakt der
Deutschlandstiftung Integration zu 70 Jahren Grundgesetz im Allianz-Forum
in Berlin teil. Es wird dort auch der sogenannte "Talisman" verliehen. Es
gibt erst eine Ansprache durch den Vorsitzenden des Stiftungsrats der
Deutschlandstiftung Integration, Bundespräsident a. D. Christian Wulff, und
dann wird die Bundeskanzlerin die Festrede halten. Die Bundeskanzlerin ist
seit 2008 Schirmherrin der Stiftung. Der Preis, der "Talisman", der in
diesem Jahr zum ersten Mal verliehen wird, geht im Übrigen an Margot
Friedländer. Seit ihrer Rückkehr nach Deutschland ist sie eine der
aktivsten Zeitzeuginnen des Holocaust. Die Laudatio auf sie wird Mathias
Döpfner, Vorstandsvorsitzender von Axel Springer, halten.

Am Mittwoch um 9.30 Uhr, also zum üblichen Zeitpunkt, tagt das
Bundeskabinett unter Leitung der Bundeskanzlerin.

Danach wird die Bundeskanzlerin zum 26. Deutschen Sparkassentag in Hamburg
reisen dort gegen 14.30 Uhr eine Rede halten. Der Deutsche Sparkassentag
findet alle drei Jahre statt.

Am frühen Mittwochabend, gegen 18 Uhr, wird die Bundeskanzlerin dann in
Ravensburg sein und dort im Waaghaus als Hauptrednerin der ersten
Andreas-Schockenhoff-Lecture auftreten. Andreas Schockenhoff war von 1990
bis zu
seinem Tod im Jahre 2014 Mitglied des Deutschen Bundestags. Er war ein
Außen- und Sicherheitspolitiker, der weit über die Grenzen Deutschlands
hinaus geschätzt war und einen Ruf als überzeugter Europäer hatte. Sein
Engagement für die deutsch-französischen Freundschaft ist ebenso
hervorzuheben wie sein Engagement für eine Verständigung mit Russland auf
zivilgesellschaftlicher Ebene.

Diese Schockenhoff-Lecture bietet nun also in seiner Heimatstadt Ravensburg
einen Rahmen für den Austausch zu grundsätzlichen außen- und
sicherheitspolitischen Themen. Das Format richtet sich an Bürgerinnen und
Bürger sowie an Personen des öffentlichen Lebens. Veranstalter ist der
Bundestagsabgeordnete Axel Müller. Die Bundeskanzlerin wird im Anschluss an
ihre Rede mit Schülerinnen und Schülern ein Podiumsgespräch führen.

Am Donnerstag, dem 16. Mai, nimmt die Kanzlerin um 14.30 Uhr hier in Berlin
in der European School of Management and Technology an der
Jahresversammlung und der Feier des 65. Jubiläums des Verbandes deutscher
Unternehmerinnen, VdU, teil und hält dort eine Rede. Sie wird dort das
langjährige Engagement des Unternehmerinnenverbandes für das Unternehmertum
und natürlich für die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Männern in
der Wirtschaft würdigen.

Immer noch am Donnerstag, und zwar zwischen 16 und 17.45 Uhr, wird die
Bundeskanzlerin das Museum für Naturkunde in Berlin besuchen. Der
Generaldirektor des Museums, Professor Johannes Vogel, hat sie zu diesem
Besuch eingeladen. Es wird zunächst gemeinsam mit Schülern und Schülerinnen
aus Partnerschulen dieses Museums eine Führung durch das Museum geben.
Dabei sollen anhand ausgewählter Exponate Themen wie Artenvielfalt und die
Bedeutung eines Museums überhaupt zur Wissensvermittlung und -erforschung
verdeutlicht werden. Überwölbendes Thema dieses Besuchs ist sicherlich der
Einfluss des Menschen auf das Leben, auf die Gestalt unseres Planeten -
Stichwort Anthropozän. Nach der Führung wird die Bundeskanzlerin dann mit
den Schülerinnen und Schülern eine Podiumsdiskussion über Fragen zu den
Themen Natur, Gesellschaft, biologische Vielfalt und Klimaschutz.

Schließlich reist die Bundeskanzlerin am Samstag, dem 18. Mai, zu einem
Besuch in die kroatische Hauptstadt Zagreb. Der Ministerpräsident
Kroatiens, Herr Plenkovic, wird sie zu einem Gespräch in seinem
Regierungssitz und einem anschließenden gemeinsamen Arbeitsessen treffen.
Es wird auch Statements zur Presse geben, voraussichtlich gegen 16.15 Uhr.

Das ist das, was ich Ihnen für die kommende Woche vortragen kann.

Haufe: Der Petersberger Klimadialog ist gerade ja schon erwähnt worden. Er
wird am kommenden Montag um 8 Uhr mit einer Pressekonferenz der
Bundesumweltministerin und des Direktors des Schweizer Bundesamtes für
Umwelt, Herrn Marc Chardonnens, beginnen. Dort wird es um das
CO2-Steuermodell in der Schweiz gehen, aber natürlich insgesamt auch um die
Tagesordnung des 10. Petersberger Klimadialogs, der dann am Montag um 8.30
Uhr offiziell mit Bundesumweltministerin Schulze und der chilenischen
Umweltministerin Carolina Schmidt beginnt. Chile hat ja in diesem Jahr den
Vorsitz der Weltklimakonferenz - deswegen die Präsenz der Ministerin aus
Chile.

Frage: Vielleicht doch noch einmal zum Thema Kabinett: Gibt es eigentlich
einen Termin für die Eckpunkte zum geplanten Strukturhilfegesetz des
Wirtschaftsministers? Könnte das nächste Woche beziehungsweise noch im Mai
dran sei, ist das geplant?

Wagner: Die Eckpunkte, die der Minister vorgelegt hat, sind derzeit noch in
der Abstimmung. Ziel ist, sie zeitnah ins Kabinett zu bringen.
Kabinettstermine werden, wie üblich, vom Bundespresseamt am Tag zuvor
bekanntgegeben. Insoweit können wir nicht darüber Auskunft geben.

Frage: Können Sie denn bestätigen, dass das Helmstedter Revier nun auch
finanziell berücksichtigt werden wird?

Wagner: Für das Helmstedter Revier gilt, was auch für die
Steinkohlekraftwerksstandorte gilt, nämlich dass der Landkreis Helmstedt
als früherer Standort der Braunkohlewirtschaft - das Kraftwerk Buschhaus
ist ja 2016 als erstes Kraftwerk in die Sicherheitsbereitschaft überführt
worden - ebenfalls Zugang zu den Maßnahmen der strukturpolitischen
Unterstützung erhalten soll. Dazu laufen, wie erwähnt, auch die
Abstimmungen und Gespräche innerhalb der Bundesregierung sowie natürlich
auch mit den beteiligten Ländern, also auch dem Land Niedersachsen. Details
können wir insoweit nicht bestätigen. Auch die Zahlen, die heute in der
Presse kursieren, würden wir nicht bestätigen wollen.

Zusatzfrage: Wann werden denn die Gespräche darüber abgeschlossen sein?

Wagner: Wie gesagt, die laufen. Zum genauen Zeitplan kann ich Ihnen jetzt
keine Auskunft geben.

Zusatzfrage: Es ist aber klar, dass es auch Geld geben wird?

Wagner: Derzeit wird gesprochen über strukturpolitische Unterstützung. Wie
gesagt, zu Details zur Finanzierung etc. würden wir uns dann äußern, wenn
die Gespräche abgeschlossen sind.

Frage: An das Innenministerium: Es gibt Berichte über ziemlich gefährliche
kriminelle tschetschenische Clans in Deutschland. Mich würde interessieren,
was die Bundesregierung unternimmt, um diesen Clans das Handwerk zu legen,
so wie es zum Beispiel mit den arabischen Clans in Berlin gemacht wurde.

Ganz konkrete Frage: Wie oft werden denn tschetschenische Kriminelle
abgeschoben? Wie viele sind zum Beispiel in diesem Jahr abgeschoben worden?

Alter: Ich muss Ihnen sagen, dass ich konkrete Zahlen sowohl zu den
erfassten Straftaten dieser Bevölkerungsgruppen als auch zu den
Abschiebungen nachreichen müsste; die entsprechenden Zahlen liegen mir hier
nicht vor.

Ganz allgemein kann ich Ihnen sagen, dass die Sicherheitsbehörden
unabhängig davon, aus welcher Richtung Kriminalität - insbesondere
organisierte Kriminalität - verübt wird, sehr eng zusammenarbeiten und
bestrebt sind, diese Strukturen konsequent nicht nur zu erkennen, sondern
auch entsprechend strafverfolgend und präventiv zu bearbeiten. Ich kann
Ihnen an dieser Stelle jetzt nicht konkret sagen, welche Maßnahmen gegen
die von Ihnen angesprochene Gruppe ergriffen worden sind; das müsste ich im
Zweifel konkret nachreichen.

Zusatzfrage: Ich würde darum bitten und vielleicht gleich eine Nachfrage
stellen: Wie gestaltet sich denn - wenn die überhaupt existiert - eine
Zusammenarbeit mit der russischen Polizei oder anderen russischen Diensten
in dieser Frage?

Alter: Wie gesagt, wie das konkret in dieser Frage abläuft, dazu liegen mir
hier keine Informationen vor. Sie können aber davon ausgehen, dass die
deutschen Sicherheitsbehörden mit den relevanten Partnern im In- und
Ausland in Kontakt stehen, soweit das in der Sache geboten ist.

Frage: Ich habe eine Frage zur gestrigen Anordnung des Papstes, interne
Meldestellen der katholischen Kirche zum Thema sexuellen Missbrauchs
einzurichten.

Dazu würde ich zum einen gern eine Bewertung des Bundesfamilienministeriums
hören. Wie bewerten Sie den Erlass?

Die zweite Frage geht an das Justizministerium. Die Justizministerin hat
sich gestern dazu geäußert. Ich habe das als eine eher kritische Äußerung
verstanden, weil sie gesagt hat, interne Hinweise reichten nicht aus, jeder
Fall müsse angezeigt werden. Solch eine Anzeigepflicht bei sexuellem
Missbrauch gibt es aber nicht. Ist das so zu verstehen, dass die
Justizministerin beziehungsweise die Bundesregierung gesetzliche Änderungen
in dem Sinne planen?

Audretsch: Die Bundesfamilienministerin hat immer wieder deutlich gemacht,
dass es Aufgabe der Kirche ist, vollumfassend aufzuarbeiten, und dass es
gleichzeitig schwer zu ertragen ist, wenn Menschen in der Kirche nach wie
vor in Amt und Würden sind, die in der Vergangenheit Missbrauch begangen
haben. Das kann so nicht bleiben. Dabei braucht es Klarheit und Transparenz
und letztlich auch entsprechende Konsequenzen.

Dass die katholische Kirche das angeht und dass sich auch der Papst darum
bemüht, ist auf der einen Seite natürlich ein grundsätzlich guter Schritt.
Gleichzeitig unterstützen wir auch das sehr, was die Justizministerin
gesagt hat, dass nämlich die Frage des sexuellen Kindesmissbrauchs nichts
ist, was innerhalb einer Organisation geklärt werden kann. Es gibt die
Pflicht, einen Beitrag zu leisten, aber gleichzeitig ist völlig klar, dass
das letztlich auch eine Frage ist, die im deutschen Justizwesen und auch
vor Gerichten zu klären ist.

Steffen: Das Zitat, wonach es keine interne Angelegenheit der katholischen
Kirche ist, ist Ihnen bekannt, wie ich Ihrer Einlassung entnehmen kann.
Insofern würde ich die Bewertung, die Sie vornehmen, an diesem Punkt
durchaus teilen. Es ist richtig, die Kirche muss jede Straftat anzeigen,
damit die Staatsanwaltschaften ermitteln können. In Deutschland gibt es
auch schon Bistümer, die mit Staatsanwaltschaften eng zusammenarbeiten.
Unter anderem Essen, Münster und Freiburg tun dies.

Ich denke, Sie zielen auf die Frage ab, ob die Staatsanwaltschaften auf die
Akten zugreifen können. Einige Bistümer geben diese nur sehr gezielt heraus
oder legen es sozusagen nicht völlig offen. Dazu hat sich die Ministerin
vor einigen Monaten klar geäußert und gesagt, dass die Strafprozessordnung
keine kirchlichen Geheimarchive kenne.

Zusatzfrage: Nein, dann ist das ein Missverständnis. Der Runde Tisch
Sexueller Kindesmissbrauch in Abhängigkeits- und Machtverhältnissen in
privaten und öffentlichen Einrichtungen und im familiären Bereich hat sich
in der Diskussion damals bewusst gegen eine Anzeigepflicht entschieden,
auch zum Schutz oder Recht der Opfer, sich nicht in den Verfahren, wie sie
nun einmal sind, vor ein Gericht stellen zu müssen. Wenn die
Justizministerin sagt, die Kirche müsse anzeigen, dann entspricht das
eigentlich nicht der deutschen Rechtslage, so wie ich es verstehe.

Das heißt, sollen die Kirchen anders agieren, als es das Recht eigentlich
vorsieht, oder sieht die Ministerin eine Verschärfung dieser Rechtslage
vor?

Steffen: Wenn es für Sie okay ist, würde ich diesen Punkt nachtragen
wollen.

Frage: Ich habe eine Frage an den Regierungssprecher und vielleicht an das
Auswärtige Amt. Seit vergangenem Freitag unternimmt die Türkei
Erdgasprobebohrungen in der ausschließlichen Wirtschaftszone Zyperns. Von
Brüssel, Paris, Washington, Moskau, Athen, Israel und Ägypten gab es Kritik
daran. Mir ist bis jetzt keine Reaktion der Bundesregierung bekannt. Der
zyprische Präsident Nikos Anastasiadis soll gestern den informellen EU-Rat
über den letzten Stand der Dinge informiert haben. Dazu habe ich zwei
Fragen.

Erstens: Stellen für Berlin die Probebohrungen und Aktivitäten der Türkei
eine Verletzung des internationalen Rechts dar?

Zweitens: Wie stehen die Bundeskanzlerin und die Bundesregierung dazu?

StS Seibert: Tatsächlich hat das Thema bei dem informellen Europäischen Rat
in Sibiu in Rumänien gestern eine gewisse Rolle gespielt, weil der
zyprische Präsident seine Besorgnis über die türkischen Aktivitäten
gegenüber seinen Kollegen aus den anderen Mitgliedsstaaten zum Ausdruck
gebracht hat. Die Bundeskanzlerin hat in ihrer Pressekonferenz in Sibiu
auch darüber berichtet. Sie hat darüber berichtet, dass Präsident
Anastasiadis die anderen Mitglieder des Europäischen Rates gebeten habe,
sofern sie Kontakte und Gespräche mit der Türkei hätten, Zyperns Interessen
in dieser Sache zu vertreten. Sie hat für Deutschland gesagt: "Das werden
wir auch tun." Insofern hat es gestern eine Rolle gespielt.

Adebahr: Die Hohe Repräsentantin Frau Mogherini hat schon am 4. Mai ihre
große Besorgnis über die Ankündigung der Türkei, innerhalb der exklusiven
Wirtschaftszone Zyperns Bohrungen durchzuführen, ausgedrückt. Dem können
wir uns natürlich nur anschließen. Wir erwarten von der Türkei, dass sie
die ausschließliche Wirtschaftszone Zyperns respektiert und dass eine
Eskalation in diesem Bereich vermieden wird.

Zur genauen rechtlichen Lage würde ich gern etwas nachreichen. Ich denke,
Zypern ist Mitglied des Seerechtsübereinkommens, die Türkei aber nicht.
Insofern stellen sich schwierige völkerrechtliche Fragen in der Abgrenzung
im Nordbereich. Aber eine genauere Antwort dazu kann ich Ihnen gern
eventuell noch nachreichen.

Zusatzfrage: Die EU-Außenbeauftragte Frau Mogherini ging einen Schritt
weiter. Sie hat Zypern auch die Solidarität der EU zugesichert. Bis jetzt
hat die zyprische Regierung auch eine Festnahme der Besatzung des
türkischen Schiffes nicht ausgeschlossen. Wie weit kann die Solidarität der
EU bei dieser Geschichte gehen?

Adebahr: Das ist eine sehr hypothetische Was-wäre-wenn-Frage für einen
speziellen Fall, den Sie sich gerade ausdenken. Hoffentlich kommt es ja
nicht zu einer weiteren Eskalation. Denn wir appellieren an alle Seiten,
die Wirtschaftszone Zyperns zu respektieren. Das ist, denke ich, im Moment
der Stand.

Natürlich hat Frau Mogherini die Solidarität der EU mit dem Mitgliedsland
Zypern in der Frage der Nutzung seiner ausschließlichen Wirtschaftszone
ausgedrückt.

Zusatzfrage: Erwarten oder befürchten Sie negative Auswirkungen dieser
Eskalation auf die Versuche, das Zypernproblem zu lösen, oder auf die
Verhandlungen und die Perspektive der Türkei, irgendwann einmal in die EU
aufgenommen zu werden?

Adebahr: Im Moment konzentrieren wir uns darauf, dass es zu keiner
Eskalation dort kommt und dass eine gute und richtige Lösung gefunden wird.
Das ist, denke ich, das, was man im Moment dazu sagen kann.

Frage: Ich habe eine Frage an das Bundesarbeitsministerium. Es gibt
Medienberichte über neue Überlegungen, die Grundrente doch nicht, wie
geplant, aus Steuern zu finanzieren, sondern aus diversen - so will ich es
einmal sagen - kreativ gefundenen Beitragsquellen. Sie haben dies gestern
dementiert. Aber mich würde interessieren, ob in Ihrem Haus ausgeschlossen
wird, das aus Beiträgen zu finanzieren, oder ob Sie einfach nur sagen: Wir
sind noch nicht so weit.

Haas: Ich muss leider genauso langweilig bleiben, wie ich gestern war. Wir
werden, wie angekündigt, zeitnah einen solide gerechneten Vorschlag
vorlegen. Derzeit laufen Gespräche mit dem Bundesfinanzministerium, die
aber noch nicht abgeschlossen sind. Dementsprechend kann ich das nicht
weiter kommentieren.

Zusatzfrage: Schließen Sie also nicht aus, dass es aus Beitragsmitteln
finanziert werden könnte?

Haas: Ich kann an dieser Stelle überhaupt nichts ausschließen, weil die
Gespräche laufen. Aber genauso wenig wie ich es ausschließe, kann ich es
bestätigen. Es laufen Gespräche, und wir werden zeitnah einen Vorschlag
vorlegen.

Zusatzfrage: Herr Seibert, welche Priorität hat die Grundrente für die
Kanzlerin als Projekt, sodass sie bereit wäre, vielleicht auch völlig
andere Finanzierungsschritte dorthin zu gehen?

StS Seibert: Die Grundrente ist ein wichtiges Thema im Koalitionsvertrag,
und sie bleibt auch ein wichtiges Thema. Wie diese Grundrente
auszugestalten und wie sie zu finanzieren ist - da kann ich mich der
Kollegin nur anschließen -, ist der Gegenstand der Gespräche, die
weiterlaufen und über die wir jetzt im Detail nicht berichten.

Frage: Griechenland hat angekündigt, die Überschüsse für weitere
Ausgabemaßnahmen nutzen zu wollen. Wie schätzen Sie im Finanzministerium
das ein? Steht das im Einklang mit der Vereinbarung?

Wogatzki: Die Griechenland betreffenden Fragen werden auf EU-Ebene zunächst
von der Kommission beleuchtet und danach den Finanzministern vorgelegt. Dem
werde ich hier nicht vorgreifen.

Frage: Frau Adebahr, der US-amerikanische Präsident hat sich heute zu
Gesprächen mit Teheran bereit erklärt. Gibt es schon eine Reaktion dazu?

Die EU beziehungsweise die Bundesregierung hat das zweimonatige Ultimatum
der Iraner abgelehnt. Wie viel Zeit brauchen Sie, um Instex operativ zu
machen? Momentan sind ja überhaupt keine Geschäfte möglich. Laufen auch
Gespräche mit dem Iran, um zu sehen, ob man Instex möglichst schnell
operativ machen kann?

Adebahr: Ich ziehe Ihre zweite Frage vor. Wir arbeiten - das war auch am
Mittwoch hier schon Thema - mit Hochdruck daran, Instex weiter aufzubauen.
Wir betreten mit dem Instrument Neuland. Das heißt, es ist ein Instrument,
das wir erschaffen und designen müssen. Das ist kompliziert. Wir sind aber
mit Hochdruck dabei, Instex zu operationalisieren. Ja, natürlich stehen wir
mit der iranischen Seite auch in einem Austausch dazu. Denn Instex braucht
eine Spiegelstruktur auf iranischer Seite, das sogenannte Special Trade and
Finance Institute, das auf iranischer Seite aufgebaut wird und aufgebaut
werden muss und das insbesondere sicherstellt, dass beide Institutionen den
finanztechnischen Anforderungen internationaler Seite und den
Sorgfaltspflichten genügen, gerade im Bereich der Geldwäsche und der
Terrorismusfinanzierung. Dazu sind wir mit der iranischen Seite im
Gespräch.

Ich denke, dazu, wie unsere Haltung zum JCPOA ist, haben wir hier am
Mittwoch ausgeführt. Die drei Außenminister haben sich gestern mit der EU
in einer gemeinsamen Erklärung geäußert. Das ist unser Stand. Das JCPOA ist
unser Maßstab, und wir wollen daran arbeiten, dass es erhalten bleibt, weil
es ein wichtiges Abkommen ist und den Iran daran hindern soll, die
Nuklearwaffe zu bekommen. Das ist der Rahmen, in dem wir, solange und
soweit der Iran seine Verpflichtungen daraus vollständig erfüllt, unseren
Anteil auch ohne Abstriche erfüllen wollen. Das ist, denke ich, unsere
Linie.

StS Seibert: Die Bundeskanzlerin hat gestern in Sibiu auch auf dieses Thema
kurz Bezug genommen und noch einmal daran erinnert, dass es unsere
Überzeugung ist, dass nicht nur wir ein starkes Interesse am Erhalt des
JCPOA haben, sondern dass auch der Iran selbst dieses Interesse hat. Sie
hat gesagt, mit dem Bekenntnis zu einer diplomatischen Lösung habe der Iran
auch eine Chance, der Welt zu zeigen und deutlich zu machen, dass ihm an
friedlichen Lösungen liege. Das hat sie noch einmal in Erinnerung gerufen.

Zusatzfrage: Frau Adebahr, meine Frage war, ob es eine Reaktion zur
Gesprächsbereitschaft des US-amerikanischen Präsidenten gibt, ob Sie das
überhaupt ernst nehmen.

Adebahr: Ich habe dazu geantwortet, dass das JCPOA, zu dem die Amerikaner
die Haltung haben, die sie haben, unser Maßstab ist, an dem wir jetzt
weiterarbeiten und den wir für erhaltenswert ansehen.

Zusatzfrage: Aber die Amerikaner sind nicht im JCPOA. Dennoch haben sie die
Bereitschaft erklärt, mit dem Iran zu verhandeln. Darum geht es konkret.
Wird es direkte Gespräche zwischen den USA und dem Iran geben?

Adebahr: Das ist eine Frage, die dann der Iran beantworten müsste, wenn er
darauf eingehen will.

Wir sind mit Iran im Rahmen des JCPOA im Gespräch und in den Mechanismen,
die das JCPOA bietet. Wir sind mit Iran natürlich auch in einem
weitergehenden Dialog zu regionalen Fragen und anderen Themen. Das habe ich
gerade ausgeführt. Das war hier auch schon öfter Thema.

Zuruf: Das war nicht meine Frage.

Frage: Ich hätte genau die gleiche Frage gehabt, ob es eine Bewertung zu
diesem Gesprächsangebot gibt. Ich höre jetzt daran, dass Sie das in der
Sache für irrelevant halten.

Adebahr: Ich habe das nicht bewertet. Das wäre dann auch an der iranischen
Seite, das zu tun. Ich habe gesagt, was unser Maßstab ist. Natürlich ist es
gut, wenn man miteinander spricht. Wir sprechen mit dem Iran in
verschiedenen Foren. Wir sprechen über Regionalfragen mit dem Iran. Wir
wollen das JCPOA erhalten und werden auch ein diplomatisches Fenster mit
dem Iran, das sich in der nächsten Zeit bieten sollte, nutzen.

Zusatzfrage: Eine weitere Frage, die ich dazu hatte, war, inwieweit denn
die Bemühungen der Europäer gehen, Russland und China dort mit ins Boot zu
holen.

Adebahr: Wir sind mit unseren russischen und chinesischen Kollegen in einem
intensiven Austausch dazu. Denn es ist richtig, wie Sie sagen: Nicht nur
wir, sondern auch die russische Seite und die chinesische Seite sind
weiterhin Vertragspartner des JCPOA. Entsprechend sind wir in den Gremien
des JCPOA, wie zum Beispiel der Joint Commission, gemeinsam. Wir waren auch
in den letzten Tagen im Austausch mit den Kollegen aus beiden Ländern zu
Fragen des JCPOA.

Frage: Ich habe eine Frage an das Bundesumweltministerium, und zwar wollte
ich wissen, was Sie von einem generellen Plastiktütenverbot halten. Das hat
ja Herr Müller gerade noch einmal ins Gespräch gebracht. Halten Sie das für
einen sinnvollen Vorstoß oder sind Sie der Meinung, dass die bisherigen
Regelungen auf freiwilliger Basis, die ja Ihr Haus angestrengt hatte,
ausreichend sind?

Haufe: Die Bundesumweltministerin ist durchaus verwundert über diesen
Vorschlag. Denn wir haben ja eine Regelung für Plastiktüten. Der Rückgang
in Deutschland ist erheblich. Wir haben jetzt 60 Prozent weniger
Plastiktütenverbrauch.

Aber das viel Entscheidendere ist für uns, dass es hierbei im Grunde
genommen um Peanuts geht. Plastiktüten machen weniger als ein Prozent des
Plastikverpackungsaufkommens aus. Das kann nicht die Stellschraube sein, an
der wir drehen, um tatsächlich etwas gegen das sehr hohe Aufkommen von
unnötigen Plastikverpackungen zu tun. Deshalb wird die
Bundesumweltministerin ja einen Vorschlag im Rahmen der europäischen
Richtlinie für "single-use plastics" machen, Einwegartikel aus Kunststoffe
zu verbieten. Wir haben mit dem Verpackungsgesetz die Recyclingquoten
verdoppelt. Denn es muss darum gehen, dass Plastik bei uns als Wertstoff
regelmäßig und in besserer Qualität recycelt wird. Sie wird eine
weitreichende Vereinbarung mit dem Handel vorlegen, in der es darum geht,
wirklich einen beträchtlichen Rückgang von Plastikverpackungen zu
vereinbaren. Also es geht ja darum, dass möglichst im Obst- und
Gemüsebereich gar keine Kunststoffverpackungen mehr vorkommen. Das ist
jedenfalls im Gespräch. Dazu werden wir uns nach der Sommerpause äußern und
die entsprechenden Maßnahmen vorlegen.

Ganz entscheidend für uns - es geht ja hier sicherlich auch aus Sicht des
Ministers um das Thema Entwicklungsländer - sind die Verhandlungen heute in
Genf im Rahmen des Baseler Abkommens. Dort wird eine Erschwerung von
Exporten mit Plastikabfällen verhandelt. Deutschland setzt sich maßgeblich
mit der Europäischen Union dafür ein, dass alle möglichen Plastikabfälle,
die nicht offensichtlich recyclingfähig sind, nicht mehr exportiert werden
dürfen. Das ist unser Ziel. Unsere Zollbehörden sollen solche
Plastikabfälle stoppen können. Das sehen wir als einen wesentlichen
Beitrag, um tatsächlich etwas gegen Plastik zu tun. Plastiktüten sind ein
Randphänomen.

Zusatzfrage: Ihrer Verwunderung entnehme ich, dass der Vorstoß von Herrn
Müller mit Ihrem Hause nicht abgesprochen war?

Haufe: Das Bundesumweltministerium hat für die Bundesregierung längst eine
Vereinbarung getroffen, wie mit Plastiktüten umzugehen ist. Die Ministerin
hat einen Fünf-Punkte-Plan vorgelegt, wie das weitere Verfahren ist, um das
Plastikverpackungsaufkommen zu reduzieren. Das ist die Maßgabe.

Frage: Eine Frage an Herrn Seibert. Der thüringische Ministerpräsident
Ramelow hat erklärt, dass viele Ostdeutsche ein Problem mit der
Nationalhymne hätten. Teilt denn die Bundeskanzlerin als Frau, die ja auch
aus dem Osten kommt, dieses Unbehagen? Gibt es möglicherweise in der
Bundesregierung Überlegungen, an den Text der Hymne heranzugehen?

StS Seibert: Die Bundeskanzlerin findet unsere Nationalhymne sehr schön, in
Musik und Text.

Vorsitzender Feldhoff: Es gibt eine Nachlieferung des

Bundesjustizministeriums.

Steffen (zur Einrichtung interner Meldestellen der katholischen Kirche bei
sexuellem Missbrauch): In der Tat sind Staatsanwaltschaften dazu
verpflichtet, bei jedem Anhaltspunkt strafrechtliche Ermittlungen
einzuleiten. Sie sind allerdings - da haben Sie Recht, auch darauf
angewiesen, dass Taten angezeigt werden. Eine strafbewehrte allgemeine
Anzeigepflicht für diese Taten besteht in der Tat nicht.

Wir sehen hier allerdings die moralische Verpflichtung der Kirche, mit den
Staatsanwaltschaften zusammenzuarbeiten.

Frage: Ich hätte noch eine Frage an das Bundesfinanzministerium. Es geht um
das Thema Grundsteuer. Da gibt es ja heute noch ein Expertengespräch. Mich
würde einmal interessieren, was Sie sich davon erhoffen und ob es etwas
Genaues zum Zeitplan gibt, wie es da weitergeht.

Wogatzki: Die Ausgangslage ist uns ja allen klar. Die Grundsteuer entfällt,
wenn bis Jahresende keine Reform auf den Weg gebracht ist. Das bedeutet
einen Verlust für die Kommunen von 14 Milliarden Euro jährlich. Deshalb ist
es das Interesse des Bundesfinanzministers, eine verfassungsgerechtere Form
auf den Weg zu bringen.

Er hat die Ressorts inzwischen beteiligt. Die Ressortabstimmung ist
eingeleitet. Bereits vorher hat er angekündigt, dass diese Veranstaltung,
die heute stattfindet, stattfinden wird, in der alle verfassungsrechtlichen
Fragen rund um die Grundsteuer erörtert und hoffentlich geklärt werden
sollen. Wie es weitergeht, hängt sicherlich vom Ausgang des heutigen
Gesprächs ab.

Den Diskussionen kann ich hier nicht vorgreifen. Klar ist aber, dass ein
gewisser Zeitdruck besteht, da wir das Gesetz bis zum Jahresende auf den
Weg gebracht haben müssen.

Freitag, 10. Mai 2019

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 10. Mai 2019

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/regierungspressekonferenz-vom-10-mai-2019-1609746
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EUROPA/1621: ALDE und Liste Renaissance wollen gemeinsame Fraktion im Europäischen Parlament bilden


FDP-Pressemitteilung vom 12. Mai 2019

ALDE und Liste Renaissance wollen gemeinsame Fraktion im
Europäischen Parlament bilden



Die FDP mit Ihrer Europäischen Spitzenkandidaten Nicola Beer erklärt
gemeinsam mit der Fraktion der Allianz der Liberalen und Demokraten
für Europa (ALDE) zum gestrigen Treffen mit Vertretern der Liste
Renaissance (La République en Marche - Mouvement Démocrate - AGIR):

Im vergangenen November haben wir in Madrid den Wunsch bekundet,
zusammenzuarbeiten, um eine neue Fraktion im Europäischen Parlament
zu bilden. Nun sind wir wieder zusammengekommen, um dieses Ziel
nochmal zu bekräftigen.

Die ALDE und die Liste Renaissance sind entschlossen, nach den
Europawahlen eine neue Fraktion im Europäischen Parlament zu bilden,
die offen für den Beitritt anderer gleichgesinnter Parteien sein
wird. Diese neue Fraktion wird eine neue Kraft im Europäischen
Parlament sein und die derzeitige Große Koalition der Sozial- und
Christdemokraten beenden.

Gemeinsam haben wir eine klare Reformagenda für Europa und wir sind
bereit, eine Koalition mit anderen reformorientierten Fraktionen im
Europäischen Parlament einzugehen, die unsere Ziele teilen. Wir
brauchen ein besser funktionierendes Europa, denn der Status quo ist
einfach nicht gut genug.

Das gestrige Treffen war der nächste Schritt zur Verwirklichung
dieses Ziels. Die Vertreter der ALDE und der Liste Renaissance haben
hiermit ihre Ziele für die nächsten Europawahlen und ihre gemeinsamen
Ziele für die Europäische Union festgelegt.

Unterzeichnerparteien:

Ciudadanos (Spanien)

D66 (Niederlande)

FDP (Deutschland)

Momentum (Ungarn)

MR (Belgien)

NEOS (Österreich)

Renaissance (Frankreich)

VVD (Niederlande)

 * 

Quelle:

Presseservice der Liberalen
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FINANZEN/2227: Soli-Abschaffung ist notwendiger denn je


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 12. Mai 2019

DÜRR: Soli-Abschaffung ist notwendiger denn je



Zu den Medienberichten über die sinkenden Steuereinnahmen erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Dürr:

"Union und SPD müssen sich der Realität endlich stellen: Angesichts
der taumelnden Konjunktur und den damit sinkenden Steuermehreinnahmen
ist die Stärkung und Entlastung der hart arbeitenden Bürger und
Unternehmen im Land überfällig, um eine drohende Rezession
abzuwenden. Deswegen ist die komplette und ersatzlose Abschaffung des
Soli bis spätestens 2020 jetzt notwendiger denn je. Genau das muss
die Große Koalition nun umsetzen, anstatt weiter über fadenscheinige
Winkelzüge zur Finanzierung des SPD-Prestigeprojekts Grundrente zu
streiten. Das ist eine Frage der politischen Glaubwürdigkeit. Die
vielfach angekündigte und auch vom CDU-Parteitag beschlossene
vollständige Abschaffung des Soli darf kein leeres Versprechen
bleiben. Bundeskanzlerin Merkel ist in der Pflicht, ihren
Finanzminister Scholz dabei zur Ordnung zu rufen und im Zweifel von
ihrer Richtlinienkompetenz Gebrauch zu machen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle
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NORDRHEIN-WESTFALEN/2385: Nordrhein-Westfalen digital (Li)


Landtag intern 4/2019

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

Nordrhein-Westfalen digital

Landtag berät über Strategie der Landesregierung

von Thomas Becker und Sonja Wand



10. April 2019 - Die Digitalisierung gilt als eine der großen
Herausforderungen unserer Zeit. Was diese technologische Revolution
für die Menschen an Rhein, Ruhr und Lippe bedeutet, darüber
debattierte der Landtag. Vorausgegangen war eine Unterrichtung der
Landesregierung über ihre "Strategie für das digitale
Nordrhein-Westfalen".


Wirtschaftsminister Prof. Dr. Andreas Pinkwart (FDP)
kündigte an, die Landesregierung werde die Digitalisierung in
Nordrhein-Westfalen mit einer ressortübergreifenden Strategie
vorantreiben - etwa in Forschung, Wirtschaft, Schulen, Mobilität,
Verwaltung und im Gesundheitswesen. Flächendeckende Gigabit-Netze
sollten bis zum Jahr 2025 geknüpft, Schulen und Gewerbegebiete bis
2022 angeschlossen werden. Das Verkehrsministerium plane u. a. mehr
dynamische Wegweiser mit integrierter Stauinformation. Leitend sei die
Vorstellung, dass Digitalisierung "dem Menschen und einer offenen
Gesellschaft dienen" müsse.

"Gestaltungsaufgabe"

Christina Kampmann (SPD) kritisierte die Strategie als
"Mogelpackung" ohne Maßnahmen: "Es reicht nicht aufzulisten,
wo Digitalisierung überall stattfindet. Politik ist eine
Gestaltungsaufgabe." Besonders enttäuschend seien fehlende
Schwerpunkte in der Bildungs- und Arbeitspolitik. Und der Blick auf
Menschen, die sich darum sorgten, ihren Arbeitsplatz an Roboter zu
verlieren, fehle gänzlich. Kampmann kritisierte eine unzureichende
Beteiligung der Öffentlichkeit. Den einzigen von der Landesregierung
ermöglichten Weg hätten nur 0,00096 Prozent der NRW-Bevölkerung
genutzt.

Thorsten Schick (CDU) verwies auf Versäumnisse der rot-grünen
Vorgängerregierung, die sich beim Thema Digitalisierung
"vergaloppiert" habe und einen landesweiten Ansatz habe vermissen
lassen. Die jetzt vorgestellte Digitalstrategie der schwarz-gelben
Landesregierung dagegen zeige bereits erste Erfolge: Von "digitalen
Modellkommunen" gingen beispielsweise ortsnahe Impulse für Bürgerinnen
und Bürger sowie mittelständische Unternehmen aus. Die Landesregierung
habe sich mit Mobilfunk-Anbietern darauf verständigt, Funklöcher zu
schließen. Zudem seien wichtige Neugründungen im Bereich der
Cyber-Sicherheit angestoßen worden.

"Viel schön bedrucktes Papier, aber keinen Fortschritt für ein
digitales Nordrhein-Westfalen" sah Matthi Bolte-Richter (Grüne)
in der Digitalstrategie. Denn ohne Maßnahmen gelange man schnell von
der angestrebten Champions League in die Kreisklasse. Enttäuscht werde
eine junge Generation, für die digitales Handeln selbstverständlich
sei, enttäuscht würden ebenso die "Hidden Champions". "Entfesseln Sie
doch mal die digitale Infrastruktur", empfahl der Abgeordnete dem
Wirtschaftsminister. Auch helfe die Digitalisierung, die Klimakrise zu
lösen - dies sei aber nicht Bestandteil der Strategie.

Marcel Hafke (FDP) kritisierte, die Opposition verwende ihre
Redezeit dafür, ein Haar in der Suppe zu suchen, ohne eigene Ideen für
die Gestaltung einer digitalen Zukunft einzubringen. "Das ist ein
Armutszeugnis." Die vorgelegte Strategie der Landesregierung schaffe
landesweit einen Rahmen, um die Digitalisierung erfolgreich zu
gestalten - etwa in Forschung, Mobilität und Wirtschaft. Statt Ängste
zu verbreiten, müsse es darum gehen, Chancen der Digitalisierung zu
erkennen und Kräfte zu bündeln, auch um den Wohlstand zu sichern. Zu
loben seien Investitionen in Start-ups, die Künstliche Intelligenz
weiterentwickelten.

Sven W. Tritschler (AfD) bezeichnete die Ideen des
Wirtschaftsministers zur Digitalstrategie als "planwirtschaftliche
Blütenträume". Die Landesregierung habe sich längst von Kapitalismus
und Marktwirtschaft, ja selbst von der sozialen Marktwirtschaft
verabschiedet. Bürokratie und eine enge Verflechtung von Staat und
Wirtschaft gefährdeten zunehmend den Wohlstand. "Die Politik bremst
jeden aus, der vorankommen will oder Unternehmergeist hat",
kritisierte Tritschler. Statt sich beispielsweise um den Mittelstand
und die Automobilindustrie zu kümmern, setze die Landesregierung auf
risikoreiche Elektromobilität.

 * 

Quelle:
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AUSSEN/1604: Flächenbrand im Nahen und Mittleren Osten verhindern


SPD-Pressemitteilung vom 13. Mai 2019

Flächenbrand im Nahen und Mittleren Osten verhindern



Das SPD-Präsidium hat in der heutigen Sitzung einstimmig folgenden
Beschluss gefasst:

Im Nahen und Mittleren Osten verhärten sich die Fronten. Vor einem Jahr
haben die USA das Atomabkommen mit dem Iran einseitig aufgekündigt. Während
nun die iranische Regierung inakzeptable Ultimaten verkündet, verfolgen die
USA seit Monaten eine Politik des maximalen Drucks und zwingen die
iranische Wirtschaft und Gesellschaft in die Knie. Gehen beide Seiten
diesen Weg weiter, droht eine gefährliche Eskalation, bis hin zu einer
militärischen Auseinandersetzung, die die Stabilität der gesamten Region
bedroht. Zudem würde ein endgültiges Scheitern des Nuklearabkommens mit dem
Iran, dem Joint Comprehensive Plan of Action (JCPoA), nicht nur einen
schweren Rückschlag für die Nichtverbreitung von Kernwaffen bedeuten,
sondern die multilaterale Diplomatie insgesamt in eine tiefe Krise stürzen.

Gewaltandrohungen, martialische Gesten oder ein Krieg der Worte können
niemals Mittel sein, um Konflikte zu lösen. Für uns steht fest: wir
verurteilen jedwede Form militärischer Eskalation! Eine deutsche
Beteiligung an einer gegen den Iran gerichteten Militärintervention wird es
nicht geben! Wir begrüßen ausdrücklich, dass sich Außenminister Heiko Maas
gemeinsam mit seinen europäischen Kolleginnen und Kollegen für Dialog und
Deeskalation einsetzt.

Um aus der aktuellen Eskalationsspirale auszubrechen fordern wir:

• Verbindliche Regeln statt nuklearer Rüstungswettlauf! Wir sind davon
überzeugt: das Nuklearabkommen JCPoA hilft zu verhindern, dass der Iran zur
Atommacht wird und damit die Stabilität im Nahen und Mittleren Osten ins
Wanken bringt. Auch wenn das Abkommen nicht perfekt ist: Es ist besser als
kein Abkommen zu haben, es legt wichtige Regeln fest, an die sich der Iran
halten muss und deren Einhaltung durch die Internationale 
Atomenergie-Organisation (IAEO) überwacht wird. Deswegen setzen wir uns mit aller Kraft
für den Bestand des Abkommens ein, auch gegenüber den USA. Die enge
Abstimmung innerhalb der E3, aber auch mit Russland und China, die
ihrerseits am Nuklearabkommen festhalten wollen, ist der richtige Weg. Wir
arbeiten zudem mit Nachdruck an einem unabhängigen Zahlungskanal, der dem
Iran in bestimmten Sektoren weiterhin Außenhandel und die Versorgung mit
wichtigen humanitären Gütern ermöglichen soll und so den Nutzen des
Verbleibs im Nuklearabkommen für die Menschen im Iran greifbar macht.

• Dialog statt rhetorische Aufrüstung! Die SPD ruft daher alle Seiten
auf, jegliche weitere Provokation zu unterlassen! Wir benennen klar: Der
Iran muss vor allem seine Drohgebärden gegenüber Israel einstellen und
seine Provokationen in der Region beenden. Die destabilisierende Rolle, die
der Iran in der Region spielt, in Syrien, im Jemen, im Libanon, im Irak,
ist nicht zu akzeptieren. Wir rufen die Verantwortlichen in Teheran dazu
auf, jegliche Destabilisierungen in diesen Ländern zu beenden. Wir fordern
gemeinsam mit unseren europäischen Gesprächspartnern: Der Iran muss sein
Raketenprogramm einstellen und die entsprechenden VN-Resolutionen achten.
Zudem müssen sich auch die USA an einer friedlichen Lösung des Konflikts
beteiligen.

• Stabilisierung der gesamten Region statt Misstrauen und
Fragmentierung: Wir brauchen für die Stabilisierung des Nahen und Mittleren
Ostens einen langen Atem. Es hilft nicht, bestehende Spannungen anzufachen.
Wir müssen vielmehr diejenigen stärken, die in der Region nach Ausgleich
und Frieden streben, gerade auch zwischen Sunniten und Schiiten. Wir
unterstützen daher den zivilen Aufbau der vom IS zerstörten Gebiete, wir
fördern Ausbildung, wirtschaftlichen Aufbau und eine starke
Zivilgesellschaft.

 * 

Quelle:
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LANDWIRTSCHAFT/1780: Gelbe Lupine soll Ackerfläche zurückerobern (idw)


Julius Kühn-Institut, Bundesforschungsinstitut für Kulturpflanzen -
09.05.2019

Gelbe Lupine soll Ackerfläche zurückerobern



Das Julius Kühn-Institut will den Anbau von Lupinus luteus im Projekt
"InnoLuteus" durch züchterische Verbesserung der Pflanze attraktiver für
Landwirte machen. Eines der angestrebten Merkmale ist Resistenz gegen die
Pilzkrankheit Anthraknose.




[image: Foto: © Brigitte Ruge-Wehling/JKI]

Gelbe Lupinen bieten Nahrung für Hummeln. Durch züchterische Verbesserung
soll ihr Anbau attraktiver werden.

Foto: © Brigitte Ruge-Wehling/JKI



Einst blühte auf deutschen Äckern nicht nur der Raps gelb. Doch Anfang der
1990er Jahre kam der Anbau Gelber Lupinen (Lupinus luteus) nahezu zum
Erliegen. Schuld daran ist eine Pilzkrankheit, die Anthraknose. "Der Pilz
befällt die Leitgefäße der Pflanze und unterbricht dadurch die
Nährstoffversorgung. Die Pflanze stirbt ab, was zu einem totalen
Ernteausfall führen kann", erklärt Dr. Brigitte Ruge-Wehling, die am
Julius Kühn-Institut (JKI) das Anfang April gestartete Projekt
"InnoLuteus" leitet. Der Anthraknose-Erreger befällt auch Samen, d. h. er
infiziert das Saatgut.

Die Züchtungsforscher des JKI im mecklenburgischen Groß Lüsewitz und ihre
Projektpartner haben sich zum Ziel gesetzt, die Gelbe Lupine züchterisch
so zu verbessern, dass sie für Landwirte wieder attraktiv wird. Vor allem
ökologisch wirtschaftenden Landwirten könnte dies zu Gute kommen, da diese
kein Import-Soja an ihre Tiere verfüttern dürfen und auf alternative
Eiweißquellen angewiesen sind. Dabei zielen die Forscher nicht nur auf
Anthraknoseresistenz, sondern auch auf eine Steigerung des Ertrags, der
bisher bei der Gelben Lupine geringer ist als bei den anderen
Lupinen-Arten.

Denn abgesehen von ihrer Anfälligkeit für Anthraknose verfügt die Gelbe
Lupine über bemerkenswerte Eigenschaften. Sie hat einen höheren
Proteingehalt als die Blaue und die Weiße Lupine, die ebenfalls in
Deutschland angebaut werden. Als Leguminose bindet sie Luftstickstoff im
Boden, was den Düngerbedarf der Folgefrucht verringert. Ihre Blüten bieten
Hummeln Nektar und Pollen. Ein weiteres Plus: Sie wächst auf mageren,
sandigen Böden und zeigt eine hohe Trockentoleranz. "Selbst im Dürresommer
2018 stand sie auf unseren Versuchsfeldern wie eine Eins", sagt
Ruge-Wehling.

Grundlage von "InnoLuteus" sind neuartige, am JKI erstellte
Zuchtkollektionen sowie bisher nicht genutzte genetische Ressourcen als
Quelle genetischer Variabilität. Für die gezielte Züchtung sollen darüber
hinaus neue genetische Marker z. B. für Anthraknoseresistenz entwickelt
werden. Die Qualität geernteter Lupinen-Körner wird auf dem Feld und im
Labor charakterisiert und darauf geprüft, ob sie für eine spätere
Verwertung der Proteine für die Lebensmittelproduktion geeignet ist. Ziel
ist, so gewonnene Zuchtlinien mit verbesserten Eigenschaften wie
Pilzresistenz, Kältetoleranz und Stabilität der Samenhülsen anschließend
Züchtern zur Verfügung zu stellen.

Projektförderung: Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft
(BMEL) über die Fachagentur Nachwachsende Rohstoffe (FNR) mit einer
Gesamtsumme von rund einer Million Euro. Projektlaufzeit: 01. April 2019
bis 31. März 2022. Die Gewächshaus- und Feldversuche sind bereits
gestartet.




[image: Foto: © Brigitte Ruge-Wehling/JKI]

Eine anfällige (links) und eine resistente Lupine zehn Tage nach
Inokulation mit Colletotrichum lupini.

Foto: © Brigitte Ruge-Wehling/JKI



Projektpartner und Aufgaben:

JKI-Fachinstitut für Züchtungsforschung an landwirtschaftlichen Kulturen,
Groß Lüsewitz: Koordination, Markerentwicklung für eine
Anthraknoseresistenz in der Gelben Lupine basierend auf genomischen und
transkriptomischen Sequenzdaten, Erstellung einer genetischen Karte für
die Gelbe Lupine, Prüfung auf Frosttoleranz, Bestimmung von
Ertragskomponenten an M4-Mutantenlinien

Institut für Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung (IPK),
Gatersleben: Prüfung von 200 IPK-Genbankakzessionen im Gewächshaus und
Vermehrung von Linien mit positiven agronomischen Eigenschaften

ESKUSA GmbH: Prüfung von 20-30 Bitterlupinen der Fa. ESKUSA mit dem Ziel
der Erweiterung des genetischen Genpools

Saatzucht Steinach GmbH & Co. KG: Feldprüfung von 50 Genbankakzessionen
aus der Vermehrung des IPK

Fraunhofer-Institut für Verfahrenstechnik und Verpackung (IVV), Freising:
Bewertung der Kornqualität, Extraktion der Proteine auf Grundlage
bestehender Protokolle, Bewertung der technofunktionellen Eigenschaften
der Proteine, Bestimmung des Proteingehalts ausgewählter Genotypen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution248

 * 

Quelle:
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NAHOST/1668: Libyen - französische Ränke ... (SB)


Libyen - französische Ränke ...



Seit dem 4. April versucht die Libysche Nationalarmee (LNA) unter dem
Kommando von "Feldmarschall" Khalifa Hifter Tripolis einzunehmen -
doch bislang vergeblich. Wegen des erbitterten Widerstands islamischer
Glaubenskrieger sowie der Milizen der Städte Misurata und Zawiya,
welche die in Tripolis residierende, von den Vereinten Nationen
anerkannte Regierung der Nationalen Einheit (Government of National
Accord - GNA) um Premierminister Fayiz Al Sarradsch unterstützen, ist
die LNA nicht weiter als in die südlichen Randbezirke der libyschen
Hauptstadt gekommen. Dort tobt seit Wochen ein blutiger Häuserkampf.
Bisher hat Hifters Griff nach der Macht nach Angaben der
Weltgesundheitsorganisation (WHO) 443 Menschen das Leben gekostet,
darunter nicht wenige Zivilisten, und 2100 verletzt. Mehr als 60.000
Menschen sind vor den Kämpfen geflohen.

Am 10. Mai hat der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen einstimmig
von allen Kriegsbeteiligten eine Feuerpause sowie die Teilnahme an den
Vermittlungen des UN-Sondergesandten Ghassan Salamé verlangt. Zwei
Tage zuvor hatte der WHO-Vertreter in Libyen Dr. Syed Jaffar Hussain
im Interview mit der Nachrichtenagentur Reuters vor einer humanitären
Katastrophe bei einer Fortsetzung der LNA-Offensive in Tripolis
gewarnt. Je mehr sich Hifters Truppen dem dichtbevölkerten Stadtkern
näherten, um so mehr Zivilisten würden in Mitleidenschaft gezogen
werden, so Hussein. Dieser warnte zudem vor einer raschen Ausbreitung
von Seuchen wie Cholera infolge der schlechten hygienischen
Bedingungen während der Belagerung, der zunehmenden Schäden an der
staatlichen Infrastruktur und der hohen sommerlichen Temperaturen.

Am 9. Mai traf Premierminister Al Sarradsch nach Besuchen in Rom und
Berlin zu Beratungen mit Frankreichs Präsident Emmanuel Macron in
Paris zusammen. Die Franzosen spielen in der Libyen-Krise eine
zwielichtige Rolle. Neben Ägypten und den Vereinigten Arabischen
Emiraten (VAE) gilt Frankreich als Hauptunterstützer Hifters und der
zweiten, international nicht anerkannten Regierung Libyens, des House
of Representatives (HoR), im östlichen Tobruk. Seit Wochen kursieren
unbestätigte Meldungen über die Anwesenheit französischer
Fremdenlegionäre oder Söldner auf seiten der LNA an der Front. Das
staatliche französische Ölunternehmen Total ist seit Jahren in Libyen
tätig und will offenbar seinen Zugriff auf die dortigen
Energiereserven mit Hilfe Hifters erhöhen und zwar auf Kosten des
italienischen Rivalen ENI. Italien steht bislang zusammen mit der
Türkei und Katar fest an der Seite der GNA. Vermutlich deshalb hat am
9. Mai die Regierung in Tripolis 40 in Libyen tätige ausländische
Energieunternehmen, Total eingeschlossen, zur Erneuerung ihrer
Lizenzen aufgerufen und damit durch die Blume mit dem Entzug derselben
gedroht.

Inwieweit Macron Hifter von seinem aktuell nicht besonders erfolgreich
verlaufenden Vorhaben abbringen kann oder will, ist unklar. Immerhin
hat der französische Präsident nach der Unterredung mit Al Sarradsch
im Élysée Palast alle Kriegsbeteiligten zur Teilnahme an einem
Waffenstillstand aufgerufen. Doch bereits am 6. Mai hatte Hifter seine
Truppen dazu aufgefordert, ihre Anstrengungen "zu verdoppeln" und die
feindlichen Milizen in Tripolis "auszurotten". Auch aus Abu Dhabi
kommen martialische Töne. Am 2. Mai hatte Anwar Gargash,
außenpolitischer Sprecher der VAE, Al Sarradsch Mitschuld an der
aktuellen Krise gegeben. Libyens Premierminister hätte sich bei einem
Treffen mit Hifter Mitte Februar in Abu Dhabi auf einen Friedensprozeß
verständigt, der bis Ende des Jahres in Parlamentswahlen münden
sollte; statt dessen würden "extremistische Milizen" weiterhin die
libysche Hauptstadt "kontrollieren und die Suche nach einer
politischen Lösung unmöglich machen", so Gargash.

Seit dem gewaltsamen Sturz Muammar Gaddhafis vor acht Jahren gilt
Libyen als Schauplatz eines regionalen Konflikts zwischen den
Befürwortern der Moslembruderschaft wie der Türkei und Katar auf der
einen und ihren Gegnern wie Ägypten, Saudi-Arabien und den VAE auf der
anderen Seite. Nimmt man die Aussage von Gargash ernst - "Priorität in
Libyen hat die Bekämpfung von Extremismus/Terrorismus und die
Schaffung von Stabilität zur Beendigung einer langwierigen Krise" -
dann sieht es nicht danach aus, als würde die LNA bald die Waffen
schweigen lassen. Die VAE, die sich nicht zuletzt wegen ihrer aktiven
Teilnahme am Krieg Saudi-Arabiens gegen die schiitischen
Huthi-Rebellen im Jemen zum "arabischen Sparta" entwickelt haben,
belassen es auch im Libyen-Konflikt nicht bei rhetorischer
Unterstützung und Rüstungshilfe für Hifters LNA. Angeblich fliegen
VAE-Piloten vom Militärstützpunkt Al Khadim, die im Osten Libyens
liegt, Drohnenangriffe gegen Ziele in Tripolis. Nach Angaben von
Militärexperten soll es sich bei den eingesetzten Drohnen um das
chinesische Modell Wing Loong II handeln, das sich bereits seit
einiger Zeit im Arsenal der VAE-Streitkräfte befindet.

13. April 2019
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Zeitschrift für sozialistische Politik und Wirtschaft

Der Wert der Wohlfahrt: ein Blick zurück, nach vorn.

von Joachim Rock(1)



Zu den Besonderheiten des deutschen Sozialstaates zählt, dass er zu
großen Anteilen eben nicht "Staat" ist. Neben den öffentlich-rechtlich
organisierten, aber selbstverwalteten Sozialversicherungen sind es
dabei die in sechs Spitzenverbänden(2) organisierten Vereine und
Dienste der Freien Wohlfahrtspflege, die das Soziale in Deutschland
seit fast einem Jahrhundert wesentlich mitgestalten. Allein dem
Paritätischen Wohlfahrtsverband, dem nach den kirchlichen Verbänden
drittgrößten Wohlfahrtsverband, gehören über 10.050 selbstständige
Mitgliedsorganisationen an, darunter so mitgliederstarke
Organisationen wie der Arbeiter-Samariter-Bund mit 1,3 Millionen
Mitgliedern und der Sozialverband VdK mit 1,9 Millionen Mitgliedern.
Die Bedeutung der Arbeit der Wohlfahrtsverbände wird dennoch
unterschätzt. Im aktuellen Koalitionsvertrag ist die Wohlfahrtspflege
beispielsweise nur zweimal erwähnt, im Zusammenhang mit der Förderung
des ehrenamtlichen Engagements bei Grundschülern. Diese
Geringschätzung kann sich fatal auswirken, denn der technische,
kulturelle und demographische Wandel wird sich nur mit der
Wohlfahrtspflege sozial gestalten lassen. Mit Markt und Staat allein
ist kein Sozialstaat zu machen. Die gemeinnützige Wohlfahrtspflege
braucht dabei ihrerseits neuen politischen Rückhalt.

Die gesamtwirtschaftliche Bedeutung der Sozialwirtschaft, deren
Rückgrat die gemeinnützige Wohlfahrtspflege ist, ist immens. Die
Sozialwirtschaft erwirtschaftet mit rund sieben Prozent der
gesamtwirtschaftlichen Wertschöpfung einen ähnlich großen Anteil wie
Fahrzeugbau und Maschinenbau zusammengenommen. Zwischen 2000 und 2014
sind dort mehr als 1,3 Millionen neue Arbeitsplätze entstanden,(3) bei
einem kontinuierlichen Wachstum auch in Krisenzeiten. Anders, als in
anderen Beschäftigungsbereichen prognostiziert, wird der Bedarf an
sozialen Dienstleistungen auch weiter wachsen. Das Institut für
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) stellt fest: "Das niedrigste
Substituierbarkeitspotenzial lässt sich für das Berufssegment 'Soziale
und kulturelle Dienstleistungsberufe' feststellen"(4). Das gilt
besonders in der Digitalisierung; "Bei der Grundversorgung mit
sozialen Dienstleistungen wie Gesundheits- und Pflegedienste,
Schulausbildung oder Erwachsenenbildung zeigen sich neben dem
Online-Shopping die größten Veränderungspotenziale durch die Nutzung
digitaler Dienstleistungen"(5), heißt es im aktuellen
Raumordnungsbericht. Wie dieser Prozess gestaltet wird, ist für die
Entwicklung der sozialen Infrastruktur in Deutschland von zentraler
Bedeutung. Privat-Equity-Firmen und andere profitorientierte Akteure
drängen seit Jahren auf wachsende Marktanteile und "entziehen dem
System viel Geld - zum Schaden der Belegschaft und der Patienten"(6).
Diese Entwicklung ist auch dem Bedeutungsverlust der gemeinnützigen
Wohlfahrtspflege geschuldet. Es ist deshalb höchste Zeit,
gemeinnützige Dienste und Einrichtungen aufzuwerten. Praktisch findet
das Gegenteil statt.

Die Bedeutung der gemeinnützigen Wohlfahrtspflege

Die Größe der Freien Wohlfahrtspflege ist vor allem Ausdruck ihrer
gesellschaftspolitischen Bedeutung. Ihre Aufgabe liegt im Grundsatz,
nicht im Umsatz(7). Kein anderer Akteur in Deutschland verfügt über
ein derart fein gewobenes, leistungsfähiges Netzwerk von sozialen
Diensten und Initiativen im ganzen Land. In den gut 11.000 Gemeinden
Deutschlands bieten etwa 30.000 gemeinnützige Organisationen soziale
Leistungen in knapp 120.000 Diensten und Einrichtungen an, von der
Kindertagesstätte über das Altenpflegeheim, vom Flüchtlingsheim bis
zur Schuldnerberatung, vom Krankenaus zum Weiterbildungsträger, von
Selfkant bis Sonthofen, von List bis Neißeaue. Sie ist auch dort, wo
der Staat sie nicht leisten kann und gewerbliche Anbieter sie nicht
leisten wollen. Mit über drei Millionen Freiwilligen wird dabei ein
unschätzbarer Beitrag zum sozialen Zusammenhalt geleistet.
Freiwilliges Engagement gibt es nicht in gewerblichen und nur selten
in staatlichen Strukturen, sondern vor allem in gemeinnützigen
Organisationen. Auch für die Selbstorganisation und die Förderung der
Partizipation von Nutzer*innen hat die Wohlfahrtspflege, in der der
Verein weiter die wichtigste Rechtsform darstellt, eine zentrale
Bedeutung. Da soziale Dienstleistungen in Koproduktion zwischen
Dienstleister und Nutzer*in erbracht werden, kommt deren Perspektiven
und Interessen ein besonders hoher Stellenwert zu. Ein erheblicher
Teil der Angebote wird deshalb direkt durch Selbsthilfeorganisationen
erbracht oder zumindest mit geprägt, was die Anpassungsfähigkeit und
Flexibilität der Organisationen immer wieder gefordert, aber vor allem
gefördert hat. Beteiligung, wie sie in anderen Wirtschaftsbereichen
erst erlernt wird, wird in den gemeinnützigen Organisationen viel
stärker praktiziert.

Der Status der Gemeinnützigkeit zählt zu den Funktionsbedingungen der
Freien Wohlfahrtspflege, er ist ihre conditio sine qua non. Das
liegt weniger an der steuerrechtlichen Behandlung der Organisationen,
da die gleiche Tätigkeit ausübende gewerbliche und gemeinnützige
Akteure in der Regel wettbewerbsneutral besteuert werden, sondern an
der grundlegenden Bedeutung der Gemeinnützigkeit für das freiwillige
Engagement der Bürgerinnen und Bürgerer. Es vollzieht sich nahezu
ausschließlich in gemeinnützigen Organisationen, weil sie partizipativ
organisiert sind, überwiegend weiterhin in eingetragenen Vereinen,(8)
und die Gewähr dafür bieten, dass keine Gewinne entnommen werden
können. Etwaige Erträge müssen in gemeinnützige Zwecke reinvestiert
werden, und das ist gut so! Dass die SPD-Bundestagsfraktion 2016
ankündigte,(9) eine Aufhebung des Gewinnausschüttungsverbotes prüfen
zu wollen, war deshalb weder ein Beleg für eine Wertschätzung der
Wohlfahrtspflege noch für vertiefte Kenntnisse über den Bereich.

Aufmerksamkeit erhalten die Wohlfahrtsverbände regelmäßig in Zeiten
der Not, wenn die Überforderung staatlicher Strukturen offenkundig
ist. Bis heute gibt es immer wieder Situationen, die nur mit den
Ressourcen der Verbände zu bewältigen sind. Ihnen gelang es etwa 2015
im gesamten Bundesgebiet buchstäblich über Nacht umfassende
Hilfeleistungen für Geflüchtete aufzubauen. Diese Aufgaben können auch
in Zukunft nur von der Wohlfahrtspflege geschultert werden, die als
multifunktionale Organisationen gleichermaßen
Selbsthilfeorganisationen und Mitgliedsverbände, Sozialanwälte,
Dienstleister und wichtigster Akteur zur Entwicklung, Förderung und
Verbreitung sozialer Innovationen sind: "Der eigene Anspruch der
Wohlfahrtsverbände bestand immer auch darin, Anreger für neue Methoden
und 'sozialcaritative Experimente' zu sein" sowie "durch ihre
Fähigkeit, Innovationen zu initiieren"(10) und auch neue soziale
Bewegungen zu integrieren. Gerade der Paritätische Wohlfahrtsverband
bot immer wieder Initiativen und Bewegungen verbandliche Unterstützung
und Förderung, etwa den Eltern-Kind-Initiativen, den Frauenhäusern,
den Arbeitslosengruppen und Selbsthilfeinitiativen. Sie generieren
dadurch nicht nur soziale Innovationen, sondern sind auch
Seismographen der gesellschaftlichen Entwicklungen. Auch weitere
Akteure profitieren davon, etwa Social Entrepreneurs, deren
Innovationen häufig schlicht darin bestehen, "einen etablierten
Lösungsansatz an einem neuen Standort umzusetzen" und die vor allem
dann erfolgreich sind "wenn sie mit etablierten Wohlfahrts- und
Bildungseinrichtungen kooperieren und auf deren vorhandene und
ausdifferenzierte Infrastruktur aufsetzen"(11).

Von der Gemeinnützigkeit zur Profitorientierung - und wieder
zurück? 

Die Ökonomisierung des Sozialen wurde seit den 1990er Jahren politisch
vorangetrieben. Mit der Pflegeversicherung wurde ein
"Marktschaffungsgesetz"(12) beschlossen, das gezielt profitorientierte
Dienstleister stärken sollte. Ziel war es dabei, Einsparungen zu
erzielen, indem günstige Bedingungen für profitorientierte Träger
geschaffen wurden. Dabei wurde einkalkuliert, dass der forcierte
Wettbewerb im sozialen Sektor überwiegend zu Lasten der Beschäftigten
gehen würde, da "die Wachstums- und Gewinnmöglichkeiten
privatwirtschaftlicher Einrichtungen auf die Stellschraube der
Personalkosten"(13), die zwischen 45 und 80 Prozent an den
Gesamtausgaben sozialer Dienste ausmachen, verlagert werden. Hinzu
kommt, dass die Entgelte für die Dienstleistungen politisch verhandelt
und bestimmt werden, wobei sowohl die öffentliche Hand als auch die
Klienten als Kostenträger ein Interesse an niedrigen Kosten haben,
gerade im Bereich der nicht voll finanzierten Pflege. Das politische
Ziel von geringeren Ausgaben durch gesteigerten Wettbewerb wurde so
"durch eine Abwärtsspirale bei Entgelten und Arbeitsbedingungen
erkauft"(14). Beabsichtigt oder zumindest billigend in Kauf genommen
und erreicht wurde in diesem Prozess eine "'Atomisierung' der
Beschäftigungs- und Vergütungsbedingungen"(15) und eine verstärkte
Verbetriebswirtschaftlichung zu Lasten gemeinnütziger Organisationen,
bei denen bis dahin "der Flächentarifvertrag des öffentlichen Sektors
(...) unangefochten als 'Leitwährung'"(16) galt. Tatsächlich sank
seitdem der Anteil gemeinnütziger Träger deutlich. Diese Entwicklung
ist auch deshalb bedauerlich, weil gewerbliche Träger überwiegend
niedrigere Löhne zahlen als gemeinnützige und öffentliche Träger(17)
und darüber hinaus in der Regel eine schlechtere Qualität als
gemeinnützige Anbieter liefern: "Die Pflegequalität in
gewinnorientierten Pflegeheimen in Deutschland ist im Vergleich zu
denen in gemeinnütziger Trägerschaft insgesamt schlechter".(18) Die
insbesondere auf kommunaler Ebene eingeführten neuen Steuerungsmodelle
dienten ebenfalls einer Forcierung des wirtschaftlichen Wettbewerbs.
Durch die Ausschreibung von sozialen Dienstleistungen wurde außerdem
das Wunsch- und Wahlrecht der Betroffenen eingeschränkt, obwohl dieses
ein wichtiges Instrument zur Herstellung eines Qualitätswettbewerbes
war und ist.

Unterschätzt wird auch das Ausmaß an zusätzlichen, nicht
regelfinanzierten Leistungen und das vielfältige Engagement, das durch
die Verbände an Geld und freiwilliger Leistung organisiert wird. Nicht
selten werden den Verbänden dabei von öffentlicher Seite Eigenanteile
vorgegeben, etwa in der Hospizarbeit. Die Möglichkeiten, diese
einzubringen, werden durch den Gesetzgeber sukzessive erschwert, etwa
durch die Änderung der Anwendungsregeln zur Abgabenordnung Anfang
2016.(19) Dabei sind die Wettbewerbsbedingungen zwischen
profitorientierten und gemeinnützigen Trägern ohnehin asymmetrisch zu
Lasten der gemeinnützigen Anbieter gestaltet. Während etwa die
Reduzierung der Umsatzsteuer bei der Erbringung von Pflegeleistungen
gleichermaßen für profitorientierte und gemeinnützige Dienstleister
gilt, gelten Verpflichtungen wie das Gewinnausschüttungsverbot nur für
gemeinnützige Dienste. Damit verschlechtern sich ihre
Wettbewerbsbedingungen, was auf die Kostenträger selbst zurückfallen
kann, "wenn die ehemaligen Sozialpartner vom Markt verschwinden und
durch transnationale Sozialkonzerne ersetzt werden."(20)

Soziale Arbeit aufwerten, gemeinnützige Akteure stärken

Ganz oben auf der politischen Agenda muss stehen, die Arbeits- und
Beschäftigungsbedingungen in der Sozialen Arbeit zu verbessern. An
erster Stelle steht dabei die Durchsetzung einer leistungsgerechten
Bezahlung. Hier besteht erheblicher Nachholbedarf, vor allem bei
profitorientierten Anbietern, aber auch in der gemeinnützigen
Wohlfahrtspflege und in Ausgründungen der Kommunen: "Die Altenpflege
ist mit mehr als 13.600 stationären Einrichtungen und noch mal so
vielen ambulanten Diensten regelrecht zerklüftet. (...) Nach
Tarifvertrag zahlen in der Regel nur die kommunalen und
freigemeinnützigen Arbeitgeber"(21). Die Branche leidet dabei unter
der geringen gewerkschaftlichen Bindung der Beschäftigten, die häufig
unter zehn Prozent liegt. Seit dem Gesetz zur Stärkung der
Tarifautonomie vom 11.08.2014 besteht die Möglichkeit, Tarifverträge
über § 7a AentG für allgemeinverbindlich erklären zu lassen. Es
wäre zu wünschen, dass sich das BMAS dieser Möglichkeit bedient, wenn
dies nicht zeitnahe partnerschaftlich passiert. Die Verbände
ihrerseits müssen eine Grundlage dafür schaffen, indem sie gemeinsam
mit ver.di und in einem gemeinsamen Arbeitgeberverband faire
Bedingungen aushandeln. Zu diesem Zweck hat etwa der Paritätische im
März beschlossen, sich als kooperatives Mitglied in einen solchen
Verband einzubringen.

Benachteiligungen in der Erwerbsphase spiegeln sich auch in den
Alterssicherungsansprüchen, weil die physisch und psychisch fordernden
Tätigkeiten häufig eben keine lebenslange Vollzeittätigkeit
ermöglichen. Als beispielsweise die Rente ab 63 eingeführt wurde, für
die 45 Beitragsjahre in der Rentenversicherung vorzuweisen waren, war
dies für Beschäftigte in der Sozialen Arbeit, die eine qualifizierte,
aber rentenrechtlich nicht berücksichtigte Ausbildung benötigten,
faktisch nicht zu erreichen. "Beschäftigte aus dem Sozial- und
Gesundheitsbereich (werden) wegen der körperlich oft anstrengenden
Arbeit häufig vorzeitig eine Erwerbsminderungsrente beantragen
müssen"(22), prognostizierte dass DIW. Wenn nun von interessierter
Seite auch in der Rentenkommission "Verlässlicher Generationenvertrag"
eine Erhöhung des Renteneintrittsalters auf 67 Jahre und mehr
betrieben wird, wäre das nichts anderes als eine weitere Rentenkürzung
für in der Sozialen Arbeit beschäftigte Menschen. Sie müssen dann eine
Erwerbsminderungsrente oder eine vorzeitige Altersrente mit hohen
Abschlägen beanspruchen. Für junge Menschen in der Berufsfindung ist
das alles andere als einladend.

Viele Beschäftigte empfinden angesichts dieser Ausgangslage
Zukunftssorgen und das Gefühl fehlender Gestaltungsmöglichkeiten
bezüglich der eigenen Perspektiven. Dass damit die Anfälligkeit für
rechtsextreme Deutungsmuster erhöht wird, haben Bettina Kohlrausch(23)
und andere nachgewiesen. Rita Müller-Hilmer und Jérémie Gagné
identifizierten an anderer Stelle die neue soziale Figur des
"missachteten Leistungsträgers", einem eigentlich "klar links
sozialstaatlichen Typ". Dieser fordere "eine ausgleichende und
solidarische Gesellschaft, die vor bedrohlichen Marktkräften schützt -
starke Gewerkschaften inbegriffen (...) Ausgeübt werden häufig
Lehrberufe, bevorzugt im sozialen Bereich". Gerade bei diesen Menschen
habe die SPD aber erheblich verloren, an die AfD: "In der
Vergangenheit tendierte dieser Typ stark zur SPD und zur Linken. Bei
der Bundestagswahl 2017 lagen dann nur mehr die Linke und darüber
hinaus die AfD weit über ihrem Bevölkerungsdurchschnitt"(24).
Individuelle soziale Sicherheit, gesamtgesellschaftliche Wohlfahrt und
die Förderung von Gestaltungsmöglichkeiten gehören deshalb eng
zusammen. Die Wohlfahrtsverbände sind leistungsstarke und zu Unrecht
vernachlässigte Akteure auf dem Weg dahin. Dabei können sie einen
wichtigen Beitrag dazu leisten, den demographischen wie den digitalen
Wandel sozial zu gestalten und - wie es der Koalitionsvertrag schon im
Titel formuliert - für einen neuen Zusammenhalt zu sorgen.

Mehr Wohlfahrt wagen

Das Plädoyer für eine Stärkung gemeinnütziger und
zivilgesellschaftlicher Strukturen in den laufenden
Transformationsprozessen zielt gleichermaßen auf verbesserte
Partizipationsmöglichkeiten der Nutzer*innen, eine Stärkung der
Beschäftigten in der Sozialen Arbeit wie auch der gemeinnützigen
Organisationsformen selbst. Zentrale Herausforderungen für eine
Aufwertung der Leistungen sind an anderer Stelle(25) zutreffend
skizziert worden. Im Vordergrund muss stehen, die Anerkennung und
Vergütung der Beschäftigten deutlich zu verbessern. Soziale Arbeit
wird überwiegend von Frauen geleistet, der Gender Pay Gap ist deshalb
auch hier zu überwinden und eine Aufwertung der Arbeit zu erreichen.
Gleichzeitig müssen die Wege in und aus Care-Tätigkeiten heraus
zugänglicher gestaltet werden, etwa durch eine verringerte
Arbeitsbelastung und altersgerechte Beschäftigungsmöglichkeiten oder
erleichterte Möglichkeiten zur Inanspruchnahme einer abschlagsfreien
Erwerbsminderungsrente. Die Produktionsbedingungen sozialer Arbeit
werden durch die Trägerlandschaft massiv beeinflusst. Auf Profit
getrimmte Unternehmensformen haben in einer nicht-marktlich
konstituierten, auf die Deckung von sozialen Bedarfen ausgerichteten
Versorgungslandschaft nichts zu suchen. Stattdessen bedarf es neuer
wettbewerblicher Rahmenbedingungen, die Qualität, nicht den Preis in
den Vordergrund stellen. In der staatlichen Förderpolitik muss die
Benachteiligung gemeinnütziger Akteure aufgehoben werden. So sind etwa
zahlreiche Förderprogramme im Bereich der Digitalisierung ausdrücklich
nur an gewerbliche Anbieter gerichtet, während gemeinnützige Anbieter
davon ausgeschlossen sind. Angesichts der Potentiale der Einführung
neuer Technologien in den sozialen Diensten dürfen nicht ausgerechnet
diese benachteiligt werden. Die Gemeinnützigkeit muss ohne
Einschränkung erhalten bleiben, dazu müssen Wohlfahrtsverbände und
gemeinnützige Organisationen auch im politischen Raum wieder stärkere
Mitsprachemöglichkeiten erhalten. Das ist notwendig, um die
skizzierten Potentiale der Wohlfahrtspflege entwickeln zu helfen und
das zivilgesellschaftliche Netzwerk der gemeinnützigen Initiativen zu
nutzen, um die Demokratie nicht nur gegen ihre Verächter zu
verteidigen, sondern auch um lokale Partizipations- und
Wirkungserfahrungen zu ermöglichen: "Gestaltungserfahrungen schützen
vor Rechtspopulismus: Diejenigen in dieser Sub-Gruppe, die sich
ehrenamtlich engagieren und Mitglied in einer
Nicht-Regierungsorganisation sind, wählen signifikant seltener
AfD"(26).

Die Wohlfahrtspflege hat sich in den vergangenen Jahren als
wandelbare, anpassungsfähige und dabei sozial äußerst innovative
Organisationsform erwiesen, die zudem eine über hundertjährige
Erfahrung darin hat, Selbstorganisation von Menschen mit
gemeinnützigen Dienstleistungen zu sozialen Zwecken zu verbinden. Das
wird künftig mehr denn je gefordert sein.
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06926: Heute so, morgen anders? (SB)


"Was die Theorie heute anerkennt", konstatierte einst der russische
Schachmeister Michail Tschigorin, "wird morgen abgelehnt". Hinter
dieser Meinung verbarg sich jedoch kein Opportunismus, wie man
fälschlicherweise annehmen könnte, sondern das Wissen um die
Beschränktheit schachtheoretischer Auslegung. Tschigorins Zeit zum
Ende des 19. Jahrhunderts hatte eine Handvoll Prinzipien
hervorgebracht. Man suchte nach einem geeigneten Schlüssel, um
festverbindliche Wahrheiten formulieren zu können. In der Praxis sah
dies allerdings anders aus. Immer wieder traten neue Spielsysteme auf,
die von der Theorie zu Denkgebäuden verfestigt wurden. Der Wechsel war
der einzige Motor und Antriebswille dieser Entwicklung. Das beständige
Infragestellen vermeintlichen Wissens in der Glut praktischer
Auseinandersetzung erst gebiert tiefere Einsichten über das Wesen der
Schachpartie. Mag die Theorie auch als Sachwalter dieses Strebens
auftreten, so ist sie doch nicht mehr als eine Linse, durch die
hindurch das Licht auf einen Fokus trifft. Wandert die Sonne weiter,
verändern sich auch die Resultate. Im heutigen Rätsel der Sphinx hatte
der Nachziehende den Wert des Budapester Gambits neu bestimmen wollen,
eine Eröffnung, die von der Theorie abschlägig beurteilt wird. Seine
Niederlage gibt jedoch keinen felsenfesten Aufschluß darüber, ob sie
spielbar ist oder nicht. Der menschliche Geist bleibt nie an Grenzen
und Lichtbrechungen stehen, Wanderer. Mit seinem nächsten Zug
bereitete Weiß den unwiderstehlichen Angriff auf den schwarzen König
vor.
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Pragua - Jandemirow

Moskau 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Miles hatte es sich zu leicht gemacht. Er übersah, daß sein junger
Gegenspieler zwar wenig Erfahrung besaß, wohl aber eine feine Nase für
Stellungswidrigkeiten. Mit 1...Sb4xc2! zerschlug er das Band der
weißen Figuren, denn nun scheiterte 2.Se3xc2 an 2...Tb8xb3! und der
Turm durfte nicht genommen werden wegen 3.Dc3xb3? Sf3-d2+ mit
Damenfang. Miles trat daher die Flucht nach vorn an mit 2.Sb3xc5, doch
bereits nach 2...Sc2xa1 3.Tb1xa1 Lf8xc5 sah er die Hoffnungslosigkeit
seiner Stellung ein und gab auf.
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / FAKTEN





MELDUNG/247: Die Einstellung gegenüber Klimaflüchtlingen in Deutschland ist positiv (idw)


Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung gGmbH - 09.05.2019

Die Einstellung gegenüber Klimaflüchtlingen in Deutschland ist
positiv



Klimaflüchtlinge werden in Deutschland weitaus mehr akzeptiert als
Geflüchtete, die aus wirtschaftlichen Gründen ihr Land verlassen haben.
Das zeigt eine Studie von Marc Helbling und Daniel Meierrieks vom
Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung (WZB).

Für ihre Studie haben die WZB-Forscher Marc Helbling und Daniel Meierrieks
in einer Umfrage im Juni 2018 über 1.000 Menschen mit deutscher
Staatsangehörigkeit zu ihren Einstellungen gegenüber Geflüchteten befragt.
Dabei unterscheiden sie zwischen verschiedenen Fluchtursachen: politische
Verfolgung, schlechte Wirtschaftslage und Flucht wegen der Folgen des
Klimawandels (steigende Meeresspiegel und Dürren).

Die repräsentative Online-Umfrage zeigt, dass Klimaflüchtlinge insgesamt
ähnlich positiv wie politische Flüchtlinge (63 Prozent) gesehen werden.
Sie werden mit 60 Prozent deutlich stärker willkommen geheißen als
Wirtschaftsflüchtlinge (48 Prozent). Dabei gelten sie als "legitime"
Flüchtlinge, da sie ihre Länder aus Gründen verlassen müssen, für die sie
selbst nicht verantwortlich gemacht werden können. Die deutlich
kritischere Einstellung gegenüber Wirtschaftsflüchtlingen halten die
Forscher für problematisch. Oft sei es schwierig, die Fluchtursachen genau
voneinander zu trennen, weil der Klimawandel die wirtschaftliche
Entwicklung der Länder stark beeinträchtigt.

Die positiven Einstellungen gegenüber Klimaflüchtlingen können auch damit
erklärt werden, dass ihre Situation im Gegensatz zu anderen
Flüchtlingsgruppen bislang kaum in öffentlichen Debatten thematisiert
wurde. Da der Klimawandel ein kontinuierlicher Prozess ist, führte er im
Gegensatz zu kriegerischen Auseinandersetzungen noch nicht zu einem
kurzfristigen, starken Ansteigen von Flüchtlingsströmen. Klimaflüchtlinge
werden daher als eher kleine Gruppe wahrgenommen. Die Unterstützung für
Klimaflüchtlinge nimmt jedoch stark ab, wenn die Teilnehmer der Umfrage
darauf hingewiesen wurden, dass viele Experten der Meinung sind, in
Zukunft würden relativ viele Menschen wegen veränderter Umweltbedingungen
ihre Länder verlassen.

"Mit der Studie können wir erstmals zeigen, wie Menschen in Deutschland zu
Klimaflüchtlingen stehen. Das ist wichtig, um beurteilen zu können, ob die
westlichen Gesellschaften, die maßgeblich für den Klimawandel
verantwortlich sind, ihre Verantwortung wahrnehmen, aber auch wie sie mit
Konflikten umgehen werden, die aus zunehmender Migration durch Klimawandel
entstehen", sagt Marc Helbling.

Die jetzt veröffentlichte Studie ist Teil eines Forschungsprojekts von WZB
und dem Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung, das von der
Leibniz-Gemeinschaft gefördert wird.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution191

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung gGmbH - 09.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





PROFI/702: Halbmittelgewicht - unverhoffte Wachablösung ... (SB)




Jarrett Hurd unterliegt überraschend Julian Williams

Julian Williams ist neuer Weltmeister der Verbände WBA und IBF im
Halbmittelgewicht. Der Ranglistenerste der IBF setzte sich in Fairfax,
Virginia, unerwartet gegen den favorisierten Titelverteidiger Jarrett
Hurd durch, der sich nach einem hochklassigen Kampf einstimmig nach
Punkten geschlagen geben mußte (116:111, 115:112, 115:112). Die mehr
als 5000 Zuschauer in der EagleBank Arena und das Fernsehpublikum beim
Sender Fox bekamen einen turbulenten und über weite Strecken
ausgeglichenen Auftritt zu sehen, in dem sich der Außenseiter am Ende
verdient durchsetzte. Während der 29jährige Williams damit seine
Bilanz auf 27 Siege, eine Niederlage sowie ein Unentschieden ausbauen
konnte, mußte sich der ein Jahr jüngere Hurd nach 23 Erfolgen erstmals
geschlagen geben. [1]

Jarrett Hurd, der im nur 30 Meilen entfernten Accokeek, Maryland, zu
Hause ist, hatte zuletzt im November 2014 einen Kampf in der Region
bestritten, als er Terry Cade in Washington gleich in der ersten Runde
besiegte. Er wurde bei seiner Rückkehr in heimische Gefilde begeistert
empfangen und unter den Klängen einer Marching Band der Washington
Redskins, deren Logo er an seinem Mantel trug, zum Ring geleitet.
Wenngleich der aus Philadelphia stammende Julian Williams einen echten
Heimvorteil des Titelverteidigers dementiert hatte, da schließlich
niemand in den Ring steigen und seinem Gegner zur Seite stehen könne,
dürften nicht nur die Buchmacher vom Erfolg des Lokalmatadors
überzeugt gewesen sein. Er hatte vor gut einem Jahr durch einen Sieg
über den Kubaner Erislandy Lara ihre beiden Titel zusammengeführt und
schien auf dem besten Weg zu sein, die Gewichtsklasse zu dominieren.
Wer hätte gedacht, daß Williams die triumphale Heimkehr des Champions
in eine Tragödie verwandeln würde! [2]

Vor zweieinhalb Jahren war Julian Williams im Dezember 2016 in seinem
ersten Titelkampf an dem damaligen Weltmeister Jermall Charlo
gescheitert, der ihn dreimal niederschlug und in der fünften Runde
vorzeitig besiegte. Er erholte sich jedoch recht schnell von dieser
herben Niederlage und gewann vier Kämpfe in Folge, was ihm den Rang
des Pflichtherausforderers beim Verband IBF einbrachte. Hurd mußte
sich ihm also stellen und war zuversichtlich, auch diese recht
anspruchsvolle Aufgabe souverän meistern zu können. Vom Publikum
stürmisch angefeuert ging der Champion in der ersten Runde vorsichtig
zu Werke, so daß die Kontrahenten einander belauerten und nach einer
Lücke Ausschau hielten. Das änderte sich im zweiten Durchgang, als der
Kampf Fahrt aufnahm und die beiden Schläge austauschten. Kurz vor der
Pause trieb der Herausforderer seinen Gegner an die Seile und schickte
ihn dort mit einem wuchtigen linken Haken auf die Bretter.

Hurd, der zum ersten Mal in seiner Karriere zu Boden gegangen war,
fand jedoch in der dritten Runde umgehend wieder in den Kampf zurück
und landete einen üblen Uppercut, wofür sich Williams im
Schlagabtausch mit einer schweren Linken revanchierte. Das Bild setzte
sich in den folgenden Durchgängen fort, da die Widersacher einander
nichts schenkten und beiderseits heftige Treffer landen konnten. Wann
immer einer der beiden zu ermüden schien, hielt das nicht lange an, so
daß sich das Blatt ein ums andere Mal zu wenden schien. Das linke Auge
des Herausforderers begann zuzuschwellen, der Titelverteidiger trug
eine Rißwunde über den rechten davon. Immer wieder kam es zum
Nahkampf, in dem beide zahlreiche Körpertreffer einstecken mußten, und
das turbulente Gefecht hielt bis zum Schlußgong an.

Der Vorsprung des Außenseiters auf den Zetteln der Punktrichter
spiegelt sich auch in der Statistik von CompuBox wider. Demnach hatte
Williams 273 von 687 Schlägen ins Ziel gebracht (40 Prozent), während
Hurd 249 Treffer bei 800 Versuchen gelungen waren (31 Prozent). Damit
mußte der Titelverteidiger mehr Treffer als je zuvor in seinen letzten
elf Kämpfen einstecken, bei denen CompuBox zum Einsatz kam. Der
entthronte Champion haderte denn auch gar nicht erst mit dem Ergebnis,
sondern räumte ein, daß Williams der Bessere gewesen sei. Ihm selbst
sei es einfach nicht gelungen, zur vollen Entfaltung zu kommen.
Vielleicht habe er zu viel Wucht in seine Schläge gelegt, statt die
Hände ihr Werk verrichten zu lassen. Ihr Vertrag enthalte jedenfalls
eine Rückkampfklausel, von der er Gebrauch machen und sich in besserer
Verfassung als an diesem Abend präsentieren werde.

Hingegen war Williams natürlich überglücklich, daß sein lebenslanger
Traum in Erfüllung gegangen ist. Wie er berichtete, komme er von der
Straße, sei aber nie wieder dorthin zurückgekehrt und habe jede
Ablenkung gemieden, um sich uneingeschränkt dem Training zu widmen.
Nur sein Team habe stets an ihn geglaubt, selbst als er im ersten
Anlauf gescheitert war, für den er wohl noch nicht bereit gewesen sei.
Er habe sich von dieser Niederlage nicht zurückwerfen lassen, obgleich
damals alle Welt an ihm zu zweifeln schien. In den Kampf gegen Hurd
sei er als 5:1-Außenseiter gegangen, und habe den Favoriten doch in
die Schranken gewiesen.

Sein Trainer Stephen Edwards hob die hingebungsvolle Vorbereitung
seines Schützlings hervor, der schlichtweg bereit für den großen
Schritt gewesen sei. Der Sieg erfreue ihn ungemein, sei aber aus
seiner Sicht gar nicht einmal so überraschend gekommen. Irgendwie habe
er gewußt, daß es diesmal klappen würde. Zu einer Revanche erklärte
sich Edwards sogleich bereit, wobei er aber hervorhob, daß man nicht
vereinbart habe, wo diese ausgetragen werde. Diesmal habe Hurd den
Heimvorteil genossen, beim nächsten Mal könnte es ja umgekehrt sein.

Wenngleich in den ersten Stellungnahmen von einem Rückkampf die Rede
war, ist keineswegs sicher, daß es dazu kommen wird. Denn für Jarrett
Hurd stellt sich allen Ernstes die Frage, ob er nicht eine
Gewichtsklasse höher, wenn nicht sogar im Supermittelgewicht, besser
aufgehoben wäre. Er hatte zwar einen guten Kampf geboten, wirkte aber
geschwächt, als habe es ihn zuviel Substanz gekostet, durch
Gewichtsreduzierung das geforderte Limit einzuhalten. Er ist
schlichtweg zu groß für das Halbmittelgewicht und dort offenbar nicht
mehr in seinem Element, wovon der Herausforderer profitierte, der eine
größere Wirkung entfalten konnte. Würde Hurd auf eine Revanche setzen,
um sich die Titel zurückzuholen, liefe er Gefahr, seiner bislang so
erfolgreichen Karriere mit einer weiteren Niederlage einen Bärendienst
zu erweisen.

Für Julian Williams steht nun die Tür weit offen, den Sieger des
Kampfs zwischen dem WBC-Weltmeister Tony Harrison und dessen Vorgänger
Jermell Charlo aufs Korn zu nehmen, der am 23. Juni über die Bühne
geht. Sollte es dazu kommen, würden drei Gürtel im Halbmittelgewicht
zusammengeführt. Die Trophäe des Verbands WBO hat Jaime Munguia in
seinem Besitz, der jedoch nicht mehr allzu lange in dieser
Gewichtsklasse bleiben dürfte. Würde der Titel dadurch vakant, käme
bei der WBO vermutlich ein schwächerer Kandidat zum Zuge. Zumindest
aus aktueller Sicht ist daher für Williams die letztendliche
Vereinigung aller vier Titel eine vielversprechende und gar nicht so
abwegige Perspektive.


Fußnoten:

[1] www.boxingnews24.com/2019/05/jarrett-hurd-vs-julian-williams-undercard-live-fight-results/

[2] www.espn.com/boxing/story/_/id/26726426/williams-takes-hurd-belts-unanimous-decision
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / REPORT





BERICHT/104: 35 Jahre Theater Die Komödianten in Kiel - Bühne, Bindung und Diskurs ... (SB)




Zum 35jährigen Theaterjubiläum der Komödianten in Kiel spielte
Markus Dentler noch einmal BAGGER von Henning Mankell

Der Mann traut sich was. Vor 35 Jahren gründete Markus Dentler,
Theatermann mit Tradition und Leidenschaft, in Kiel das erste
Privattheater Schleswig-Holsteins. Der Name ist Programm im besten
Sinne: Die Komödianten. Den gebürtigen Schwaben, der selbst aus einer
Künstler- und Theaterfamilie stammt, verschlug es nach einigen
Bühnenwanderjahren 1984 endgültig in den Norden der Republik. Zunächst
in einem ehemaligen Speisesaal am Kieler Westring untergebracht, zog
das Theater nach einem Jahr in die alte Schlosserei an der
Wilhelminenstraße. Allein - dort gab es keine Bestuhlung - und Geld
dafür war auch nicht da. Daher wurden die Zuschauer gebeten, statt
eines Eintrittsgeldes einen Stuhl mitzubringen und so entstand ein
bunt zusammengewürfeltes, einmaliges, unverwechselbares Interieur und
von Beginn an eine ganz besondere Verbindung zum Publikum, die bis
heute spürbar ist.
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Blick in die Theaterkulisse

Foto: © 2019 by Schattenblick



Theater sollte aber nicht nur auf der Bühne des kleinen Zimmertheaters
stattfinden, Markus Dentler lockte sein Publikum schon früh mit den
verschiedensten innovativen Formaten ins Freie, auf die Kieler Förde,
mit Goethe ins Schwimmbad, in Busse, Wohnzimmer, Landgasthöfe und
Museen oder auf die Halligen. Er erfand den Sklavenmarkt, das
Hundetheater und den Menschenzoo. Vom Kieler Leuchtturm
hat er es Poesie regnen lassen, las Liebesgedichte von Goethe,
Schiller und Shakespeare in der UNO. Und im Innenhof des Kieler
Rathauses entführt Saint-Exupéry's Der Kleine Prinz sommers
seit nunmehr 25 Jahren das Publikum auf seine Planetenreise.

Dentler gastierte mit seiner Truppe in Kiels Partnerstädten
Kaliningrad, Gdynia, Brest und Coventry, um nur einige wenige
Stationen zu nennen, war weltweit unterwegs von Moskau bis New York,
von Mazedonien bis Massachusetts, von Berlin bis Buenos Aires und auf
Kuba. Für sein europaübergreifendes Engagement wurde er 2014 "für
seine außergewöhnlichen Verdienste um das kulturelle Leben Kiels" mit
der Andreas-Gayk-Medaille ausgezeichnet.
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Markus Dentler und Christoph Munk lassen 35 Jahre Theatergeschichte
Revue passieren

Foto: © 2019 by Schattenblick



Unvergessen auch die Reise zusammen mit Regisseur Christoph Munk nach
Managua in den 80ern zu Ernesto Cardenal, einem der bedeutendsten
Dichter Nicaraguas und nach der Revolution der Sandinistas acht Jahre
lang Kulturminister, Christ und Marxist und Träger des Friedenspreises
des Deutschen Buchhandels 1980, mit dem Dentler seit geraumer Zeit im
Briefwechsel stand. "Markus eroberte dieses Ministerium im
Handstreich", weiß Christoph Munk in seinem Jubiläumsrückblick zu
erzählen, "schiebt die beiden Telefonfräulein beiseite, rennt die
Treppe hoch, entdeckt Ernesto Cardenal auf dem Flur und ruft
'Erneschto, i bin do!'" In Zusammenarbeit mit den deutschen
Botschaften wurde innerhalb von nur einem Tag eine Tournee nach
Managua, Costa Rica und Guatemala organisiert. "Die Kulturattachés
waren sich einig, die Ministerien waren sich einig. Wir sind voller
Hoffnungen zurückgefahren", erinnert sich Munk. Leider scheiterte das
Projekt am Einspruch des Goethe-Institutes, das "sich weigerte, eigene
Planungen von Menschen anzuerkennen und zu bezahlen. Was wir ins
Ausland schicken, das bestimmen wir im Goethe-Institut und sonst
niemand." - "Aber was wir mitgebracht haben, ist immerhin die
Genehmigung von Ernesto Cardenal, ganz offiziell, all' seine Texte
tantiemenfrei aufzuführen", fügt Dentler nicht ohne Stolz hinzu.

Auch auf der eigenen Bühne in der Wilheminenstrasse ist das Programm
seit jeher vielfältig, eine gelungene Mischung aus Avantgarde und
Tradition, ernsten Themen und unterhaltsamen Boulevardstücken, gewürzt
mit einer Prise Lesung und einem ordentlichen Schuß Musik. Der Erfolg
gab den Komödianten recht. Was zunächst auf eine sehr überschaubare
Zeitspanne ausgelegt war, geht jetzt ins 35. Jahr. "Man kann das
Publikum doch nicht alleine lassen", sagt der Theaterchef.
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Markus Dentler als Baggerfahrer 2004

Foto: © 2004 by Thomas Eisenkrätzer



Zum Jubiläum war Markus Dentler am 3. Mai noch einmal in seiner
Paraderolle zu erleben, als Rune F. Lindgren in Henning Mankells
Bagger, eine Rolle, so urteilte die Presse seinerzeit, die der
schwedische Erfolgsautor ihm auf den Leib geschrieben haben könnte.
Das Stück aus dem Jahr 2002 habe er damals in Ystad gesehen,
"verstanden habe ich nichts, aber ich habe gesehen, wie die Leute vom
Lachen ins Weinen gefallen sind und zurück."

Grund genug, für eine Übersetzung zu sorgen und das Stück 2004 als
deutsche Erstaufführung nach Kiel zu holen. Bagger ist ein
Monolog über Schein und Sein, über Hoffen und Scheitern, Wollen und
Nichtkönnen. Über die Erkenntnis des eigenen Versagens und die
Unfähigkeit, es zu ändern. [1]

Im grün-weiß gestreiften Hemd, rosa gemusterter Krawatte und
zurückgegeltem Haarkranz hat sich Rune sorgfältig vorbereitet auf ein
Rendezvous mit "der heißesten Lady, die du dir vorstellen kannst" in
einer Bar, die schon bessere Tage gesehen hat. Aber er muß sich in
Geduld üben. "Ohne Geduld läuft nichts", lautet eine seiner zum Besten
gegebenen Weisheiten, von denen er einige auf Lager hat, daß
Ehrlichkeit absolut sein muß und wahre Schönheit von innen
kommt ... Der sichtbar in die Jahre Gekommene sinniert über sein
Leben, seinen Vater, der vergeblich im Keller einen pflanzlichen
Maschendrahtzaun zu züchten versuchte, seine Ex-Frau, die ihn für
einen Anderen mit mehr Haaren auf dem Kopf verlassen hat - "Mit Glatze
und Eierkopf wirst du nichts bei den Frauen" - und seinen frühen Traum
vom Fußballprofi, der sich nach 46 Sekunden auf dem Platz ohne
Ballkontakt erledigte. Jetzt gehören ihm 49 % eines Baggers, was
bedeutet, daß sein Kompagnon Johannson mit seinen 51 % bestimmt, wo 's
lang geht, während Rune schuften muß.

Zur Lage seines Landes hat er eine ganz eigene Meinung. daß es mit
einem riesengroßen Bagger einmal gründlich plattgemacht werden müßte
für einen kompletten Neustart, man die Steuern besser durch ein
Lottospielsystem ersetzen sollte, was nicht nur gerechter, sondern
auch lukrativer wäre, und für eine erfolgreiche Politik eine neue
Partei vonnöten sei, die Partei der Unzufriedenen PDU. Er sei kein
Rassist, sagt er, gegen die Ausländer, die Dänen, habe er nichts, aber
die Illegalen, die müssen raus. Und Gott? Gott ist ein Rubbellos.

Dentler inszeniert diesen zunehmend betrunkenen 'Verlierer im Alltag',
wie ihn Regisseur Christoph Munk fast liebevoll nennt, mit Hingabe,
variantenreicher Sprache und Gestik und einer präzisen Mimik, die sich
Zeit läßt und jede Gefühlsregung mitnimmt. Das ist sehr komisch,
manchmal traurig, bisweilen beklemmend ob der rechtspopulistischen
Anklänge mancher Äußerungen des Protagonisten, dabei hoch aktuell. Ein
gelungenes Solo, ein deftiges Stück Gesellschaftsporträt - Markus
Dentler at his best.

Am Ende ist die Schöne nicht gekommen, aber Rune Lindgren hat sich,
den fiktiven Barkeeper und sein Publikum aufs trefflichste
unterhalten. Ein Typ, räsoniert Christoph Munk in seiner Festrede,
"der nichts zu bejubeln hat in seinem Leben, aber trotzdem sich nicht
weinend auskotzt am Tresen, sondern er läßt sich tragen von einem
Traum. Und das ist, was das klassische Theater bestimmt, daß es immer
einen Traum hat. Und auch wenn er diesen Traum am Ende in Flammen
aufgehen läßt (das Bild seiner Angebeteten im Aschenbecher verbrennt,
Anm. d. Red.) - und das ist das Schöne am Theater - er wird morgen
Abend wiederkommen."

Man kann der Truppe um Markus Dentler für 35 Jahre Steh- und
Spielvermögen nur gratulieren. Reich geworden sind sie - trotz einiger
Unterstützung durch Sponsoren und die Stadt Kiel, wie Kulturchef
Scheelje in seiner Begrüßungsansprache bedauernd feststellte, ein
winzig kleiner Teil im Verhältnis zu den großen Theatern - dabei
nicht, fahren immer noch eher Rad als Royce, aber: "Zwei Bretter und
die Leidenschaft zu spielen - mehr brauchst du nicht", zitierte
Dentler bereits vor 10 Jahren den spanischen Dichter Lope de Vega
(1562-1635). Und es ist diese Leidenschaft, Lust und Spielfreude,
sichtbar, hörbar, fühlbar, die die Zuschauer immer wieder ins kleine
Zimmertheater und auf die inzwischen neue Bestuhlung treibt,
so es sie denn darauf hält. Der Abend endete einmal mehr mit tosendem
Applaus.

Ein Hoch auf die Kunst, auf die Kreativität, auf die Komödianten von
Kiel. Let the show go on!!
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Blumen zum Jubiläum
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Anmerkung:

[1] https://www.dtver.de/de/author/details/index/id/864
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / REPORT





INTERVIEW/047: 35 Jahre Theater Die Komödianten in Kiel - Wege auf die Bühne ...    Ivan Dentler, Peter Schmidt und Christoph Munk im Gespräch (SB)




Zum 35. Jubiläum der Komödianten trafen Schauspielkollegen,
Weggefährten, Zeitzeugen und Freunde des Theaters am Abend des 3. Mai
in der Wilhelminenstraße zusammen. Am Rande der Festivitäten hatte der
Schattenblick Gelegenheit zu einigen kleinen Gesprächen.

Beispielsweise: Ivan Dentler

Ivan Dentler ist der zweite und jüngste Sohn von Theaterchef Markus
Dentler. Er hat von 2003 - 2006 Schauspiel in Hamburg studiert, war in
zahlreichen Theaterproduktionen und einigen Filmrollen zu sehen und
stand zuletzt als Hans Schnier in Bölls Ansichten eines Clowns auf der
Bühne der Komödianten.




[image: Freundlich-zugewandtes Porträt - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Ivan Dentler im Gespräch mit dem Schattenblick

Foto: © 2019 by Schattenblick



Schattenblick (SB): Was sind deine ersten Erinnerungen an dieses
Theater?

Ivan Dentler (ID): Das Theater ist ja so alt wie ich. Zwei Monate nach
meiner Geburt haben meine Mutter und mein Vater es zusammen
aufgemacht. Meine Eltern konnten sich damals noch keinen Babysitter
leisten und so haben sie mich - das hat man mir später erzählt -
hinten in der Garderobe abgestellt. Eine romantische Geschichte, aber
erinnern kann ich mich daran nicht. Meine ersten eigenen Erinnerungen
sind, daß ich als Vier- oder Fünfjähriger in einem kleinen Anzug ins
Theater gekommen bin. Meine Eltern hatten sich ja getrennt, und wir
haben meinen Vater dann besucht, wenn er spielte. Dazu gibt es eine
kleine Anekdote, die ich von einem ganz alten Freund gehört habe, der
ziemlich von Anfang an mit dabei war, daß ich dann eben mit Fliege und
Weste und Hemd ins Theater gekommen bin und sich jemand gestritten
hat. Und da hätte ich gesagt: Ich laß mir doch den schönen
Theaterabend nicht verderben! Diese Geschichte ist bis heute ein
running gag geblieben (lacht). Der sehr nette Kollege Peter Schmidt,
der heute auch da ist, hat sich immer wieder gerne daran erinnert und
ich hab' mich dann auch erinnert.

SB: Was bedeutet dieses Theater heute für dich?

ID: Das ist schwer zu sagen. Das Theater ist ja tatsächlich schon
immer ein Begleiter in meinem Leben gewesen. Als Achtjähriger habe ich
beim Sommertheater die Bühne mit aufgebaut und dieses Jahr hat Der
kleine Prinz 25jähriges Jubiläum. Seit über 15 Jahren bin ich hier
selbst aktiv als Schauspieler und mittlerweile als Regisseur.

Der heutige Tag war für mich einfach sehr schön - meinen Vater in
seiner Paraderolle Bagger spielen zu sehen, es war eine tolle
Vorstellung. Er hat mir sehr gut gefallen, auch als Schauspieler. Es
ist eine große Freude, heute hier zu sein und das erleben zu dürfen.

SB: Und könntest Du Dir vorstellen, irgendwann einmal in sehr ferner
Zukunft das Theater fortzuführen - quasi als 'next generation'?

ID: Momentan kann ich 's mir nicht vorstellen. Als Schauspieler denkt
man nicht so weit, sondern nur: Okay, Engagement, die nächsten drei
Monate sind gesichert (lacht), und dann schau'n wir weiter. Also ja,
natürlich kann ich 's mir vorstellen. Ich liebe dieses Theater, hier
kann ich meine Kunst machen, die Dinge, die ich mag, ausprobieren. Das
Theater hat mich beruflich und auch persönlich viel gelehrt. Ich kann
hier auch immer noch einiges lernen und viel machen und klar, bevor 's
 zugemacht würde, würd' ich 's wahrscheinlich übernehmen, übernehmen
müssen. (lacht)

SB: Vielen Dank.




Beispielsweise: Peter Schmidt

Peter Schmidt gehört zu den ältesten Mitgliedern des Ensembles der
Kieler Komödianten und war unter anderem in der Revue Seemann, laß
das träumen oder Peter Handkes Publikumsbeschimpfung zu
sehen.

Schattenblick (SB): Herr Schmidt, wie lange sind Sie schon dabei?

Peter Schmidt (PS): Ich habe den Förderverein für private Theater in
Kiel gegründet, das war im Juni 1988. Markus Dentler suchte damals
einen Musiker und ich hatte ihm verschiedene vorgeschlagen. Dann habe
ich ihm selber vorgespielt, auf der Mundharmonika, und da fing er an
zu weinen und sagte: "Das ist genau das, was ich suche."

SB: Wie schön!

PS: "Aber ich bin nicht geeignet für die Bühne, Markus", habe ich
gesagt, "ich bin ein Zirkusmensch." Denn ich habe vorher immer Zirkus
gemacht. Nichtsdestotrotz, ich hab 's gewagt und es war ein
Riesenerfolg. Männerliebe haben wir gespielt, eine
Theatercollage durch die Weltliteratur. Und haste nicht gesehen - es
war richtig toll. Und dann war ich schon mal auf der Bühne und dann
ging es einfach weiter und ich hatte die erste Sprechrolle.
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Peter Schmidt (re.) im Gespräch mit Markus Dentler
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SB: Haben Sie auch beim Kleinen Prinzen mitgespielt?

PS: Nein, aber da habe ich 25 Jahre lang die Technik gemacht.

SB: Sie sind kein ausgebildeter Schauspieler, sondern eher 'learning
by doing'?

PS: Ich bin kein ausgebildeter Schauspieler, aber ich habe eine
jahrelange Zirkuserfahrung als Clown und Dompteur.

SB: Beste Voraussetzungen also! Was wünschen Sie sich fürs Theater Die
Komödianten?

PS: Daß es noch ganz, ganz lange existiert und weiterhin einen so
starken Publikumszuspruch hat. Wie der Vertreter der Stadt ja auch
heute abend festgestellt hat, sind die Subventionen, die die privaten
Theater kriegen, im Verhältnis zu den großen, also Opernhaus und
Schauspielhaus, verschwindend klein - aber wir kämpfen und wir werden
uns erhalten, davon gehe ich aus.

SB: Dafür wünschen wir Ihnen alles, alles Gute. Vielen Dank.



Beispielsweise: Christoph Munk

Christoph Munk war lange Jahre Redakteur der Kieler Nachrichten,
Theater- und Filmkritiker und kulturpolitischer Kommentator. Als
Regisseur ist er bei den Kieler Komödianten nicht mehr wegzudenken.


Schattenblick (SB): Herr Munk, können Sie sich an Ihre ersten
Erfahrungen in diesem Theater erinnern?

Christoph Munk (CM): Ja, daran kann ich mich gut erinnern. Ich habe
die erste Vorstellung gesehen und war ganz einfach begeistert, daß es
in Kiel ein weiteres Theater gibt, zum ersten Mal ein Privattheater.
Das fand ich toll. Ich kannte das aus anderen Großstädten und fand,
daß es in Kiel immer gefehlt hat. Und ich fand 's wunderbar, wie
unkonventionell das alles ablief, und wie viel man da machen konnte,
obwohl die Mittel sehr gering waren. Welche Initiative und Energie da
in die Stadt kam, das fand ich von Anfang an auch als Theaterredakteur
bei den Kieler Nachrichten einfach phantastisch.

SB: Sie haben die Anfänge als Redakteur begleitet, nicht als
Regisseur?

CM: Als Regisseur habe ich erst später angefangen. 1986 hat mich
Markus zum ersten Mal überredet, selber Regie zu führen. Da hatte er
ein Jahr lang an mir gearbeitet, bis ich dazu bereit war, das zu tun.
Aber in seiner Art (lacht), Überzeugungsarbeit zu leisten, hat er es
dann irgendwann geschafft und dann habe ich gesagt, gut, ich suche mir
ein Stück aus, aber du mußt mir helfen.

SB: Sie haben heute noch einmal die verschiedenen Spielstationen der
Komödianten innerhalb und außerhalb Europas aufgezählt. Waren Sie
immer mit dabei?

CM: Ich war viel mit dabei, nicht bei allen Veranstaltungen, aber bei
den meisten. Was ich ganz hautnah erzählen kann, sind unsere
Erlebnisse in Managua und in New York. Bei der Geschichte Goethe
geht baden, auf dem Kieler Leuchtturm oder draußen auf dem Schiff
zum Beispiel, da war ich immer begleitend dabei. Ab '86 habe ich dann
ja auch Regie geführt. Ich habe mich immer ein bißchen verantwortlich
gefühlt für die Abläufe, das Zusammenstellen von Showprogrammen, so
etwas.

SB: Was war Ihr eindrücklichstes Erlebnis im Zusammenhang mit diesem
Theater?

CM: Eins der eindrücklichen Dinge war sicherlich der Besuch in Managua
bei Ernesto Cardenal, wo ich merkte, daß dort die Dinge anders laufen,
als unsere Kulturpolitik von Deutschland aus sich das vorgestellt hat.
Ich habe da einmal einen Satz gehört von Sergio Rincón, der sagte: Die
schicken uns vom Goethe-Institut immer so Leute wie Dorothee Sölle
oder Günther Grass, aber damit können wir nichts anfangen. Wir
brauchen niemand, der uns sagt, daß wir im Krieg sind, denn das wissen
wir, das erleben wir jeden Tag. Das war ja noch in der Endzeit des
Krieges der Sandinisten gegen das Somoza-Regime und sie sagten, den
Krieg haben wir täglich vor der Tür, darüber müssen wir uns nicht von
Europäern belehren lassen. Macht doch etwas, das Ihr mit uns feiern
könnt. Wir wollen lernen, wieder zu feiern. Sie hatten einfach eine
andere Ansicht davon, was Kultur und was Kunst in diesem Land gerade
machen sollte, anders als das Behütete, konzeptionell Durchdachte, das
wir aus Europa mitbrachten. Wir sollten ja Der Kleine Prinz
spielen. Ihr müßt uns Geschichten erzählen, haben sie gesagt, ihr müßt
uns wieder Märchen erzählen, das ist wichtig. Was wir da mitbekommen
haben an lebendiger, spontaner Kultur, das war mit eines der
eindringlichsten Erlebnisse.

SB: Aber Sie haben dort nicht gespielt.

CM: Nein, es kam überhaupt nicht dazu. Dabei war alles organisiert.
Sie haben gesagt, Eure Flüge können wir nicht bezahlen, aber sobald
Ihr das Land betretet, bezahlen wir alles. Wir transportieren Euch,
wir bringen Euch unter, wir verpflegen Euch. Aber das Goethe-Institut
meinte, das steht nicht auf unseren Plänen, da haben wir etwas anderes
für die nächsten Jahre, wie kommen Sie dazu, von sich aus so etwas zu
planen? Das geht gar nicht. Das unterstützen wir nicht. Wir hätten ja
acht bis zehn Leute mitnehmen müssen, hätten acht bis zehn Flüge
bezahlen müssen, das wäre gar nicht zu finanzieren gewesen. Und daran
ist es letzten Endes gescheitert.

SB: Wann war das genau?

CM: Das muß 1986/87 gewesen sein, die Zeit, als die Sandinisten auch
hier bei uns eine große Nummer waren, als viele junge Deutsche nach
Nicaragua gefahren sind, um Entwicklungshilfe zu leisten.
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Kritische Reflexionen zum Theater - Regisseur Christoph Munk
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SB: Was wünschen Sie dem Theater für die nächsten 35 - oder sagen wir
mal, fürs nächste Jahr, denn Theaterleute gucken ja nicht so weit?

CM: Dem Theater wünsche ich einfach, daß es weiter durchhält, daß es
Möglichkeiten findet, mit diesen doch relativ geringen Mitteln weiter
zu existieren, weil es ein Leben von der Hand in den Mund ist. Daß man
im Hinterkopf immer die Einnahmen haben muß, wenn ich als Regisseur
anfange, zu inszenieren - Kriegen wir damit den Saal voll? -, das ist
eigentlich etwas, was nicht unbedingt etwas mit den Aufgaben des
Privattheaters oder der freien Theater zu tun hat. Sondern die sollten
genügend Freiheiten haben, auch Dinge zu probieren, die vielleicht
nicht unbedingt ein Publikumserfolg sind, die auch ästhetisch mal
gewagt sind, die neue Wege beschreiten. Dazu müßte man einfach mehr
Geld im Hintergrund haben, mehr Zusagen: Wir bezahlen das.

Im Moment sind ja die Richtlinien des Landes immer noch so
ausgerichtet, daß es eine Erfolgsprämie gibt. Nach den Richtlinien der
Theaterförderung für die privaten Theater gibt es eine Grundförderung
für zwei oder drei Premieren im Jahr und die Restförderung für
verkaufte Eintrittskarten. Jede verkaufte Eintrittskarte wird belohnt,
was bedeutet, daß die, die Erfolg haben, noch eins oben drauf
kriegen, und die, die etwas wagen und riskieren und vielleicht nicht
so viel Erfolg haben, darunter leiden. Das habe ich damals als
KN-Kulturredakteur noch heftig kritisiert, da war ich aber der Einzige
im Lande, der sich journalistisch darum gekümmert hat. Es wurde dann
einfach so durchgezogen, und es ist bis heute so.

Markus Dentler bezeichnet diese Förderung immer als Almosen und stößt
dann überall auf Widerwillen, weil er das Wort Almosen ausspricht.
Aber wenn man mal umrechnet, was da zusammenkommt, davon könnte man
bei der Stadt gerade mal eine Sekretärinnenstelle bezahlen. Was soll
man hier damit bezahlen? Es gibt hier kaum die Chance, auch nur einem
Techniker mal das Jahr über ein Minigehalt zu geben. Mindestlohn, das
ist ein Traum für die freien Theater, Mindestlohn können sie alle
nicht bezahlen.

Ich bin ja jetzt Rentner. Ich brauche das nicht mehr zum Leben oder
habe es nie zum Leben gebraucht. Ich hatte mein gutes Redakteursgehalt
und konnte immer sagen, ich bin so frei, das nebenberuflich zu machen.

SB: Ganz herzlichen Dank und noch einen schönen Abend.

CM: Danke, Ihnen auch.
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / REPORT





INTERVIEW/046: 35 Jahre Theater Die Komödianten in Kiel - kleine Siege, großer Sinn ...    Markus Dentler im Gespräch (SB)




"Ich habe mir gedacht", erzählt Theaterchef Markus Dentler nach der
Vorstellung zum 35. Theaterjubiläum der Kieler Komödianten in seiner
Paraderolle als Rune F. Lindgren in Henning Mankells Bagger am
3. Mai im Gespräch mit dem Schattenblick, "ich spiel das jetzt noch
einmal - ich weiß ja nicht, ob ich es beim 40jährigen noch packe. 35
Jahre sind ja durchaus eine lange Zeit, nicht jede Ehe hält so lang.
Aber im Theater ist es natürlich so, da bin ich immer Schauspieler.
Ob's später allerdings dann noch klappt mit dem Text, das man weiß ja
nicht."

Schattenblick (SB): Können Sie sich noch an Ihr erstes Mal
Bagger erinnern?

Markus Dentler (MD): Ja, das war vor circa 15 Jahren, ich weiß nicht
mehr ganz genau, wann.

SB: Hat sich das Stück über die Jahre verändert?

MD: Naja, Rune Lindgren ist älter geworden. Am Anfang war ich noch
ein bißchen zu jung für den Baggerfahrer, heute hat er mehr Erfahrung.
So ein älterer Baggerfahrer, der fühlt sich halt überall
herumgeschubst - sagt er ja selber - weil er nichts kann außer
Baggerfahren. Der fährt acht bis zehn Stunden in seinem Bagger, aber
er bewegt sich überhaupt nicht, sondern nur der Bagger bewegt sich.
Ich habe das selbst einmal trainingsweise gemacht. Das Ding wird mit
einem ganz kleinen Joystick gefahren - das habe ich gar nicht glauben
wollen - und dann, KRRR..., rast der Bagger durch die Gegend. Wir
Schauspieler spielen ja noch selber. (lacht)

SB: Wieviel Rune Lindgren steckt in Markus Dentler?

M.D.: Ich glaube gar nichts, weil ich ja eigentlich Schauspieler bin.
Der Rune spielt sich vielleicht selber was vor, aber eigentlich will
er ja nur glücklich sein. Von daher, auf der Suche nach Glück, ist er
auch Markus Dentler, aber da sind die Schauspieler und die
Baggerfahrer scheinbar alle gleich.

Was mir imponiert hat: Henning Mankell muß den Leuten irgendwie aufs
Maul geguckt haben. Und ich habe das Stück auch deshalb nochmal
gespielt, weil es so aktuell ist für Deutschland, mit den Ausländern
zum Beispiel, wie wenn man ''s heute geschrieben hätte. Aber es ist
alles original Mankell. Die Schweden waren ja einige Jahre vor uns
dran mit den Sozialgesetzen à la Hartz IV. Deswegen ist das Stück für
uns so aktuell. Ich meine, es gibt kein aktuelleres. Wie er da
philosophiert, daß man mit unserem Land einen totalen Neuanfang machen
müßte ... Ich wundere mich, daß es nicht mehr Theater spielen.
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Theater leben! - Markus Dentler im Gespräch mit dem Schattenblick
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SB: 35 Jahre Kieler Komödianten, da darf man gratulieren. Welches war
das schönste, welches das traurigste Ereignis in dieser Zeit?

MD: Das Schönste war natürlich, daß wir überhaupt eröffnet haben und
traurig gibt 's eigentlich im Theater nicht. Es gibt vielleicht mal
Mißerfolge, wir versuchen im Theater ja immer zu machen, was uns
gerade beschäftigt. Das gibt 's dann schon mal, daß es beim Publikum
nicht ankommt, aber nicht oft.

SB: Was wünschen Sie sich am allermeisten zum Jubiläum?

MD: The show must go on. Das wünsche ich mir natürlich. Ich kann mir
nicht vorstellen, ohne Theater zu leben, das ist klar.

Allein wenn du so ein Stück spielen kannst, das so aktuell ist. Und
man sieht auch, hier braucht man wirklich nur einen Schauspieler. Du
brauchst nicht fünf Schauspieler auf der Bühne. Wenn 's ein guter
Autor ist, genügt ein Schauspieler, und ein Henning Mankell, man kann
ja sagen, was man will, schreibt sagenhaft. Er schreibt 's einem ins
Maul und es steht alles genau so drin, sogar die Sachen, die an die
Klowand gekritzelt worden sind, stehen im Text. Das hab nicht ich
erfunden. Das hat Henning Mankell erfunden. Das ganze Stück ist
komplett Mankell.

Und ich habe gesagt, wenn 's ein freies Theater aushält, dann hält
man 's auch aus. Es heißt ja, da hat auch das Publikum Schuld, sonst
würden wir 's ja nicht aushalten. Wir müssen die Eintrittskarten
verkaufen, 90 Prozent müssen wir selbst erwirtschaften, weil
Schleswig-Holstein immer noch so wenig Unterstützung gibt. Es gehört
zu den Ländern in ganz Deutschland, glaube ich, wo die freien Theater
das Wenigste kriegen. Mit der Unterstützung könnten wir nicht mal
einen einzigen Schauspieler beschäftigen.

SB: Aber Sie haben ein wirklich treues Publikum - und ein
begeistertes.

MD: Ja, das haben wir!

SB: In diesem Sinne wünschen wir alles Gute für die nächsten 35 Jahre.

MD: Ich habe mich gefreut, daß Ihr da seid. Übrigens hat Der Kleine
Prinz dieses Jahr auch Jubiläum, das 25jährige. Der hat schon
sieben Oberbürgermeister überlebt ...
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INFOPOOL / UMWELT / REDAKTION





KLIMA/704: Fracking - subventionierter Scheinkompromiß ... (SB)




Die EU wird in Zukunft sehr viel mehr Flüssiggas aus den USA
importieren als bisher. Das Gas wird mit der besonders
umweltschädlichen Methode des Frackings gefördert. Das vergiftet die
Fördergebiete in den USA und darüber hinaus trägt es erheblich zur
globalen Erwärmung bei. Außerdem ist das Fracking-Gas viel teurer als
Erdgas aus konventionellen Lagerstätten. Deshalb müssen die EU und
einzelne Mitgliedsländer den Gas-Import aus den USA mit Milliarden
Euro subventionieren. Hierfür werden sogar Gelder aus dem üppigen
Topf für "Projekte gemeinsamen Interesses" (engl. abgekürzt PCI)
verwendet. Bei diesen Projekten der Europäischen Union handelt es
sich um grenzüberschreitende Infrastrukturen, die eigentlich am
Klimaschutz ausgerichtet sein sollten. Erdgas ist zwar in der Regel
weniger klimaschädlich als fossile Energieträger wie Erdöl und Kohle,
aber nicht so sehr, als daß mit einem Umstieg auf Erdgas die
internationalen Klimaschutzziele des Übereinkommens von Paris
erfüllbar wären.

Am 25. Juli 2018 war EU-Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker nach
Washington gereist und hatte mit US-Präsident Donald Trump einen Deal
ausgehandelt. Der hat unter anderem zum Ergebnis, daß die Europäische
Union in Zukunft mehr Flüssiggas (LNG) aus den USA kaufen wird.
Seitdem sind die LNG-Importe der EU um 272 Prozent auf 10,4
Milliarden Kubikmeter gestiegen. Damit haben die USA in den letzten
sechs Monaten einen Anteil an den gesamten LNG-Einfuhren der EU von
13,4 Prozent erlangt. Seit der Gemeinsamen Erklärung haben die USA 30
Prozent ihrer LNG-Exporte in die EU ausgeführt, im März und April
dieses Jahres waren es schon 35 Prozent.

Trump hatte der EU die Pistole auf die Brust gesetzt und verlangt,
daß sie den USA gefälligst mehr LNG abnimmt, ansonsten werde er Zölle
auf Ausfuhren der Europäischen Union erheben. Die EU, die sicherlich
kein einheitlicher Interessenblock ist, hat Vor- und Nachteile
abgewogen und sich zu dem Deal bereit erklärt. Im Ergebnis kam ein
doppelter Nachteil für den Klimaschutz und die davon am meisten
betroffenen Menschen im Globalen Süden heraus. Denn Autos sind eines
der klimaschädlichsten Fortbewegungsmittel, und umgekehrt hat sich
auch Erdgas, das per Fracking gewonnen wird, als wesentlich
klimaschädlicher erwiesen, als gemeinhin bekannt. Denn in die
Klimabilanz fließt nicht nur das Kohlenstoffdioxid ein, das bei der
Verbrennung entsteht, sondern auch das Erdgas, das direkt bei der
Förderung, später beim Transport durch Pipelines, bei der
Verarbeitung und Verflüssigung und aus anderen der zahlreichen
Gas-Installationen in die Atmosphäre entweicht. Nach
Kohlenstoffdioxid ist Methan das zweitwichtigste anthropogene
Treibhausgas.

Beim umstrittenen Fracking wird das Erdgas regelrecht aus der
gasführenden Schicht herausgepreßt. Dazu wird Wasser, das mit einem
Chemikaliencocktail und Spezialsanden angereichert ist, unter hohem
Druck in den Untergrund gepreßt, so daß das Gestein aufbricht und das
Gas zusammenströmen kann. Diese hoch umstrittene und beispielsweise
in Schleswig-Holstein verbotene Fördermethode ist mit einer Vielzahl
von Umweltverschmutzungen verbunden, angefangen von den sogenannten
Frackfluiden (zurückgeholte Frackflüssigkeit), die mitunter in
Absetzbecken unter freiem Himmel gelagert wird, über die Freisetzung
von aus der geologischen Schicht ans Tageslicht gebrachten
radioaktiven NORM-Teilchen bis zu den Gasleckagen der
Fördereinrichtungen. Dem noch nicht genug, werden bis zu 25 Prozent des
Energiegehalts von Gas für seine Abkühlung und Verflüssigung zu LNG
verbraucht.

Noch ist der LNG-Import aus den USA gering im Vergleich zum gesamten
Erdgasverbrauch der EU in Höhe von 400 Milliarden Kubikmeter pro
Jahr, aber die Tendenz ist eindeutig. Zudem haben sich
EU-Energiekommissar Miguel Arias Cañete, der früher in der
Gasindustrie tätig war, und US-Energieminister Rick Perry am 2. Mai
2019 auf dem EU-US Energy Council High-Level Forum in Brüssel
getroffen, um darüber zu beraten, wie der Anteil der USA an den
Gasimporten der EU erhöht werden kann.

Die USA verfolgen mit ihrer Energiepolitik drei Anliegen, ein
ökonomisches und zwei geostrategische. Zum einen geht es schlicht ums
Geschäft. Washington will seine Konkurrenz ausstechen und setzt dafür
alle verfügbaren Mittel ein, damit sein teures Fracking-Erdgas
gegenüber dem billigeren Pipeline-Erdgas bevorzugt wird. Zum anderen
soll der geopolitische Widersacher Rußland, das der wichtigste
Gaslieferant der EU ist, geschwächt werden. Drittens wollen die USA
nicht tatenlos zusehen, wenn die beiden Kontinentalmächte Europäische
Union (Hightech-Standort) und Rußland (Rohstoffe) eine strategische
Partnerschaft zum Nutzen beider Seiten eingehen.

Ein nicht unbedeutender Kollateralschaden des Frackings: Die USA
nutzen das Gas, um daraus Plastikpellets, einen Rohstoff für die
Kunststoffindustrie, herzustellen. Auch die EU will das LNG aus den
USA zu diesem Zweck nutzen. Als wenn es noch nicht reichte, die Erde
aufgrund der globalen Erwärmung unbewohnbar zu machen, wird auf
diesem Weg weiter intensiv daran gearbeitet, die Weltmeere mit
Plastik zu verseuchen. Bezeichnenderweise war auf der 4.
Umweltversammlung der Vereinten Nationen (UNEA 4) im März dieses
Jahres ein internationales Abkommen zur Begrenzung des
Plastikverbrauchs am Widerstand der USA und einer Handvoll anderer
Staaten gescheitert.

Ob nun Erdgas über die im Aufbau befindliche, umstrittene Pipeline
North Stream 2 von Rußland über die Ostsee nach Deutschland geleitet
wird oder ob die USA noch mehr LNG-Flüssiggastanker den Atlantik
queren und in Westeuropa anlanden lassen, ist dabei gar nicht so
bedeutsam. Wenn man bedenkt, was eigentlich auf den Spiel steht, kann
man solche Ränkespiele in beiden Fällen nur als feindlichen Akt
gegenüber den vom Klimawandel besonders betroffenen Ländern des
Globalen Südens, den flachen Inselstaaten und grundsätzlich den
zukünftigen klimawandelgehetzten Generationen bezeichnen. Darüber
hinaus werden heute zahlreiche neue Pipelines verlegt und
LNG-Terminals gebaut, die morgen schon wieder wertlos sind. Der
fossilen Energiewirtschaft in den Rachen geworfenes Geld, für das
viele Menschen hart gearbeitet und ihre Physis verbraucht haben. Der
Energieträger Erdgas ist kein Zukunftsmodell.

13. Mai 2019
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